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AlB-Aktuell: Die Farce um Kampuchea 
Der unrtlhmliche Untergang des kampucheanischen Pol-Pot-Regimes 
Anfang Januar d. J. lOste in Pekifli wie den Hauputldten der NATO. 
Machte Bestürzung aus. OafUr durfte es nur eine Erklärung geben; 
"Dies ist ein offenkundiger Akt bewaffneter Agaression gegen Kampu­
ehca durch die vietnamesischen Hegemonistcn." So die Version der Re­
gierung der VR China vom 7. I. 1979. Mit den gleichen Spruchen war­
teten die earter-Administration und der ncuaufacfrischtc Prinz Siha­
nouk vor dem UN-Sichcrheiurat auf, wo man vereint zur UN-Inter­
ventlon in Kampuchca/Viernam rief. 

Mit Sihanouk wurde cin politischer Kadaver als .. Rcgierungsvenrcter 
des demokratischen Kampuchca" prlscntiert, der von der Pol 
Pollleng Sary-Cliquc schon vor Jahren politisch kaltgestel!t und in ei­
ßen Goldklrll mit ,,4 Bediensteten", "gutem Essen" und gewissem 
Komfon ($0 der Prinz im Gespr!ch mit dem Stern am 18. I. 1979) zur 
Ruhe gesetZt worden war. Millionen seiner Landsleute wurden in dieser 
Zeit in dem schon gar nicht "demokratischen" Kampuchea massa- ' 
kriert , verschleppt, zur Zwangsarbeil und in einen Krieg gegen Vietnam 
get rieben, ohne daß der angebliche "KAmpfer" Sihanouk auch nur ein­
mal Protest angestimmt h.lttte. 

Inlernntlonsrec:hl der UNO? 

Gerade hierin aber, in den unvorstellbaren Verbrechen des PoI-Pot­
Regimes gegen das eigene Volk, liegt eine Hauptunache fnr den durch­
schlagenden Erfolg des bewaffneten Volksaufstandes vom Dezember 
1978/Januar 1979. Es versteht sich, daß allein diejenigen, die an der 
Spille der Nationalen Einheitsfront Kampucheas (FUNKSN) tatsach­
lieh fUr die Verteidigung der elementarsten Interessen· dieses Volkes ge­
kämpft und eine Revolutionsregierung des yolkes errichtet haben, zur 
rechtmlßigen Vert retung des kampucheanischen Volkes befugt s ind. 
Alles andere ist Verletzung des Prinzips der Nichteinmischung in die in­
neren Angelegenheiten dieses Landes. 
Natürlich, es gibt ein UN-Interventionsrecht in die inneren Angelegen­
heiten eines Landes: Einmal gilt ihre ZU$tlndigkeit im FaUe besonders 
nagranter Mensehenrechuverletzungen; dann aber h.lttte man ehrli­
cherweise gegen das Massakerregime Pol Pot in tCT"Venieren mUssen. 
Zum zweiten tritt das UN- Interventionsrecht im Faire einer weltfrie­
densbedrohenden Aggression ein; dann aber hatte man ehrlicherweise 
spatestenl zum Zeitpunkt der einschigen Eskalation des kampucheani­
sehen Grenzkrieges gegen das Nachbarland Vietnam intervenieren mUs­
sen. Doch der von chinesischen Militllrberatern und Waffenlieferungen 
mitinuenierte, seit 1977178 in'Diivisionsstarke gefUhrte Aggressions­
krieg des Pol Pot-Regimes (siehe Dokumentation in AlB 4 und 
11 - 12/1978), wurde weder von Washington noch von Peking ange­
klagt. Vietnam hat dieses Zerstörungswerk mh unverh.ltltnismlßiger 
ZurQckhaltußJ als einen auf die Grentbereiche besch~nkten Abwehr­
krieg und eben nicht mit einem "Einmarsch" gen Phnom Penh beant­
wortet - eine Tatsache, die der nachstehende Behrag des australischen 
Indochinaexperten und Augenzeugen Wilfried Bun::hen schlUssig nach­
weist: 
Pol Pot selbst hat unfreiwillig eingestanden, daß die in Ostkampuchea 
Ende 1978 befreiten Gebiete eben nicht von Vietnam besetzt, also fol­
gerichtig i:lurch die innere Widerstandsbewegung selbst erkIImpft wa­
ren. Daß diese nationale Widerstandsbewegung schon 1975 einsetzte 
und bereits im Frühjahr 1978 erste sroße Ausmaße annahm, schildert 
- mh vielen neuen Details - die Rede des FUNKSN-GeneralsekretAr 
Ros Sama)' (siehe auch FUNKSN-Grundsattdokumente in AlB 
2/1979). So bleibt die Frage, warum der Zusammenbruch des Phom 
Penher Regimes derart rasch nach der Konstituierung der FUNGN 
(Anfang Dezember 1978) möslich wurde? War das Pol-Pot-Rejime 
wirklich so stark, daß - wie die arnerihnische-Time vom 29. I. 1979 
behauptete - nur der Einsatz vonlOODOOvietnamesischen Soldaten in 
einem "Blitzkrieg" das · Land unter Kontrolle zu bringen vermochte. 
Die Ente von einer "Großoffensive Vietnams in Kampuchea" hatte bo­
merkenswener Weise die vom CIA finanzierte Stimme Amerikas bo­
reilS im Juni 1978 fabriziert . um sie splter zu dementieren. Diesesmal 
konnte sie nur deshalb international mehr Glauben finden, weil die rea­
le Stlrke des inneren politisch-militlrischen Widerstandes, seine Orga. 
nisierung durch erfahrene Kampfer der " Roten Khmer" und die extre­
me Schwllchung der Pol-Pot-Armee im G renzkrieg mit Vietnam nicht 
bekannt waren. Das Regime haue sich mit der Verlagerung von 17 sei­
ner insgesamt 19 Divisionen an die Grenze mit Vietnam selbst der mili-

tarischen Bchauptungsflhiakeit in den Kerngebieten des Landes bc-. 
raubt, d. h. sein eigenes Grab geschaufelt. Die revolut ionaren Streit· 
krlfte der FUNKSN trafen bei ihrem Vormarsch aus diesem Grund auf 
relativ schwachliehe Gegenwehr, zumal das alte Regime nicht auf die 
Unterstü tzung des Volkes Zll.hlen konnte. 

Wenn man so will, hat Vietnam auch wichtige direkte Hilfe fUr den 
kampuchanischen Volkswiderstand geleistet, und zwar einerseits mit 
der Bindung und Aufreibung dts Gros der Pol-Pot-Armee im Grenzbo­
reich, andererseiu mit der Ausbildunss- und Waffenbereiutelluns tur 
die Klmpfer der FUNKSN. Aber, ist das Aggression? Ist die Bereiutel­
luns von Basen und Waffen etwa seitens der arrikanischen Frontstaa­
ten fUr die Guerillas der Patriotischen Front, der SWAPO und des 
ANC Aggression? NatUrlich nicht . Wer die UnterstUtzußJ, wer die ~ 
lidaritat fllr die Befreiungsbewegungen als Aggression mißdeutet, tut 
dies, wei l er damit eisensUchtige, nationalistische Interessen bemAn­
teln, weil er sein Paktieren mi t dem Imperialismus gegen den nationa­
len Befreiungskampf verschleiern will. Genau das will die chinesische 
Führung. 

Aggression - aber nkbt von Vleln.rn. 

Im UN-Sicherheiurat stimmte sie am 15. I. 1979 mit den USA, Groß­
britannien und Frankreich fUr eine Resolution, die den RUckzuS "aller 
fremden Truppen" aus Kampuchea forden. Sie wurde dun::h ein sowje­
tisches Veto blockiert. FUr den Washington-Reisenden Teng Hsiao 
Ping war dies ein Grund mehr, um den USA, Japan und den anderen 
Westmlchten eine gemeinsame Allianz gegen die Sowjet union und 
VietnamiKampuchea anzutragen (siehe Time-IntCT"View, S. 2. 1979). 
Mehr noch, in Washington drohte Teng, es sei an der Zeit , Vietnam 
endlich eine Lehre zu erteilen, wobei er Gewaltanwendung nicht aus­
schließen mochte. Zu diesem Zweck hat Peking seine . ,entschiedene 
Unterstützung" fUr eine G uerillakries der Pol-Pot-Reste versichert, 
hofiert es Sihanouk als diplomatisches Aushangcschild. Das interven­
tionistische Motiv der VR Ch·ina nannte Sihanouk selbst: "Die interna­
tionale Presse mas mich, sie hat micht Serad= adoptiert. Ich bin doch 
sehr nützlich ru r Peking ... Die Chinesen könnten militarisch an unse­
rer Seite eingreifen." (Stern, 18. I. 1979) 

&I'sei daran erinnert , daß ausaerechnet die VR China 1974 in der UN­
Vollversammlung Vorbehalte segen die damalige Verabschiedung einer 
Aggressionsdefinition anmeldete. Artikel I kennzeichnete Aggression 
als . ,die Anwendung bewafrneter Gewalt durch einen Staat, die gegen 
die Souveränitat, territoriale Intearitlt oder politische Unabhangigkei t 
eines anderen Staates gerichtet" ist. Bewaffnete Gewalt wendete die 
chinesische Seite seit ·1978 mehrfach bei kleineren Grenzprovokalionen 
segen Vietnam an. Zu vereiteln, daß sie eine$ Tages in einen großen Ag­
greuionskriea gesen Vietnam und Kampuchea cjnmUnden, ist.die Auf­
ilabe der Stunde (siehe Beitrag von E. Wulff.in diesem Heft). 
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Internationale Solidaritätsbewegung 
Erich Wulff 

AAPSO-Tagung von Hanoi 
Prof Erieh Wul//. Mitherausgeber des AlB. nahm in seiner Funktion 
als Sprecher des Antiimptrio/utischen Solidorit4tskomitees on der 7. 
PrtlsidiuntSlagung der AAPSO in Hana; teil. 

Ober 100 Delegierte aus nahezu 40 Undern waren zur 7. Pr.!.sidiumst&­
lung der Organisation fOr Afro-Asiat ische VOlkersolidaril3.1 (AA PSO) 
vom 13.- 15. Januar 1979 nach Hanoi gekommen. Dies war die erslC' 
große internationale Tagung, die nach der vol15tllndigen Befreiung und 
Wiedervereinigung ViC'lnams in Hanoi sta ttfand. Daß Vietnam als er­
SttS die AAPSO empfing, ist ein Zeichen dafür. daß es die intC'malion8-
1t SolidariUIt fOr seinen Befreiungskampf nicht vergessen hat und nun 
mit allen ihm möglichen Mille1n die VOlker der Drinen Welt umer­
stOtzt, die ihre Unabhängigkeit noch nicht errungen haben oder aber 
gegen Angriffe des Imperialismus ständig verteidigen müssen. 
Die Delegierten waren aber auch nach Vietnam gekommen, um an Ort 
und Stelle aus den Erfahrungen des vietnamesischen Befreiungskamp­
fes lernen zu können. Das Komitee ror Solidarit!t und Freundschaft 
mit den Völkern der Welt, der Ga!itgeber der Tagung, hatte dement­
sprechend ror die Delegierten, die dies wünschten, ein Rahmenpro­
vamm organisiert, das ober die Geschichte des vietnamesischen Befrei­
ungskampfes, aber auch über den Aufbau nach dem Sieg ausführlich 
informierte. Unter anderem waren alle Delegierten zu einer mehrt!gi­
gen Reise naeh Ho-C hi-Minh-Stadt eingeladen. 

Begegnung mit dem neuen Kampuchea 

Das herausragende, aktuelle Ereignis der Tagung war die Begegnung 
mit der vom Generalsekretär der Nationalen Einheitsfront fOr die Na­
tionale Re.ttuntl Kampucheas (FUNKSN), Ros Sama)" angeführten 
kampucheanischen Delegation nach der der "zweiten Befreiung" die­
ses Landes, eine Befreiung von der mOrderischen Schreckensherrschaft 
des Regimes Pol Pot/leng SIr)'. dem über 2 Mio ~enschen sei t dem 17. 
Apri l I97S (der ersten Befreiung Phnom Penhs) zum Opfer gefallen wa-
ren. 
Nahezu alle Delegierten beglückwünschten das kampucheanische Volk, 
die Nationale Einheitsfront und den gerade gegrOndeten Relvolutibnä­
ren Volksrat zu dem raschen Sieg. Für ein ige Delegierte waren dabei die 
Ereignisse über den eigenen Informationsgrad alb;u ra5l;h hinwegge­
gangen: Der Botschafter eines afrikanist hen Staates warnte in seiner 
Rede schr emphatisch die Vereinigten Staaten (1), sith in die inneren 
Angelegenheiten afrikanischer oder asiatischer Staaten einzumischen: 
Wenn sie die Warnung nkht beherzigten, so wUrde es ihnen so gehen 
wie jetzt in Phnom Penh. 
Aber solche eher erheiternden Szenen blieben Einzderscheinungen. 
Hervorzuheben bleibt, daß praktisch alle Delegationen das kaputhea­
nische Volk zu seinem Sieg über die Terrorherrschaft begllkkwUnsth. 
ten und wahrend der Tagung auch noch bekannt wurde, daß der größte 
Teil der sozialist ischen Länder inzwischen den Revolutionären Volk srat 
Kamputheas als einzige legitime Regierung des Landes anerkannt hat· 

Ich selber hatte bereits unmittelbar nach meiner Ankunft in Hanoi, 
d. h. noch vor dem Beginn der Prtls"idiumstagung, auf einer Solidari· 
tltsveranstaltung im Nationaltheater Hanois Gelegenheit. die kampu­
cheaniKhe Delegation kennenzulernen: wohl als erster WesteuropIer 
Oberhaupt. 
Den Kampucheanem standen Tränen in den Augen; sie hatten offenbar 
Sthwierigkeiten, zu begreifen, daß die Sthr«kensherrschaft wirklich 
zu Ende war, zumal jeder von ihnen den Verlust von nahen Angehöri ­
gen zu beklagen haue. In den Gesprä t hen mit der Delegation. aber 
auch in der Rede von Ros Sama)' auf der Präsidiumstagung wurde 
deutlitb. daß das neue Kampuchea beim Nullpunkt beginnen muß. Na­
hezu aUe sozialen, fa mi liären, nachbarsthaftlichen, kulturellen Bin· 
dungen hatte das Regime Pol Potl leng Sar)' zerstört. Unterkünfte müs­
sen gebaut werden, um die wieder zusammengcrohrten Familien zu be­
herbergen: es fehlt sogar an Kochtöpfen und elementaren Küchengerä­
ten. Sthulen müssen wieder eröffnet werden und Krankenhäuser . Diese 
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Einrichtungen hatte das Regime $thlithtwcg abgeschafft. 
Ein zweiter, wichtiger Diskussionspunkt auf der PrlsidiuDlStagung war 
die Gefahr, die dem Weltfrieden durth die gegenwärt ige Politik der 
FOhrung der Volksrepublik China droht . In diesen Zusammenhang ge­
hOrte die politische und militlrische UnterstOtzung der abenteuerlichen 
Kriegspolitik des Po)l POIlleng Sary-Regimes gegen Vietnam. aber auch 
die Massierung chinesischer Gruppen an der vietnamesischen Nord· 
grenze. Die Politik der Volksrepublik China, Allianzen mit dem we­
steuropaisthen und US. lmperialismus gegen die fortschrilllichen Krar· 
te in der Welt zu schließen, und zwar aus einem wahnhaften Antisowje­
tismus. wurde allseits verurteilt. 
Entspr«hend der politischen Lage waren zwei weitere S<:hwerpunkte 
der DeballC das südliche Afrika sowie der Nahe Osten. Joshua Nkomo 
hielt eine vielbeachtete Rede, in der er sehr freimO tig und ausfllhrlich 
Ober die Erfolge, aber auch die Schwierigkeiten und Nöte des Befrei­
ungskampfes im Zimbabwe sprach . Versuche der Imperialisten standen 
zur Diskussion, in Zimbabwe und Namibia Marionettenregimes zu er­
richten, die die Fortdauer einer neokolonialen Ausbeutung erlauben. 
Diese Versuche wurden selbstverständlich \'on allen Delegierten verur­
teilt. 
Schwieriger war es für die AAPSO, ihre Nahost-Politik zu formulieren. 
Immerhin wurde in Reden und Resolutionen der Versuth verurteilt. 
Zwietracht unter die arabischen Nationen zu säen und sie zu spalten. 
Das R«ht des palästincnsischcn Volkes auf einen eigenen Staat wurde 
bekrlftigt, ebenso wie der Anspruth der PLO, die einzige legitime Ver· 
tretung des arabischen Volkes von Pallistina zu sein. Auch die Verein­
barungen von Camp David wurden, in Anlehnung an die Bagdader 
Gipfelkonferenz, zurückgewiesen . Zu einer darüberhinausgehenden 
Verurteilung der gegenwartigen agyptischen Politik kam es jedoch auch 
aus begreiflichen Grllnden (siehe AAPSO· Kasten) nicht. 

AAPSO-Öffnung für Weslturopa? 

Eröffnet wurde die Tagung durch eine Rede Pham Van Dongs, des Mi· 
nisterpräsidenten der Sozialistischen Republik Vietnam. Pham betonte, 
daß Vietnam alle um ihre Unabhllngigkeit ringenden Völker unteT5tüt · 
ze, daß es sich seit der Konferenz von Bandung (l9SS) als aktivCli Mit · 
glied der Gemeinschaft der Nichtpaktgebundenen Staaten betrachte 
und einen besonderen Wert auf eine enge, friedlkhe Zusammenarbeit 
mit den anderen Undern Südosta,iens lege. Alle Aggressionshandlun· 
gen der Imperialisten. aber auch der "internationalen Reaktion'· (hier 
ist vor allem die gegen ... ·ärtige Pckinger Führung gemeint) werde Viet­
nam entschiedenen Widerstand entgegensetzen. 
Die gesamte Tagung fand im Gebllude der viClnamesiSthen National­
versammlung statt. was bereits die' Bedeutung kennzekhnet, die ihr von 
vietnamesischer Seite zugewiesen wurde. Neben den OffentHchen 
Eröffnungs- und Abschlußsitzungen fanden Arbeitssitzungen statt; 
abends und nachts tagte die Entwurfskommission fIlr die geplanten Re­
solutionen. Bei der Absthlußsitzung ' konnten dann 26 Resolutionen 
einstimmig verabschiedet werden, neben der allgemeinen Erklärung der 
AAPSO sokhe zum südlichen Afrika, dem Nahen Osten. der Westsa­
hara, Vietnam u'nd Kamputhea, Korea, dem Iran, dem Indischen Oze­
an, zur Nichtpaktgebundenheit, zur Abrüstung usw. 
Ein großes Interesse wurde von den Teilnehmern westeuropllisthen So­
lidaritltskomiten entgegentlebracht (Frankreith, Italien, Finnland, 
BRD). Die lange Redezeit, die den Vertretern dieser Komiten zugestan­
den wurde, belegt, dan die AAPSO den Solidarit!tsbewegungen in den 
kapitalistischen Ländern eine große Bedeutung beimißt: Möglicherwei­
se eine Bedeutung, die diese Komiten bisher noch nicht haben. Die Ta­
gung machte aber auch deutlich. wie notwendig eine enge Zusammen· 
arbeit dieser Komitees mit der AAPSO ist. Eine für die nächste Zu· 
kunft vorgesehene Änderung der Statuten der AAPSO wird es möglich 
machen, daß diese Komitees nicht mehr. wie bisher, sich mit dem Sta­
tus von Gästen und Beobachtern zufried~n geben müssen, $ond~rn 
auch assoziierte Mitglieder dieser großen afroasiatischen Solidaritllt· 
sorganisation werden können. 



.------- Das Profil der AAPSO- - -----, 

Die Organisation rar Afro-Asiatj~hc Völkerfreundschaft (AAPSQ) 
ist eine illlernationa]c, nichlSlaatlichc Organisation, deren Ziel es ist, 
die VOlker Afrikas und Asiens zu unterstützen in "ihrem unvermeid­
lichen und gemeinsamen Kampf für Selbstbestimmung gegen Impe­
rialismus. Kolonialismus, Neokolonialismus, Rassismus, Faschismus 
und Zionismus und gegen alle FDrmcn der Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschtfl. Sie handelt als integraler Bestandteil der wclt­
wei len amiimperiatisiischen Front und führt ihren Kampf in Einheit 
mit allen fortschrittlichen Kräften der Weh." (Aus der Pflambd der 
AAPSO-Staluten). 
In ihrer Programmatik ist die AAPSO stark gepragl von dem Geist 
und den Prinzipien der Konferenz von Bandung, in deren Folge sie 
von Gamal A. Nas~r 19~7 gegründet worden war. 

Stit 1957 Organ des Befreiungskampfes 

Die AAPSO erfüllt die ihr gestellten Aufgaben vor allem dadurch, 
daß sie 
• politische Orientierungshilfen und Aktionsempfehlungen an na­
tionale Solidaritlhsorganisationen und Bewegungen gibt, und diese 
bei ihren Aktivitaten untCTsHl!:U, 
• als Plauform und Stütze rtl r nationale Befreiungsbewcgungen 
dient; AAPSO-Mitgl ied waren so b.l:w. sind u. a.: FNL-Algerien, 
FNL-Slldvietnam, MPLA-Angola, PAIGC-Guinea Bissau, FRELl­
MO-M~ambique, ANC-Slldafrika. SWAPO-Namibia, ZAPU· 
Zimbabwe, PLO·PaJästina; 
• als Koordinationsorgan fllr internationale Kampagnen dient; 
• Verbindungen zwischen Befreiungsbewegungen und nationalen 
Solidaritätsbewegungen herstellt; 
• zwischen Befreiungsbewegungen und nationalen Solidarilatsor­
ganisationen einerseits und internationalen Organisationen (OAU. 
UNO. et~.) und Regierungen anderer~hs vermiuelt. 
Das Instrumentarium der AAPSO besteht vor allem aus internationa­
len Konferenzen, Seminaren, Publikationen, "diplomatischen" Ak­
tivitaten. 
Die politischen Schwerpunkte der AAPSO waren bzw. lind: Unter­
stützung des Entkolonialisierungsprozesses, des algerischen Befrei­
ungskampfes, des vietnamesischen, palästinensischen und des Befrei­
unaskampfes im sIldlichen Afrika, sodann die UnterstOtzung des 
Kampfes der Entwicklungsländer ror eine Neuordnung der interna­
tionalen Winschafubeziehungen. 
MI'aUedtT können nach der gIIltigen Satzung werden: "Afrikanische 
und asiat ische Bewegungen, Parteien und Solidarit!tskomhces, die 
die fortschrittlichen Krlfte in ihren Landern auf der Basis klmpferi­
scher Solidarität geaen den Imperialismus unters tlltzen." (Artikel J 
der Statuten). Die AAPSO hat derzeit 75 Mitglieder, darunter: Ango­
la (MPLA), Eri treische Befreiungsfront (ELF), Guinea Bissau 
(PAIGC), M~ambique (FRELlMO), Namibia (SWA PO), Pallstina 
(PLO), SIldafrika (ANq, Zimbabwe (ZAPU), Alaerien (FNL), VR 
Konso (pen, Zypern (Afro-Asiatisches Solidaritlilskomittt), Ma­
rokko (UNFP), Guinea (POO), Japan (Afro-Asiatisches.Solidaritats-

komitc:c:), Senegal (PA IS), Tunesien (Sozialistische Destour Partei) 
und andere sowie Solidarillitskomitces aus folgenden sozialistischen 
Ulndern: Vietnam, VOR Korea. Mongolei und UdSSR (Letztere 
zählt in der AAPSO als asiatisches Land). 
Neben den 7~ Mitgliedern gibt es einige Organisationen mit 
Konsultalh·- odtr ßeobaehtcßlatu.s, die z ... ·ar mit der AAPSO zusam­
menarbeiten, jedoch kein Stimmrecht und andere SalZungsrechte be­
sitzen. Den Konsultativ- oder Beobachterstatus können auch Organi­
satiorlen außerhalb Afrikas oder Asiens erwerben. Davon haben eini­
ge europäische Solidaritätskomitees bisher G~brauch gemach!, z. B. 
aus Finnland und der DDR. 
Das poli tische Spektrum der Milsliedschaft in der AAPSQ ist sehr 
breit. Es reicht von nationalreformistisch-bOrgerlkhen Kraften 
(Ägypten, das den Gencralsekretar stellt. Marokko, Tunesien) Ober 
ein differenziertes Spektrum nationaler BefreiUrlJ.Sorganisationen bis 
hin zu linkssozialdemokratischen ($Idl\"erlretender Generalsekretär 
iSI z. 8. Vassos Lyssarides, Vorsi lzender der griechischen PASOK na­
hestehenden sozial istischen Partei Zyperns) und zu kommunististhen 
Stromungen . 

Spektrum von Ägypten bis Vietnam 

Höchstes Beschlußorgan ist der KongreD , in dem alle Mitglieder ' ·er­
treten sind und der in der Regel alle drei lahre statt findet. Zwischen 
dem Kongreß ist der Rat das höchste Organ; er setzt si~h aus auf dem 
Konareß ge .... ählten Mitgliedern zusammen. 
Daneben gibt es das Prisklium, das als Reprlsemationsorgan fun­
giert. Ihm gehören derzeit an: Ahmed AI Sharkaw)' (AAPSO­
GeneralsekreIJr, Nachfolger von EI Sebai, von Sadat ernannt, wie 
Sebai Vertrauter von Sada!), Aziz Sherif (irakischer Minister a. D.), 
Vasco Cabral (Guinea Bissau), Abdel Faltah Ismail (Parteivorsitzen­
der in det VOR Jemen), AShostino Neto tAngola):Madame Nguyen 
Thi Binh (Vietnam), Chandrajit Yadav (Indien), Gaber Baghbough 
(Syrien), Kamal Dschoumblall (1977 ermorde!), Kahled AI Fahum 
(Vorsitzender des PLO-Nationalrates), Samora Machel (M~am­
bique), Mirzo Toursoum lade (sowjetischer Schriftsteller aus Mit­
telasien), Oli,·er Tambo (ANC-Prlsident). Ryom Tai Jun (Korea), 
Sam Nujoma (SWAPO), Shcrif Musadia (Algerien). 
E1tekutivorgan der AAPSO ist das standige Sekretarial; es SCtzt sich 
zusammen aus dem Generalsekretär (Sharkawy, Ägypten), drei stell­
,·ertretenden Generalsekretären aus dem Irak (nach der Ermordung 
Y. el Sebais im Februar 1978 funsierte Nuri A. Razzak als agierender 
GeneraJsekretar), aus Indien und Zypern sowie aus je einem Sekretar 
aus Ansola, der VR Kongo, Marokko, Pallstina, Somalia, Sudan, 
Srl Lanka, SUdafrika. Vietnam, UdSS R, VOR Jemen; hinzu kam mit 
Konsultativ!tatuS ein Vertreter der DDR . 
Sitz der AAPSO ist Kairo. In Bagdad unterhalt die AAPSO ein wis­
~nsthaftliches Inslitul, das Afro-Alian Devdopment Center, das 
sich vor allem mit ökonomischen Fragen beschäftigt. In New York 
und Genf unterhlll die AAPSO je ein VerbindungsbU ro. 
Die AAPSO haI Konsullativ-Statu$ beim Wirtschaft s- und Sozialrat 
der UNO und Bcobachterstatus bei der UNCT AD. 
In Westeuropa wurde die AAPSQ weit llber die Solidaritatsbewegung 
hinaus bekannt, als bei ihrer Prlsidiumstaguns in Zypern im Februar 
1978 der Generalstkretar und IISyptische Kullurminister YUJ!uf el Se­
bai von einem Kommando erschossen und ein Teil der Oeleaierten als 
Geiseln genommen wurden. Auf~hen erreste auch die von der AAP­
SO iniliic:ne Solidarilatskonferenz in Addis Abeba vom 14._17. 9. 
1978. Auf dieser VOll MensiSlu Haile-Mariam und Fidel Casuo prlsi­
diertcn Konferenz (Abschlußerklärung'in AlB 11-1211978) stand 
die Verurteilung des NATO- Interventionismus in Afrika, die liqui­
dierung der Rassisten-Regimes im SUden des Kontinents sowie die 
UntersIDtzuna rot die Befreiungsbewegungen PaLIIstinas und der 
Westsahara im Vordergrund. Erstmals auch kam es in Addis Abeba 
zu einer nameßlIi~hen Zurtlckweisung der chinesischen Kollaboration 
mit reaktionar~ten Regimes und des chauvinistischen Kurses PckinJ.S 
gesen Angola, Athiopien und Vietnam. 
Auf der im Januar 1979 in Hanoi veranStalteten 7. Prlsidiumstagung 
spiel ten die aktuellen Ereignisse in Kampuchea eine große Rolle. Sie 
~erabschiedele ein Aktionsprogramm und beschloß die Ausweitung 
ihres Aktionsradius mit der Eröffnung neuer BUros in New York und 
Genf. Von einer Oberwindung des Schlages von Larn~ zeust auch 
die Ansetzuna des nachsten AAPSO-Kongresses noch in diesem lahr 
in Bagdad. 
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Kampuchea - Vietnam 

Wilfried Burchett Aggression Vietnams? 
Am Beispiel der Rolle, die die Vietnamesen in der kambodscha­
nischen Affäre gespielt haben, hat man viel von "Invasion", 
wenn nicht gar von "Eroberung" gesprochen. 
Sagen wir zunächst, daß man in Hanoi keinesfa lls verborgen 
hatte, daß Vietnam die Nationale Einheitsfront Kampucheas 
zur Nationalen Rettung (FUNKSN) unterstützte und bereit 
war, viel für sie zu tun. Sagen wir ebenso, daß mit oder ohne die 
vietnamesische Unterstützung einer Widerstandsbewegung in 
Kambodscha gegründet worden wäre, die alles getan hätte, um 
ein wellweit veruneiltes Terrorregime zu stürzen . Und sagen wir 
schließlich aus diesem Anlaß, daß die sog. "freie Welt" in der 
Tat ein kurzes Gedächtnis hai: 
Ein Beispiel: Vor einigen Monaten forderte der amerikanische 
Senator McGovern, ehemaliger Kandidat fOt das Weiße Haus, 
daß die Vereinten Nationen militärisch in Aktion treten sollten, 
um das, was Jimmy Carter u. a. nicht ohne Grund das "barba­
rische Regime" von Phnom Penh nannte, zu stOrzen. Falls 
McGovern Gehör gefunden hätte und falls die Truppen der 
UNO Pol Pot verjagt hätten, hätte man in der "freien Welt" 
gesagt, daß sie Kambodscha befreit hätten. 
Nun aber, seit sich das kambodschanische Volk erhoben hat 
und in einigen Tagen das genannte Regime gestUrzt hat, ist Viet­
nam der" Verräter" des Dramas geworden und wird als Ag­
gressor denunziert. Nach seiner Logik mUßten der Senator Mc 
Govern und seinesgleichen die Vietnamesen dafUr begrüßen, 
der FUNKSN geholfen und so zum Sturz der Barbarei beigetra­
gen zu haben. 
In Wirklichkeit hat Vietnam in dieser Sache mit Mäßigung ge­
handelt. Erinnern wir uns der Fotos jener Hunderten von Viet­
namesen aus Kambodscha, deren Leichen mit auf dem ROcken 
zusammengebundenen Händen auf den Wassern des Mekong 
trieben: Das war im März 1970, einige Tage, nachdem Lon Nol 
die Macht ergriffen hatte. Die Vietnamesen haben diese Verbre­
chen niemals dem kambodschanischen Volk zur Lasr gelegt und 
um den Preis eines. benächtlichen Opfers haben sie, während sie 
ihren eigenen Befreiungskrieg führten, den kambodschanischen 
Revolutionären geholfen, die Lon Nol und seine amerikani­
schen Beschützer bekämpften. 
Erinnern wir uris. Es war auch in jener Zeit, als sie 2000 ihrer 
besten Kader auf die Bitte von Sihanouk hin schickten, um den 
kambodschanischen Widerstand auszubilden. Und ebenso ver­
jagten sie auf Bitte von Pol Pot die Truppen von Lon Nol aus 

Beatillluna von Soldaten deT FUNKSN nach deT 2. BefTeJuna 
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- vier Provinzen im Osten von Kambodscha, die sie dann der Na­
tionalen Einheitsfront von Kambodscha (FUNK), die damals 
gerade gegründet war, zur Verfügung stellten. 
Nun hat nach Lon Nol aber Pol Pot den Völkermord der Viet­
namesen von Kambodscha wieder aufgenommen. Vom 17. 
April 1975 (Befreiung von Phnom Penh) bis zum 30. Oktober 
1978 sind 268 350 Vietnamesen aus Kambodscha nach Südviet­
nam gegangen, wo sie krank oder an schlechter Ernährung lei­
dend angekommen sind. Wenn man diejenigen hinzuzählt , die 
von Lon Nol und dann von Pol POt getötet wurden, stellt man 
fest, daß fest die ganze vietnamesische Gemeinschaft in Kam­
bodscha (500000-600000 Personen) \mter den zwei kambod­
schanischen Regimes gelitten hat. 
Die Vi~tnamesen haben aber nie auch nur die kleinsten Repres­
salien gegen die Hunderttausenden von Khmer, die im Mekong­
delta leben, begangen. Im Gegenteil, die 13 1800 Kambodscha­
ner, die nach Vietnam geflUchtet sind, um der Diktatur von Pol 
Pot zu entfliehen, sind hier brüderlich behandelt worden. . 

Die wa hren " Invasoren" sind Kambodschaner 

In Wirklichkeit sind es die Kambodschaner, die sich der "Inva­
sion" und der "Aggression" schuldig gemacht haben. Es exi­
stiert ein enormes Dossier, das die Vietnamesen ober diese Fra­
ge zusammengestellt haben (vgl. Dokumentation in AlB 4 und 
11-12/1978; d. Red.). 
In der Provinz von Tay Ninh im Süden Vietnams geriet ich wäh­
rend meines letzten Aufenthalts gelegent lich unter kambod­
schanisehe Bombardierungen. Ich habe Dörfer gesehen, die 
dem Erdboden gleichgemacht worden waren, andere, die eva­
kuiert waren. Kambodschanische Kommandos führten nächtli­
che überfälle auf vietnamesischem Territorium durch. Huynh 
Van Luan, Mitglied des Volkskomitees der Provinz von Tay 
Ninh, sagte mir damals: "Seit September 1977 haben wir I 181 
Getötete und ungefähr genauso viel Verletzte in unseren Grenz­
dörfern gehabt. Wir lassen die den Bombardierungen und den 
überfällen der Kommandos ausgesetzten Regionen evakuieren. 
Wir haben 15000 ha verlassen und 71000 Personen verleg\." 
Dies für eine einzige Provinz. Ich häbe Später erfahren, daß ent­
lang der vietnamesisch- kambodschanischen Grenze 200000 ha 
verlassen und 1250000 Personen evakuiert worden sind. 
Am letzten 23. Dezember gewährte Pol Pot Elizabeth Becker 
von der Washington Post und Richard Dudman vom Saint- Luis 
Post Dispatch ein Interview. Er erklärte ihnen: "Wir greifen sie 
an, um zu verhindern, daß sie in gewissen Zonen unseres Terri­
toriums eindringen. Falls sie es aber schaffen würden, hereinzu­
kommen, wOrde sie schlecht wieder hinauskommen." Was be­
weist, daß es am 23. Dezember 1978 keine vietnamesischen 
Truppen auf dem Territorium Kambodschas gab und daß im 
Gegenteil die Kambodschaner "präventiv" angriffen. 
Tatsache ist, daß es heute in Phnom Penh eine Regierung gibt. 
die Grundrechte des kambodschanischen Volkes wiederherstellt 
und das bereit ist, ein friedliches und freundschaftliches Ab­
kommen mit Vietnam auszuhandeln. Wenn man Parteigänger 
des Friedens ist und an die Menschenrechte glaubt, kann man 
die FUNKSN nur begrüßen. Und die Vietnamesen, die ihnen 
gehOlfe n haben. 

(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nt. 179/22 1 197~ 



Ros Samay 

Sieg eines 
gepeinigten Volkes 

Ros Somay (45) /iJhrre die Delegationen der Volksrepublik 
Kampuchea auf der 7. AAPSO-PrlJsidiumsragung Mille Januar 
in Huno; und auf der Berliner Weltjriedensralslagung Anfang 
Februar d. J. an. Er schloß sich der revofutiontlrell Bewegung 
seines Landes 1950 on und arbeite/i> als Verbindungsmann. be­
lIor er /954 in den Untergrund ging. Seit 1970 klJmp!te er gegen 
die Truppen Lon Nols und arbeitete in der X. Einheit des mi!i· 
"Irischen Führungsstabes der revolutionaren Srreitkrii/te Kom­
pucheos ( .. Re)le Khmer" ) gegen den US- Imperia/ismus. Er 
selue den Kampf in den WIJfdern bald noch der Befreiung vom 
US-Imperio/ismus gegen die reokliontlre Diktatur von Pol 
POI/ Jeng Sary jarl. Am 2. 12. 1978 wurde er auf dem Gran­
dungskongre) nahe Snoul zum Genera!sekrellJr der Nalionalen 
Einheits/ront Kampucheas/ür die Nationale Rellung gewlihlt. 

Uns wird die große Ehre zuteil, aus dem Land Angkoi', über 
dem das Licht der aufgehenden Sonne leuchtet, im Namen des 
Friedenskomitees, der re\'olutionären Streitkräfte und des ge­
samten Volkes von Kampuchea dieser fOr den Weltfrieden so 
bedeutsamen internationalen Konferenz von der Freude eines 
siegreichen Volkes zu berichten, das ein blutrünstiges 
diktatorisch-militaristisches Regime im Schlepptau der 
expansionistisch-hegemonistischen Politik Pekings rest los be­
zwungen hat. 
Damit wurde ein Störfaktor, der den Frieden in Südostasien 
schwerwiegend bedrohte, beseitigt. Die Grü ndung der Volksre· 
publik Kampuchea, deren innere und äußere Angelegenheiten 
vom revolutionären Volksrat Kampucheas gelenkt werden, 
stellt einen neuen wichtigen Faktor fOr die Aufr«hterhaltung 
eines echten Friedens in Kampuchea und eine ",eitere, sichere 
Garantie für Stabilität und dauerhaften Frieden in Südostasien 
dar, womit sie aktiv zum gemeinsamen Kampf für den Weltfrie­
den beiträgt. 

Die Mitverantwortung Pekings 

Seit dem 10. Januar 1979, dem Tag, an dem der Revolutionäre 
Volksrat Kampucheas, der alleinige wahrhafte und legitime 
Vertreter unseres Volkes, die Gründung der Volksrepublik 
Kampucheas proklamierte, wurde für das kampucheanische 
Volk eine neue Ära eingeleitet, in der es den Wiederaufbau sei· 
nes Landes in Angriffnimmt, das wahrhaft friedliebend, demo­
kratisch, neutral und nichtpaktgebunden ist und auf dem Weg 
zum Sozialismus voranschreitet. 
Nach einhundenjähriger Herrschaft des französische n Kolonia­
lismus und fünf Jahre währender Aggression des amerikani· 
sehen Imperialismus kennt unser Volk zur Genüge die Demüti­
gungen und bitteren Erfahrungen eines gek nechteten, unter­
drückten und ausgebeuteten Volkes. Nach so viel Blutvergießen 
in einem unu nterbrochenen heldenmütigen Kampf, der über ein 
Vierteljahrhundert währte und in den Sieg vom 17. April 197S 
einmündete, war unser Volk um so bestürzter und entrüsteter 
angesichts des Verrats der Pol Potlleng Sary-Clique, die den 

Weisungen und Experimenten der chinesischen Führung folgte 
und in Kampuchea ein blutrünstiges, faschist isch-dik tatorisches 
Regime errichtet, das das kampucheanische Volk fast ausgerot­
tet und der Fremdherrschaft ausgeliefert hätte sowie Trauer 
und Leid über jede Familie in Kampuchea brachte. 
Unter dem Aushängeschild der "Sanierung der Gesellschaft" 
und der DurchfOhrung einer "radikalen, umfassenden Revolu­
tion" wurde das normale Leben der Gesellschaft in Kampuchea 
völlig liquidiert. 
Diejenigen, die mit dem Regime nicht einverstanden waren, sich 
bek lagten oder ihrer Unzufriedenheit Ausdruck gaben, wurden 
der Auflehnung gegen Angkor, also gegen die Organisation, die 
Obrigkeit, der Revolution bezichtigt. Man züchtigte sie auf der 
Stelle, entzog ihnen ihre Lebensmittelration und sie wurden, 
was das Grauenvollste war, höheren Ortes vorgeladen, um nie 
mehr zurückzukehren. 

Die Pol Pot/ leng Sary-Clique HeU die Menschen töten. Den 
Opfern wurde mit Hammer, Stock oder Hacke der Schädel ein­
geschlagen. Sie wurden reihenweise erschossen , gezwungen, 
über ein Minenfeld zu laufen oder zu Dutzenden aneinanderge­
fesselt ertränkt. Fräulein Xoc Xim aus unserer Delegation ist 
die einzige überlebende aus einer Familie, zu der zehn Brüder 
und Schwestern gehOnen. 
Viele Intellektuelle, die aus dem Ausland zurückgekehrt waren, 
um ihrem Vaterland zu dienen, lehnten sich bald gegen die·nach 
dem 17. April 1975 verfolgte reaktionäre politische Linie auf 
und wurden ermordet, darunter Rach Samuon, Hou Youn, der 
ehemalige Minister des Innern, und Hou Nim, der ehemalige 
Minister für Information und Propaganda der Widerstandsbe­
wegung. Viele Repräsentanten Kampucheas im Ausland und bei 
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internationalen Organisationen wurden kurz nach ihrer Rück­
kehr eben falls beseitigt, so u. a. Sieng An und Ok Sakim. 
Um ihre Verbrechen und den Widerstand des Volkes zu ver­
schleiern und die öffentliche Meinung im In- und Ausland irre· 
zuführen, stachelte die Pol Pot/ leng Sary-Clique einen bornier­
ten Nationalismus an, erzeugte bei der Bevölkerung Haß gegen­
über dem Ausland, provozierte mit Thailand und Laos Grenz­
konflikte und, was am schlimmsten ist, führte an der Grenze zu 
Vietnam Kriegshandlungen mit qem Ziel, die Vietnamesen nie­
derzumetzeln, Frieden und Freundschaft zwischen den beiden 
Ländern zu sabotieren und die jungen Kampucheaner in den 
Tod zu treiben, Damit dienten sie den Interessen dieser Clique 
urid den expansionistischen und hegemonistischen Bestrebun­
gen der chinesischen Regierung. 
Viele Offiziere und Soldaten der Armee, die mit dieser Politik , 
die zu Störungen und Spannungen mit den Nachbarländern 
fü hrte, nic~t einverstanden waren, wurden von ihren Vorgesetz­
ten zur Rechenschaft gezogen. 
Angesichts dieser Innen- und Außenpolitik, die dem Volk und 
der Nation schadete, den Interessen und den expansionist isch­
hegemonistischen Bestrebungen von Großmächten diente, 

,----Kindersoldalen Pol Pols--~ 

Phlm Tb. y (11 J . hre) 
PHIM THAV: Sie (das Pol Pot·Regime, 4. Red,):rogen mich am 1. 
Januar 1978 ein. Ich war damals mit meiner Muller zusammen, ·sie 
hatten schon. meinen Vater und auch meille B·rüder geholt. -Meine 
Heimat ist das Dorf Soin Rang in der Provinz Kompong ·Oam. 

FRAGE: Kannst du lesen und schreiben? 
PHIM THA Y: Nein, ich habe niemals eine Schule besucht. 

FRAGE: Hast du eine Waffe get~agen? Hast du geschossen? 
PHIM THAY: Ja, ich habe gm:hossen. 

FRAGE: Hast du an irgend welchen Kämpfen tei lgenommen? 
PHIM TtiA Y: Ja:ich war bei zwei Kämpfen endans der Grenze da­
bei. Sie sagten mir, daß ich die Leute auf der anderen Seite töten 
mllßte. 

FRAGE: Die Vietnamesen? 
PHIM THAY: Ja. 

FRAGE: Wann wurdest du gefansensenommen1 
PH IM THA Y: Dieses Jahr im Juli ( t978, d. Red.). 

Pa Tphlep (13 Jahre) 
PA TPHIEP: Ich wurde einserogen und drei Tage später gefangenge­
nommen. Ich fiel und meine Kameraden ließen mich zuruck. Die 
Vietnamesen sammelten mich auf. 

FRAGE: Kannst du lesen und schreiben? 
PA TPHIEP: Nein, ich bin niemals zur Schule gegangen. 

FRAGE: Wofür hast du sekämpft? 
PA TPHIEP: Ich weiß es nicht. Sie erzählten es mir nicht. Ich mußte 
lernen-wie man schießt und ich tat es. Nachdem sie mich eingezogen 
):latten, wollte ich nach Hause Sehen. Ich wollte meine Mutter sehen, 
aber sie ließen mich nicht. Sie blieb dort in der Kommune. Mein Va· 
ter starb. 
(Quelle: Granma, H.avanna, 21. J. 1979) 
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Spannungen in Südostasien hervorrief und dem Volk nur Trau­
er und Leid brachte, hatten wir keinen anderen Ausweg, als uns 
zu erheben. Dieser Au fstand des Volkes erfolgte von unten 
nach oben, er ging von einer Region aus, erfaßte das ganze 
Land und wurde schnell zur Hauptkraft, die den vollständigen 
Zusammenbruch eines grausames Regimes, das in der Ge­
schichte der kampucheanischen Nation einmalig ist, herbeiführ­
t<. 
Schon 1975 erhoben sich die Volksmassen in vielen Regionen. 
Da aber eine Einheitsfront feh lte, wurden sie unterdrückt wie 
im Norden von Siem Reap im September 1975, in Battambang 
im August 1976, in Koh Kong im März 1976. Erwähnt sei vor 
allem die Division 260 in Phom Penh, die unter dem Komman­
do von Choc Ray stand und fast vö llig vernichtet wurde. 
1977, vor allem nach dem Befehl, am 30. April 1977 einen 
gleichzeitigen Angriff gegen Vietnam zu führen, womit der 
größte Teil der Streitkräfte in die Grenzgebiete abgezogen wur­
de, spitzte sich der Volksaufstand in Battambang, Koh Kong, 
Kandal, Siem Reap, Kompong Cham, Stung Streng, Kampet 
und Kratie zu . 

Rückwirkungen des Angriffs gegen Vietnam 

Da sich der Aufstand auf alle Gebiete ausdehnte und selbst bei 
den Streitkräften der Pol Pot/leng Sary-Clique zu Desenionen 
führte, richtete diese zur Säuberung der Armee ein Blutbad an, 
dem Zehntausende zum Opfer fielen. Außerdem wurden 17 von 
19 regulären Armeedivis'ionen, die gegen Vietnam eingesetzt 
waren, völlig vernichtet oder stark dezimiert, wodurch eine 
ernsthafte Schwächung eintrat. 
Je mehr die Pol Pot/leng Sary-Clique geschWächt wurde, um so 
mehr fürc htete sie den Volksaufstand und verstärkte sie die Un­
terdrückung, um so mehr griff aber auch der Volksaufstand um 
sich. Höhepunkt war der Aufstand der Volksmassen und der 
patriotischen Soldaten am 26. Mai 1978 im Militärbezirk 203 
(Ostregion vom Kampuchea), der eine günstige Voraussetzung 
für den Zusammenschluß der wahrhaft revolutionären Krä fte 
im ganzen Land.schuf, so daß mit Erfolg der Kongreß am 2. 
Dezember 1978 durchgeführt werden konnte, auf dem die Na­
tionale Einheitsfront Kampucheas für die Nationale Rettung 
gegründet wurde. Sie leitete eine neue Phase des revolutionä ren 
Kampfes ein, der wie ein mächtiger Sturm das ganze Land er­
faßte . 
Die Hissung der roten Fahne mit den fünf gelben Türmen am 7. 
Januar 1979 um 12 .30 Uhr über der Hauptstadt Phom Penh 
machte einem Sklavenhalterregime neuen Typs ein Ende, be­
wahrte die kampucheanische Nation vor der Ausrottung und 
der Fremdherrschaft und eröffnete unserem Lande eine glückl i· 
ehe Perspektive. 
Dieser· große Sieg ist zweiffellos das Ergebnis des revolutionären 
Kampfes einer unterdrückten Nation, die sich gegen ein grausa­
mes Regimes, das im Dienste einer reaktionären ausländischen 
Macht stand, erhob. Es is t der Sieg der richtigen Polilik der Na­
tionalen Einheitsfront für die Nationale Rettung, der Sieg einer 
heldenhaften Nation und einer heldenhaften Armee mit einer 
glanzvollen revolutionären Kampf tradition. 
In Kampuchea nimmt ein neues Leben Gestalt an. Es gil t, eine 
Gesellschaft aufzubauen, die völlig von vorn beginnen muß, 
noch ohne Krankenhäuser, ohne Schulen, ohne Märkte, ohne 
Lehrmaterial, ohne Medikamente. Das bedeutet auch , daß uns 
unzählige Schwierigkeiten erwarten und außerordentliche An­
strengungen notwendig sind; der Geist der Unabhängigkeit und 
Souveränität muß stimuliert werden, die patriotischen Tradi tio­
nen der Nation müssen wachgerufen und es muß in vieler Hin­
sicht um eine breite internationale Unterstützung ersucht wer· 
den. 

(Quelle: Außerordentliche Tagung des WeltfriedeDiirates vom 
2.-5.2.1979 in Berlin, Bulletin 9, Berlin , Febl"ll:ar 1979, S. 
2-8 , AuszUge) 



Iran 
Alfons I. Bresche 

Machteroberung des Volkes 

Mit den Worten " der Schah hat das Land verlassen, doch das 
System existiert noch" umriß ein Sprecher der Nationalen 
Front ! die Lage im Iran Mitte Januar 1979 . Mitte Februar war, 
nach der bewaffneten Volkserhebung des 11 . 2. 1979, das vom 
Schah eingesetzte Bakhtiar-Regime zu&ammengebrochen und 
die von Schiitenführer Khomeini ernannte P rovisorische Regie­
rung unter Premierminister Mehdi Bazargan von den meisten 
Staaten der Welt anerkannt. 
Die von der Carter-Administrat ion erhoffte "Beständigkeit" 
und .. Stabilität" 2 unter Bakhtiar war damit an der Stärke der 
antidik tatorisch-antiimperialistischen Volksbewegung geschei­
tert. 

Sieg der bewaffneten Volksmassen 

Kaum an die Macht gekommen, hatte das Bakhtiar- Regime be­
reits Aunösungserscheinungen gezeigt. Die superreiche Ober­
schicht, "die beautiful people" - so das Teheran Journal am 
21. Januar - "sind fort und mit ihnen die Parade der Dior Ge­
wä nder und der Harry-Winston-Juwelen". Die fü hrenden Mit­
glieder des vom Schah eingesetzten Regentschaftsrates legten 
ihre Ämter nieder und erk lärten das Organ für illegal. 1/3 der 
Parlamentsabgeordneten setzten sich ab oder wurden aufgr und 
von Korrupt ionsvergehen verha ftet, bekannte Politiker wie der 
Teheraner Oberbürgermeister stellten sich auf die Seite der Op­
position. 

Die Volksbewegung selbst manifestierte auf mehreren Massen­
demonstrationen am 10./ 11. Dezember 1978 mit insgesamt et­
wa 10 Mio Teilnehmern und am 19. 1. 1979 mit 2 Mio Teilneh­
mern inTeheran ihren Willen nach Stu rz der Monarchie und 
der "Errichtung einer freien islamischen Republik". ] 
Die dabei verabschiedeten Resolut ionen belegen die absolute 
Isolation Bakhtiars und das Vorhandensein einer demokrati­
schenGegenmacht,die inzwischen in mehreren Städten und Re­
gionen des Iran wie in Isfahan und Kum fakt isch administrative 
Funktionen übernommen hatte. Dort wu rde eine eigene Polizei 
gebildet und Anhänger des Ayatollah Khomeini fühlte ndie Auf­
gaben der Behö rden durch . 
Es wurden Institutionen und Einrichtungen gegründet wie der 

" Islamische Verkau f"4, an dem Grundnahrungsmittel erheb­
lich verbilligt oder gratis abgegeben wurden, oder der 
Durchhalte-Fonds, aus dem die streikenden Arbeiter und Ange­
stellten unterstützt wurden. 
Insofern existierte eine gewisse Parallel· Administration zu der 
des Bakhtiar-Regimes schon vor der Rückkehr Khomeinis und 
seiner Ernennung einer provisoriSChen Regierung unter Mehdi 
Bazargan am 5. Februar. Bazargan, ehemaliger Leiter der na­
tionalen iranischen Ölgesellschaft unter Mossadegh, Vorsitzen­
der der Iranischen Freiheitsbewegung und Direktor einer Bau­
fi rma, verkündete am 9. Februar das 6--Punkte-Programm sei­
ner Regierung (siehe Kasten). 
Die Antwort Bakhtiars ließ nicht lange auf sich warten. Am fol­
genden Tag ließ er Elite- Einheiten der Armee gegen Teheraner 
Militärs, die sich Khomeini angeschlossen hatten, aufmarschie­
ren. Die bewaffneten Auseinandersetzungen breiteten sich am 
Wochenende des 10./11. Februar auf die gesamte Hauptstadt 

Programm 
der 

Regierung 
Bazargan 

• Übergabe der Machl an die Provisorische Regierung; 
• Referendum über die künftige Staatsform des Landes; 
• Neuorganisation der Machtstruktur, um alle Positionen der 

DiktalUr zu zerschlagen; 
• Wahl einer Verfassungsgebenden Versammlung; 
• Ausarbeitung einer neuen Verfassung; 
• Partamenlswahlen und Bildung einer neuen Regierung. 
(Quelle: ADN, Teheran, 9. 2. 1979) 
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,-----A. Khomeinil----­
Ratgeber der Nation sein 

Khomelnl, Itlumphale Rudf.kehr am 5. 2.1919 

FRAGE: Sollte Bakhtiar scheitern. glauben Sie, ein militärischer 
Staatsstreich mit Unterstützung von Eliteeinheitcn der Streitkräfte 
wie den Kommandos, der Luftwaffe und der Polizei wäre möglich? 
A. KHOMEIN I: Solch ein Staatsstreich i~1 möglich. Das wUrde der 
letzte Su:in sein, den das Regime gegen das Volk erheben wUrde. Dem 
werden wir die Stirn bieten, denn das Volk haI sich emschieden, so­
lange zu kämpfen, bis eine islamische Regierung etabliert worden ist. 
Jed~ andere Regime wUrde sich in Opposition zum Volk begeben. 

FRAGE : Wenn Sie erfolgreich sind, welche institutionellen Wege 
werden Sie einleiten? 
A. KHOMEINI: Wir werden ein Komitee zur Vorberei tung von 
Wahlen zu einer Versammlung einberufen. Das Volk hat schon sei­
nen Wunsch nach einer islamischen Regierung zum Ausdruck ge­
bracht. Aber wenn eine Volksabstimmung nötig sein sollte, werden 
wir sie nicht verweigern. 
Das Komitee wird sich aus praktizierenden Moslems zusammenset­
zen. Es mag auch Ulemas mit einschließen, entweder aufgrund ihres 
ret:htmäßigen Anspruchs oder als Beobachter. 

FRAGE: Sie sind als der unbestriuene Fllhrer der Opposition her­
vorgegangen, aber Sie haben schon gesagt, daß Sie nicht die Macht 
wollen. Was verstehen Sie unter einer islamischen Regierung? 
A. K. KHOMEINI: Wir werden einen Kandidaten für die Präsident­
schaft der Republik aufstellen. Er sollte vom Volk gewählt werden. 
Einmal gewählt, werden wir ihn unters!Otzen. Die Gesetze der Regie­
rung werden islamisches Ret:ht sein. Ich selbst möchte nicht Präsident 
werden oder irgendein anderes Regierungsamt einnehmen. Ich werde 
mich damit begnOgen, der Ratgeber der Nation zu bleiben, so wie ich 
es in der Vergangenheit gewesen bin. 

FRAGE: Viele Menschen im Iran, besonders in intellektuellen Krei­
sen, praktizie ren den Islam nicht oder sind nicht einmal gläubig. Was 
für eine Haltung wird die Regierung ihnen gegenüber einnehmen? 
A. KHOMEI NI: Wir werden versuchen diesen Menschen.den Weg 
zur Erlösung zu zeigen. Wenn sie nicht wollen, werden sie frei sein, 
ihr normales Leben zu fUhren, es sei denn, sie wUrden Intrigen gegen 
das Volk und das Land schmieden. 

FRAGE: Sie sagten kllrzlich, wenn die Vereinigten Staaten ihlt' Poli­
tik der Beherrschung gegenüber dem Iran aufgeben wUrden. wären 
Sie bereit, ihre Haltung zu überdenken. Was meinen Sie damit? 
A. KHOMEINI: Wenn sich die Vereinigten Staaten korrekt verhal­
ten, sich nicht in unse re Angelegenheiten mischen und ihre Berater 
aus unserem Land zurückziehen, werden wir sie respektieren. 

FRAGE: Meinen Sie die Vereinigten Staaten werden leichten Herzens 
den Iran fallen lassen. wenn man bedenkt, was auf dem Spiel steht 
und welchen Ein nuß die iranische Bewegung auf andere arabische 
und moslemische Staaten in der Religion haben könme? 
A. KHOME INI: Offensichtlich wollen die Vereinigten Staaten alle 
Länder unter ihrer Konuolle halten. Aber wir kö nnen eine solche Be­
herrschung nicht tolerieren, und unser Volk hat sie satt. Andere Län­
der werden sich selbst aus den Klauen des Kolonialismus befreien, in­
dem sie dem Beipiel un<~ res Volkes folgen werden. 

(Quelle: Guardian WedJy, london, 21. 1. 1979, Auszug) 
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aus. Die wichtigsten Gebäude wurden von den Volksmassen ge­
stürmt, der Schahpalast besetzt, die GefängnistOre geöffnet. In 
der SAVAK-Zentrale verhaftete man 40 hohe Funktionäre. 
Nach diesem Ansturm der revolutionären Volksmassen traten 
nicht nur alle Unterhausabgeordneten zurück, auch der Gene­
rals tab der iranischen Streitkrafte kapitulierte: Nach 
36slündigen Kämpfen erklänen sie sich für "neutral", entzo­
gen dem Schah-Statthalter Bakhtiar die Unterstützung und ret­
teten ihre Truppcnkontingente in die Kasernen zurück. 
Am 12. Februar nahm Bazargan ofliziell die Staatsgeschäfte 
auf und gab die Mitglieder der neuen Provisorischen Regierung 
(darunter K. Sandjabi, Vorsitzender der Nalionalen Front und 
General A. V. Gharani, Armeeoberbefehlshaber unter Mos~­
degh und neuer Generalstabschel) bekannt, die noch am glei­
chen Tag von Pakistan, der PLO und der UdSS R anerkannt 
wurde. Die Anerkennung der USA folgte am fOlgenden Tag 
durch Caner, der heuchlerisch seine " Hoffnung für eine pro­
duktive und friedliche Zusammenarbeit" zum Ausdruck brach­
to. 

SdJah-Able/3e Mille Janual 1919 

Gerade aufgrund seiner seit 20 Jahren \lerfolgten amidiktatori­
schen, nationalen und radikaldemokratischen Position nimmt 
A. Khomeini ei ne objekti\l fortschrittliche Position ein. 
Auch die Tudeh-Panei des Iran ist daher um eine Einigung mit 
sei ner Bewegung auf eine Einheitsfront bemUht. Dabei betont 
sie \lor allem die Bedeutung der Organisierung und Mobilisie­
rung der Massen, speziell die Bildung von Zellen in den Betrie­
ben, den Universitäten und auf dem Land, die sowohl die Aus­
weitung der politischen Kämpfe betreiben als sich auch gegebe­
nenfalb auf den bewaffneten Kampf vorbereiten sollen (siehe 
nachstehende Tudeh-Dokumente) . 

Wie wichtig diese Orientierung ist, beweisen in den USA veröf­
fentlic he Tonbandaufnahmen des Schah , die kurz vor seiner 



Demokratische Volksunion 
Der bekannte Schriftsteller M. A. Beh-A:l:in grundeIe im Oktober 
/978 die Demokratische Volksunion des Iran (UDPI) . Bis Mittt Ja­
nuar d. J. inhafliert, slellle er in einem Gespri1ch mit der Humanite­
Sonderkorre${JQndenrin Dominique &rj am 13. Januar die aktuelle 
Position seiner OrganisllIion vor. Der P,lIsident der UDPI insistiert 
dabei nachdrücklich Oiif dem demokratischen Inhalt einer islami­
schen Republik und auf dem Erfordernis des "Hineinwirkens in die 
Armee", 
Die Demokratische Volksunion des Iran (UDPI) ist, wie ihr Name an­
zeigt, eint demokrat ische Formation, die sich an alle wendet, die zum 
Kampf gegen die Despotie und die amc-rikanische Vorherrschaft be­
reit sind. Wir haben die Organisierung der demokratischen Linken 
zum Ziel und sind bestrebt :tur Errichtung ei ner Demokratie beizutra­
gen. D. h. zu einem politischen und sozialen Regime, das alle Freihei­
ten fUr alle s.o:tialen Schichten garant iert, ohne Ausnahme und Re­
striktionen. 
Ich betrachte die islamsiche Bewegung als eine poli tische Realität, auf 
die man zählen kann. Soweit sie den revolutionären Geist des irani­
schen Volkes repräsentiert, stehen wir an ihrer Seite, wobei wir aller­
dings unsere poli tische Identität und die Aktionsfreiheit der UDPI­
Kader bewahren. 
Die Errichtung einer islamischen Republik (nach der RUckkehr des 
Ayatollah Khomeini in den Iran) ist, zumal wenn sie von der Volksbe­
wegung errungen wird, ein großer Schritt nach vorn verglichen mit 
dem despotischen und faschistischen Regime des Schah. 
Von daher (daß die Militärs in ihrer Mehrheit noch zum Schah ste­
hen), wird die islamische Republik bestrebt sein, den gesamten dikta­
torischen Apparat zu zerschlagen und zu ersetzen. Man muß das Par­
lament, den Senat un den SAVAK (die polit ische Polizei) auflösen, 
die Armee, die gegenwärtig eine repressive Kraft ist, reorganisieren. 
Es müssen neue Regierungsstrukturen folgen, fußend auf den demo­
kratischen und Volkskraften. Wenn diese Maßnahmen nicht ergrif­
fen werden, besteht die Gefahr einer Rückkehr zur Diktatur weiter" . 

(Quelle: L'Humanile, Paris, 24. I. 1979) 

A breise gemacht wurden. Darin befiehlt er der Armee, durch 
gezielte Massaker einen Bü rgerkrieg herbeizuführen , in d essen 
Folge er wieder zurtlckkehren kö nne. Dazu bestätigte der Gene­
ralstabschef G harabaghi noch im Februar während einer Rede 
vor der Militärakad emie, "daß die Armee hinter d em Schah 
und der Nation stehe.'" Die Meinung der iranischen Groß­
bourgeoisie vert rat ei n Geschäft smann mit den Worten: "Was 
macht es schon , wenn Blut fließt, sollen doch eint; Million Men­
schen draufgehen, Hauptsache, wir haben hier wieder Ruhe 
und Ordnung." 6 

Kurz vor der Machtübernahme durch d ie Volksbewegung be­
gannen d ie USA mit dem Abzug von militärischem Personal 

und Ausrüstungen u. a. nach Zypern und in die Türkei. Das 
heißt aber n icht, daß die USA a uf ihre diversen Interventio ns­
pläne (siehe A lB I und 2/ 1979) verzichtet hätten. 

Drohende US-Intervention 

Na chdem ihre Lösungsvariante Bakhtiar scheilene, ist der 
Carter-Adminimation und den NATO-Mächten als letztes Mit­
tel zur Niederwerfung der Volksbewegung d ie Inszenierung ei­
nes faschistischen M ilitärputsch.es oder eine direkte Militäriqva­
sion geblieben. Daftlr halten sich am Persischen Golf F-15 
Kampfflugzeuge, US.Militärs sowie der Flugzeugträger Con­
stellation bereit. 
Diese aggressivs te Variante wird seit dem Sturz Bakhtiars von 
den westlichen Massenmedien intensiv vorbereitet. So etwa 
sucht der Spiegel vom 12. Februar ein solches Vorge~en mit der 
Aussage zu legitimieren, dem Iran drohe sonst der Weg zurtlck 
ins Mittelalter - und das in einem Augenblick , wo vom be­
waffneten iranischen Volk mit der Eroberung des Schahpala,stes 
der Schlußstrich unter ein wahrhaft mittelalterliches Unter­
drtlckerregime gezogen wurde. D iese imperialistischen Ißler­
vent ionsgelüste gilt es durch die Verstärkung der internationa­
len Solidarität mit dem iranischen Volk abzuwehren. 

Anmerkungen: 
I) Zur Nationalen Front vgl. AlB 11 1979, S. 10 
2) International Herald Tribune, Paris, 18. I. 1979 
3) Vgl. Teheran Journal, 24. I. 1979 
4) Der "islamische Verkaur' besteht meist aus improvisierten Stlln­

den, die, nachdem sie nathtS von den Soldaten niedergerissen wer­
den, am Tage schnell wieder aufgebaut werden können. 

~l SZ, 7. 2. 197'J 
6) Der Spiegel, t ~. I. 1979 

Iran-Solidaritätskomitee 
Uns, den Demok.raten, ist die Aufgabe zugefallen, die WeltOffent­
lichk.eit auf die Lage der Menschenrethte im Iran und auf den helden­
haften Widerstand des iranischen Volkes fIIr MenschenwOrde, Ge­
rethtigkeit und nitht zuletzt für den Weltfrieden aufmerksam zu ma­
chen. 
In dieser Situation kommt der Solidarität der Demokraten aller Län­
der, insbesondere der Demokraten in der Bundesrepublik, mit dem 
iranischen Volk besondere Bedeutung zu. Wir sind überteugt , daß 
das deutsche Volk , das selbst in seiner jüngsten Geschichte eine mör­
derische Tyrannei am eigenen Leibe verspürt hat, sich mit tiefemp­
fundener Solidaritllt weltpolitisch und international auf die Seite des 
iranischen Volkes stellen wird. 
Diese zu organisieren hat sich das neu gegründete "Iran-Solidari­
lätskomitcc" zur Aufgabe gestellt. Eine Aufgabe, die gelOst werden 
muß auf der Basis eines breiten Bündnisses bundcsdeulscher demo­
kratischer Organisationen und Persön lichkeiten in Zusammenarbeit 
mit der gesamten Solidaritlltsbewegung in der Bundesrepublik. 
Das "Iran-Solidaritätskomi tcc" unterstützt die entscheidenden poli­
tischen Forderungen des iranischen Volkes: 
• Freilassung aller politischen Gefangenen 
• Aufhebung des Kriegs- und Standrethts 
• Auflösung der Geheimpolizei SAVAK 
• Herstellung demokratischer Verhll ltnisse im Iran, die die grund-

legendsten demokratischen Rechte wie u. a. Meinungs-, Ver­
sammlungs- und Pressefreiheit oder die Freiheit f(lr alle demokra: 
tischen Parteien und Gewerkschaften realisieren. 

Das sind die politischen V"raussetzungen fUr eine sich entwickelnde 
Solidaritatsarbeit; die Informat ionsarbeit über die wahre Lage im 
Iran, Ober den wirklichen Stand der antidiktatorischen Bewegung ge­
gen das Schah-Regime, die Verstärkung der materiellen und politi­
schen Solidarität. Ziel dieser Solidaritllt ist es nicht nur, das diktatori­
sche Schah-Regime stärker als bisher in der Öffentlichkeit 7U isolie­
ren, die einseitige Berichterstattung in der Presse zu durchbrechen, 
sondern besonders Verstllndnis f(lr den Appell des iranischen Volkes 
zu finden, jede UnterstUtzung des verbrecherischen Regimes zu ver­
hindern. 
Zur Untersützung dieser Arbeit ruft das "lran-Solidaritätskomitcc" 
alle demokra tischen Organisationen und Persönlichkeiten in der Bun­
desrepublik auf! 
So1idaritatsadressen und Fragen bitte an das " Iran-Solidaritäts­
komitcc" richten. 
Inn-Solidarl lä Iskomilcc, 
C/O Mustafa Danesch, (Sprecher des Komitees) 
Berrenra ther Str. 405, ~OOO Köln 41, Tel. 0221 -46 4186 
Spendenkon!o: Mustafa Dancsch, Iran-Solidarit.!itskomitce 
9506-627/01, Drcdner Bank, Köln 
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Nurredin Kianuri 

Gegen einen 
Putsch wappnen 

FRAGE: Ihre Partei war seit 1949 in den Untergrund gedrängt. 
Sind Sie in der Lage gewesen die Partei intakt zu halten? 
N. KIANURI: Trotz unserer vielen Schwierigkeiten, besonders 
1970, als der SA V AK für eine kurze Zeit in unsere Bewegung. 
eindrang, haben wir nie die Verbindung untereinander verloren. 
Einige unserer Mitglieder sind sogar heute noch, nach 26 Jah­
ren,im Gefängnis. 
FRAGE: Woher erhalten Sie MassenunterslUtzung? 
N. KIANURI: Die iranische Arbeiterklasse :zählt rund 3 Mio 
und besitzt einen hohen Grad des politischen Bewußtseins. Mit 
der Revolution sind die Tudeh-Traditionen neubelebt worden, 
wobei ältere Arbeiter, von denen viele Gefängniserfahrung ha­
ben, als Führer der jungen Generation wirken. 
Heute erkennen selbst die Repräsenlanlen des Schah an, daß 
die Ölarbeiter nur den Direktiven der Tudeh-Partei folgen . Wir 
erhalten außerdem beträchtliche Unterstützung unler den Inlel­
lektuelIen und der Bourgeoisie, kurz gesagt von allen, die nicht 
unmiuelbar mit 'dem monopolistischen imperialistischen Kapi­
talismus verquickt sind. 
FRAGE: Heißt das, daß viele jener Demonstranten in den Stra­
ßen, die pro-Khomeini-Slogans rufen, in Wirklichkeit Mitglie­
der der Tudeh-Partei sind? 
N. KIANURI: Das will ich damit nicht sagen. Was ich sagen 
möchte ist, daß der Ayatollah Khomeini den Schah und den Im­
perialismus in aUen seinen Formen 20 Jahre.J;!.ng bekämpft hat. 
Wir unterstUtzen seine Initiativen, nämlich eine islamische Re­
publik, die Beseitigung der Monarchie; eine verfassungsgeben­
de Versammlung, dit eine neue zu einer nationalen Regierung 
führende Verfassung entwerfen soll, welche der imperialisti­
schen Vorherrschaft ein Ende setzt, ferne r Garanlien fü r a lle 
·Formen der Volksdemokratie sowie die Nutzung unserer natio­
nalen Reichtümer für das gelTleinsame Wohl. Dies ist keine vor: 
übergehende Taktik, sondern ein ernsthafter und klarer Stand­
punkt unsererse~ts. 

FRAGE: Stört Sie als Marxist der zutiefst islamische Charakter 
Khomeinis. nicht? 
N. KIANURI: Die der schiitischen Religion zugehörigen Natio­
nen haben demokratische Wurzeln, und sie sind stets-mit volk­
stümlichen, nationalen; anti imperialistischen Kräften verbun­
den gewesen. Aus diesem Grund hat der Ayatollah Khomeini 
unsere Sympathie gewonnen, als er begann, seine entschiedenen 
und radikalen Losungen gegen den Schah auszugeben. 
Die Tudeh-Partei anerkennt die 'objektiv progressiven Elemente 
in seiner Bewegung. Und wir tun alles, um eine gemeinsame 
Sprache mit ihm zu enlwickeln. Wir meinen, daß er eine völlig 
pr~gress i ve Rolle in der Enlwicklung im Iran spielt. 

FRAGE: Für wie lange können der Ayatollah Khomeini und die 
Tudeh-Partei denselben Weg beschreiten? 
N. KIANURI : Für eine sehr lange Zeit. Ich meine, daß es keine 
unüberbrückbaren Differenzen zwischen dem wissenschaftli­
chen Sozialismus au f der einen Seite und dem sozialen Gehalt 
des Islams auf der anderen gibt. Im Gegenteil, beide haben viel 
gemeinsam.( .. ) 

FRAGE: Unler Ihrer neuen Führung veröffenllichte die Tudeh­
Partei ein J(ommunique (gemeint ist die in dieser AlB-Ausgabe 
dokumentierte ZK-Erklärung am 13. I. 1979; d. Red.) , das die 
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Vorbereitung eines bewaffneten Volkskampfes fordert. Bedeu­
tet das, daß Sie einen Bürgerkrieg als unvermeidlich erachten? 
N. KIANURI : Eine politische Partei muß sich ihre Optionen 
offenhalten. Der nationale Kampf, der zur Abreise des Schahs 
füh rte, kann möglicherweise zu seinem logischen Ende geführt 
werden, falls die Armee sich in den Dienst des republi kanischen 
Iran stellen sollte. Es ist jedoch auch möglich, daß die reaktio-' 
nären Krä ft e des Iran mit imperialistischer Untersttltzung aus 
den USA und Israel versuchen könnten, einen Putsch durchzu­
führen, der noch viel brutaler sein würde, als a lles, was bisher 
dagewesen ist - gemessen an Chile oder dem .Massaker an den 
Kommunislen in Indonesien . 
Wir wollen nicht, daß dies geSChieht, und wir wollen keine Wie­
derholung der Repression des Jahres 1953 im Iran. Dagegen 
müssen wir gewappnet sein . 

Einem neuen Chile vorbeugen 

FRAGE: Erachten Sie einen bewaffneten Kampf als eventuell 
unvermeidlich? 
N. KIANURI: Ich bin nichl pessimistisch, aber ich bin auch 
nicht übertrieben oplimislisch . Wir meinen, daß der nationale 
Kampf sein logisches Ende ohne ein derartiges Blutvergießen 
finden kann, aber wir müssen wachsam sein. 
FRAGE: Woher würden Sie solche Waffen rur einen bewaffne­
ten Kampf bekommen? 
N. KIANURI: Revolutionäre Bewegungen haben es im Laufe 
der Geschichte stets veTSlanden, dieses P roblem auf spezifische 
Weise zu lösen. Waffen können stets gefunden oder gekauft 
werden. Es gibt viele Waffen im Iran. 
FRAGE: Welche Rolle WUrde nach Ihrer Meinung die Armee 
im Falle eines Bürgerkrieges spielen? 
N. KIANU RI : Unsere Armee kommt aus dem Volke. 90IIln der 
Rek ruten entSlammen der Bauernschaft uud JO OJo der Arbeiter­
klasse. 
Wir sind überzeugt, daß die 'revolutionäre Bewegung nicht vor 
den Kasernenmauern halt machen wird. Es gibt bereits Anzei­
chen dafür. Wir wissen, daß zur Unlerdrückung von Demon­
strationen die Offiziere jetzt Freiwillige aufrufen müssen. Das 
ist ein Beweis dafür, daß die Loyalität der Armee keine totale 
ist. 
FRAGE: Einige Beobachter erinnern daran, daß die Russen un­
ter Peter dem Großen einmal einen Teil des Iran vereinnahm­
ten. Denken Sie, der Iran könnle erneut in die sowjetische 
Sphäre hineingezwungen werden? 
N. KIANURI: Auch wenn der Iran ein demokralisches Land 
wird , mit freundschafliichen Beziehungen zu den sozialistischen 
Ulndern, werden sich diese Länder, davon bin ich überzeugt, 
nich! in unsere inneren Angelegenheiten einmischen. 
Die Sowjetunion wird sehr glücklich darüber sein, daß sich an 
ihrer südlichen Grenze eine freundschaftlich gesonnene Regie­
rung ohne ausländische Stützpunkte befindet. Ein freund­
schaftl ich gesonnener Iran würde fU r die Sicherheit der Sowjet- ' 
union die größte Garantie sein. 

(Quelle: Newsweek, New York, 29. I. 1979) 



Zentralkomitee der Tudeh-Partei 

Keine Spaltung zulassen 
Durch die Bildung einer EInheilsfront ur Nallonalen Ber~iunK des 
irin, durch die Intensivierung der nationalen Befreiungsbewegung und 
durch die allseitige Vorbereitung des bewaffneten Kampfes zerschlagen 
wir die Angriffe des Imperialismus sowie des antinationalen und anti· 
demokratischen Regimes! 
Im gegen""'a"igen glorreichen Augenblick der Geschichte unserer Hei­
mat, in dem ihre heldenhaften Völker im ganzen Lande mit unbeugsa­
mem Willen fIlr den Sturz der verhaßten und verrt ierischen Monan;hie 
und fIlr die Beseitigung der räuberischen Herrschaft der Imperial isten 
kampfen, betrachtet es die Tudeh·Partei des Iran als ihre historische 
Aufgabe, folgendes zu erklären: 
Die Tudeh-Partei des Iran appelliert an alle kllmpfenden und patriot i­
schen Geistlichen, an alle nationalen und demokratisch gesinnten Poli­
tiker, an alle politischen, sozialen, kulturellen und beroflichen Partei­
en, Organisalionen und Gruppen, die selbstlos rur Freiheit und für SC)­

zialen Fonschritt, rur die Verteidigung der nationalen Unabh.ll.ngigkeit 
und der territorialen Integritllt unserer geliebten Heimat kllmpfen, alles 
zu lun fUr die Einheit der Krllfte, die gegen das Regime und gegen den 
Imperialismus kllmpfen und diese Krä fte fUr die letzte entscheidende 
und glorreiche Etappe der Sthlacht allseitig zu mobilisieren. 

Dcn en tscheidenden An grirr vorbereiten 

Die Ereignisse der letzten Monate, insbesondere die in Maschad am 22. 
~zember 1978, als unbewaffnete Menschen Mann gegen Mann im blu­
tigen Kampf mit Verbre<:hern standen, die mit Panzern auf die Men­
schen losfuhren und mit Maschinengewehren auf sie schossen, zeugen 
davon, daß die Völker unserer Heimat nicht mehr bereit sind, dieses 
usurpatorische Regime, das die Imperialisten unserer Heimat aufge­
zwungen haben, Utnger zu erdulden. Die Völker unserer Heimat taten 
der Welt mit ihren großanigen und historischen Manifestationen, die 
von erstaunlicher Geschlossenheit und Festigkeit waren, wiC"derholt ih­
re historische Entscheidung für den Sturz dieses Regimes des Schah und 
die Beseitigung der imperialistischen Herrschaft kund. ~r heldenhafte 
Kampf des iranischen Volkes wird von allen ehrlichen Menschen der 
Welt mi t Bewunderung und Enthusiasmus verfolgt. Sie wllnSchen unse­
rer nationalen Befreiungsbewegung Erft>lg. 
Dieser heldenhafte und historische Kampf bedroht nicht nur das ver­
rottete, kaiserliche Regime dC!l lran, sondern aueh einC!l der wichtigsten 
Gebiete des imperialistischen Raubes und der Aggression in der Weh. 
Daher setzen die blutrünstigen Imperialisten unter der Führung des ag­
gressiven und räuberischen Imperial ismus der USA, die unserem Lande 
jedes Jahr nationale Reichtllmer im Werte von Dutzenden Mrd Dollar 
entziehen und unser Land in einen ihrer grOßten aggressiven Militär­
stlltzpunkte gegen die fried liebenden Völker der Region verwandelt ha­
ben, a lle Kräfte daran, dieses verronete Regime zu retten. 
Zu den Hauptstlltzpunkten für die Durchführung dieser teuflischen 
Politik in unserem Lande gehören mörderische Organisationen wie der 
SAVAK, die Polizei-Garde, die Gendarmerie. Berufsagenten der Spio­
nagedienste der USA und Israels sind die Begrtlnder dieser .Organisatio­
nen. Sie haben unserem Land das verbrecherischste Polizeisystem auf­
gczwungen. 
Ein anderer wesent licher Stützpunkt des Imperialismus und des ihm 
hörigen Regimes ist die Armee. Ein Teil der vom Imperialismus und 
vom Schah-Regime auscrwihhen Räuber, Mörder und Verräter beherr­
schen die Armee. Mit der Hilfe von Zehntauscnden Amerikanern und 
einer Gruppe von besloc::henen Offizieren und Unteroffizieren ist es ih­
nen unter AusnulZung der Unwissenheit eines Teiles der Soldaten und 
Offiziere, unter Verwendung von Waffen, die durch den Verkauf unse­
rer nationalen Reichtümer erworben wurden, in verbrecherischen Ak­
tionen des NiedermetzeIns von Kämpfern der nationalen Befreiungsbe­
wegung gelungen. den Sturz des Schah- Regimes zu verhindern. 
Die Kämpfe des vergangenen Jahres zeigen eindeutig, daß das Volk, SC)­

lange das S<:hah-Regimes und der Imperialismus diese heiden StUIZ­
punkte beherrschen, mit friedlichen Kllmpfen, ManifC!ltationen und 

Streiks - unabhängig davon, wie groß und umfassend sie sind - nicht 
in der Lage iSI, dem Feind den entscheidenden und endgült igen Schlag 
zu verset~en. 
Das Schah-Regime und der Imperialismus haben den Völkern unserer 
Heimat einen blutigen Bürgerkrieg aufgezwungen. Daher besteht die 
Aufgabe aller Patrioten darin, mit dem gleichen unerschlltterlichen 
Willen wie bisher durch allseitige Vorbereitung des bewaffneten Kamp. 
fes und durch dessen Koordinierung mit allen anderen Formen des poli­
tischen Kampfes die Attacken des Feindes auch auf diesem Schlacht­
feld zurtlckzuschlagen und sich selbst auf den entscheidenden AnSriff 
vorzubereiten. 
Die Spaltung der Reihen der Ki mpfer geSen das ReSime und gesen den 
Imperialismus ist das hauptsichliehe Hindernis auf dem WeSe der Or­
ganisierong diC$C$ Kampfes. Das Schah-Regime und die Imperialisten 
nutzen diesen Tatbestand und versuchen, den Kampf, in der An, wie er 
jetzt geruhn wi rd , in die Linge zu ziehen. Sie versuchen $0 eventuell zu 
erreichen, daß ein Teil der Kämpfer ermüdet und die geschlossenen 
Reihen des Volkes sich spalten und daß dem Volk bei Kollaboration 
opportunistischer Elemente halbherzige Losungen aufgezwunsen wer­
den können, die die Hauptpfeiler der Herrschaft des Imperialismus und 
der Reaktion im Iran nicht ernsthaft bedrohen, Abgesehen von dieser 
betrtlgerischen Taktik sind das Schah- Regime und die Imperialisten im­
mer bereit, zur letzten Waffe zu greifen, namlich Patrioten und Frei­
heitskimpfer auf Befehl von mordlüstefßden Kommandeuren der Ar­
mee nia:lerzumetzeln. 
Nur wenn man alle ehrlichen Feinde des Regimes und des Imperialis­
mus in einer geschlossenen Einheitsfront mobilisiert, kann man diesen 
Kampf organisieren, alle Kräfte einsetzen und die nationale Befreiungs­
be ..... egung rIIr den endgültigen Sieg vorbereiten. 

Gnmdcrfordernisse: Einheil und Organisierung 

Die Tudeh-Partei des Iran appelliert im Bewußtsein ihrer historischen 
Verantwortung an alle kimpfenden Mitbürger, ih re polit ischen, ideolo­
gischen und philosophischen Differenzen, die nicht nur fllr die segen­
winige Etappe, sondern auch für die ferne Zukunft von sekundllrer 
Bedeutung sind, zurllckzustellen und sich für die Herstellun, einer Ein­
heitsfront und die Mobilisierong und Organisierung der Kräfte des Vol­
kes gegen den gemeinsamen Feind einzusetzen. Unseres Erachtens soll 
das Ziel einer solchen Front darin bestehen, alle Forderungen der 
Mehrheit des Volkes, wie sie in den Manifestationen und den Streiks 
der letzten Monate zum Ausdruck kommen. zu verwirklichen. 

Diese Forderungen kann man in zwei Hauptkategorien zusammenfas­
sen: 
I. Beseitigung der verhaßten Kaiserl ichen Ordnung, Errichtung einer 
auf dem Willen des Volkes beruhenden Republik, Zerschlagung der 
Unterdrtlckungsorganisationen, vor allem des SAVAK, Ocrichtspro­
zcsse gegen alle Verräter, Verbrecher und Räuber, angefangen vom 
Schah und seinen räuberischen Verwandten bis zu den Verbrechern des 
SA VAK und anderen, die fIIr die Gemetzel der letzten Jahre verant­
wortlich sind, GewIIhrleistung aller individuellen und sozialen Rechte 
und Freiheitcn, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschen­
rechte verankert sind, bedingungslose Freilassung aller politischen Ge­
fangenen, Rückkehr der politischen Emigranten, Vorbereitung einer 
Konstituierenden Versammlung, Ausarbeituns einer neuen Verfassung 
und schließlich Einsetzung einer Regierung, die es sich zur Aufgabe 
macht, die nationale Unabhängigkeil des Landes ' ·011 zu gewihrleisten, 
die territoriale Integrität zu schützen und die demokratischen Freihei­
ten herzustellen. einer Regierung, die die Seraubten ReichtUmer der Na­
tion wiedererlangt, der Plllnderung der nationalen Ressourcen ein Ende 
selzt, die Vertige zum Kauf von Waffen von den Imperialisten annul­
liert und alle Reichtllmer des Landes filr die Sanierung der Volkswirt­
schaft, für die sofortige und langfristige Hebung dC!l Lebensstandards 
der Werktätigen einsetzt. 
2. Beseitigung der verbrecherischen und räuberischen Herrschaft des 
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Imperialismus durch Annullicrung des Erdölvcrkaufsvcrtrages an das 
räuberische Konsonium, selbstllndige Durchfllhrung aller Arbeiten im 
Zusammenhang mit dcr Erkundung, Erschließung, Raffination und 
dem Verkauf des Erdöls, striktcr Stopp des Erdölverkaufs an dic zioni­
stischc RegitfUng Isracls und an dic Ras.sistcn von SIldafrika und Zim· 
babwc, Entlas.sung aller als Expertcn gctarnlen amcrikanischcn, engli­
schcn und sonstigcn Agcntcn, dic in dcr Armee und an andercn Stdltn 
dcr Wirtschaft und des Staales Iitig sind. Annullicrung des zweiseitigen 
Militlrvcrtrages mit dcn USA, Ausuiu aus dem imperialistischcn Mili­
tlrstlltzpunkt CENTO. Eintritt in die Rcihcn der ncutralcn LInder, 
Verfolgung einer Politik dcr Frcundschaft gegcnüber allcn LIndern, 
dic dic tcrritoriale Intcgritlt. nationalc Unabhlngigkcit und Freiheit 
unserer Heimat respekticrcn. Außcrkraftsttzung aller ungleichtn öko­
nomischen Vcnrlgc, die die Imperialistcn unserem Land aufgczwun­
gen haben und schlidllich umfassendc Untcrstlltzung der nationalen 
Befreiungsbe ..... cgungen. insbesondcrc dcr hcldcnhaften Bewegung des 
paUlstinensischen Volkes gcgcn dcn Imperialismus und den Zionismus_ 

Drlngcndste Aufgabe: bew. rrnete Gegenkräfte 

Die Tudeh-Partei des Iran vcrtritt die Auffassung, daß dic Entwicklung 
der Lage in unserem Land gegcnwlirtig cinen Punkt erreicht hat. an 
dcm angcsichts. dcs bewaffncten und vcrbrechcrischcn Angriffs des 
Schah-Rcgimes und dcs Imperialismus auf das Volk die Vorbercitung 
des bewaffnctcn Kampfes des Volkes die wichtigste und dringcndstc 
Aufgabt allcr Krllftc darstellt. dic gcgcn das Rcgimc und gegen dcn Im­
perialismus kampfcn. 
Dahcr crkllircn wir im vollcn Bewußtsein unsercr historischen Verant­
wortung im jetzigcn Augcnblick: 
I. Das Zentralkomitlc (ZK) dcr Tudch-Panei des Iran appellicn an al· 
Ie Fllhrer der Bcfrciungsbewcgung des Iran, insbesonderc an Seinc Hei­
ligkeit, dcn GroOayanollah Khomeini, Stinc Heiligkeit dtn Großayat­
toilah Talelhani, Herrn Dr. Karim Sandjabi und die anderen Ftlhrer 
dtr kampfcndcn rcligiösen und politischen Strömungcn. des Iran. die 
dic Verbrechtn des Rcgimes am cigcncn Leib gespür! haben, ihre ganzc 
Kraft, ihren ganzen Einnuß und ihr ganzes Prestigc fllr dic Errichtung 
ciner EinhcitSfront zur Nationalcn Befreiung des Iran cinzusetzen, ei­
nb- Front , dic allc ehrlichen nat ionalen Krllftt dcr Hcimat in ihrcm 
Kampf gegen das Rcgimc und gcgcn den Imperialismus umfaDt. Diese 
Front wird die Aufgabe haben, dic f'tlhrung im Kampf des gesamten 
Volkes gegen dcn Schah und gcgcn dcn Imperialismus zu tlbtrnchmcn 
und. neben der Anwendung allcr normalen Methoden des polilschcn 
Kampfes die Vorbereitung und Ftlhrung des bewaffncten Kampfes des 
Volkes gcgcn die bewaffneten Klifte des Schah-Regimes zu organisie­
rcn. 
Z. Das ZK der Tudeh-Partei des Iran appellicrt an alle Kllmpfcr des 
Volkes, an alle politischen Orgllnisationen und Gruppen des Iran, pa­
ra ll ~l zu d~n Bemllhungen um dic Erri~hlung der erwllhnten Front allc 
Anstrengungen zu unternehmcn, damit die Zellen und Abteilungen die­
ser From im Volk. in jeder Fabrik, in jeder Univcrsitllt, in jeder Schule, 
in jedem Betrieb und auch auf dem Lande und in den Wohngebietcn 
der Stlldte umer Bctciligung aller Kampfer zustandckommcn. Man 
muß mit allen Miud n daraufhinarbeiten. daß sie sich ausweiten und 
konsolidieren. Bei der ErfUllung dieser Aufgabe liegt die schwerste Last 
auf den Schuhern der heldenhaften und glorrci~hen Arbeiterklasse des 
Iran. Sie hat mit ihrem hcrvorragenden Kampf in den Jelllen Jahren 
und insbesondcre in den letzten Monaten dcr verhaßten Despotie und 
dcm Imperialismus sehr wirksamc Schlagc vcrsetzt. 
Die Tudch·Partci des Iran ist fest davon überzeugt, daß dic Arbeiter­
klasse des Iran auch in dieser Etappe des Kampfes an der vordcrstcn 
Eront der Werktatigen und allcr Patrioten ihrcr histcrisch­
revolutionlrcn Mission gcrecht wcrdcn wird. Jedc Zellc und jedc Abtci­
lung muß alle Krtftc fllr dic Ausweitung der normalen politischen 
Klmpfe - Manifestationen, Streiks usw. - einsetzen und gleichzeitig 
den bewaffneten Widerstand und bewaffnctcn Angriff in Konfronta­
tion mit den dLinklen Krlften des mörderischen Regimes des Schah und 
des Imperialismus vorbereiten. 
3. Das ZK der Tudeh-Partcj des Iran appelliert an alle patriotischen 
Offiziere, Unteroffizicrc und Soldatcn, ihrcn Kampf gegcn das Schah­
Rcgime. dcr in Gcstalt von Desertion nur passivcn Charaktcr hat, in ci­
nen positiven und aktiven Kampf zu verwandeln, um den militll rischen 
Apparat des Regimes zu paralysieren und eine Front des Widerstandes 
und des Angriffs innerhalb der Armee zu errichten. 
Patriotische Offizicrc, Umcroffizicre und Soldaten! 
Ihr habt die Aufgabe, mutig und sclbstlos wic Eur~ revolutionären va­
ter, MUtter. BrUdcr und Schwestern, kühn und konsequent an diesem 
historischen Kampf tcilzunchmen. Es ist Eure Aufgabe, in jedcr Kaser­
nc, in jedcr Militllreinheit geheime Zellcn und Abt~ilungen der Ein-
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heitsfront zur Nationalen Befrciung des Iran zu bilden, Euch den ZeI­
len und Abteilungen der Volksfront anzuschließen und ihnen bei der 
Bildung bewaffneter Einheitcn auf dem Gebiet der miHtllrischcn Aus­
bildung und bei der Versorgung mit Waffcn und Munition zu helfcn. 
Es ist Eurc Aufgabe, die militlrische Organisation der Feinde des Vol­
kes mit allcn Mittcln von innen zu paralysicrcn und dic Kasernen des 
Rcgimes der Kontrolle des Volkes auszuliefcrn. 
Patriotisch~ Klmpfer! 
Wie die heldenhaften Klmpfcr in Tchcran, Isfahan, Ma.schad, Tllbris 
und vielen anderen Stldtcn erkannt und auf eigene Initiativc praktizicn 
haben, besteht die erste. dringendstc und wichtigste Aufgabe dcr Krtf­
tc. dic gcgcn das Regimc und gcgen den Imperialismus klimpfcn darin, 
die verbrechcrischcn Organisationen des SAVAK . die Mördcrgarden 
der Polizei und dic Strafcinh ci tcn dcr Gendarmeric zu vernichtcn. Mit 
der Vcrnichtung der Organisationen des politischen Terrors und dcr 
Unterdrtlckung, vor allem mit dcr Vernichtung des SA VAK, wird dcr 
Alptraum des Schreckens vom Landc genommen. Der Sieg an diesem 
Frontabschnitt macht dic politische Aufldarungsarbeit unter den cinfa­
ehen und noch nicht bewußtcn Angehörigen der Arm~. und dic Ermu­
tigung der schwankcnden Offiziere, Unteroffizicrc und Soldatcn, sich 
dcm Volk anzuschließen, viellcichter. 
Unseres Erachtens ist das dcr dringcndstc und wichtigste Schritt, den 
die nationale Befreiungsbewegung unserer Heimat zu untcrnehmen be­
reit ist und untcrnchmcn mLlß. Das ist die dringendste und wichtigste 
historischc Aufgabt allcr Kampfer und vo'r allem allcr Führcr dcr ver­
schiedcnen Abtci lungen dcr nationalen Befreiungsbewegung dcs Iran. 
Ewigen Rullm und Glorie dcn hcldenhaften Völkern unserer gelicbtcn 
Heimat! 
Vorwarts zur Errichtung der Einheitsfront der nationalcn Befreiungs· 
bewegung des Iran! 
Vorwirts zur allseitigcn Vorbercitung des bewaffnctcn Kampfes des 
Volkes gegen das Schah-Rcgime und gegen den Imperialismus! 
Schlagen wir los mit allen Mitteln, um die verbrecherischc Organisation 
des SAVAK zu zerschmcttcrn und die mördcrischen Garden der Polizci 
zu vcrnichtcn! 

(Quellc: ZK der Tudch-Partci des Iran, 0.0 .• 13. Januar 1979) 
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Türkei 
Kemal Sahin 

Von Atatürk zu Ecevit (2. Teil) 
Der Erfolg der nationalen Befreiungsbewegung bei der Er­
kämpfung der politischen Unabhängigkeit der TUrkei und der 
Verlauf der Klassenauseinandersetzungen innerhalb der oati" 
nalen Befreiungsbewegung muß im Zusammenhang mit der so­
ziokonomischen Struktur und der internationalen Lage gesehen 
werden. Am Ende des I. Wdtkrieges hatte die TUrkei etwa 
11- 12 Mio Einwohner. Die Wirtschaftsst ruktur wurde durch 
die rOcksländige Landwirtschaft und die mannigfaltige Abhän­
gigkeit von den imperialistischen Zentren geprägt. 
Etwa 85 O"J. der Bevölkerung lebten von der Landwirtschaft. 
Noch im Jahre 1927 fOhrte der Mangel an ArbeitskrMten, Zug­
tieren und Saatgetreide sowie Transportmöglichkeiten dazu, 
daß nur 1/ 6 der landwirtschafliichen Nutzflaehe bearbeitet wer­
den konnte. I 1922 war die landwirtschaftliche Ernte gegenüber 
1913 um mehr als 50'/0 gesunken . Der Bestand an Vieh hane 
sich auf fast 1/3 reduziert. 1 Auf dem Lande herrschten die 
Großgrundbesitzer. Nach einer Untersuchung im Jahr 1913 be­
herrschten 5 'I. der Bauernfamilien 65 '10 des Bodens. Dagegen 
hatten 8 'I. der Bauernfamilien überhaupt keinen Boden. 
Die beiden Kriege hatten den Prozeß der Konzentration weiter 
verstärkt. J Mit anderen Worten waren gute 90 'J. der Bauernfa­
miJien ökonomisch von den 50000 Großgrundbesitzcrfamilien 
abhängig. Hinzu kam, daß die Großgrundbesitzer im Staatsa~ 
parat, in der Armee, besonders aber in dem regionalen Staats­
apparat über wichtige Positionen verfUgten. Bereits vor dem I. 
Wellkrieg nahm innerhalb der Klasse der Großgrundbesitzer die 
Zahl derjenigen zu, die zu kapitalistischen Produktionsmeth0-
den übergingen. Insbesondere in den südlichen und westlichen 
Gebieten Anatoliens, wo auch die Exportmöglichkeiten, d. h. 
die Produktion fUr einen größeren Markt, gegebene waren, ent­
wickelten sich kapita listische Großbetriebe, die Lohnarbeit und 
Traktoren einsetzten. ~ So gab es 1924 bereits 221 Traktoren, die 
etwa 29000 ha bearbeiteten. 5 

Die Stärkung der türkischen Bourgeoisie nach 1918 

Das Transportwesen (d. h. Eisenbahnen) war völlig unterent­
wickelt, so daß die einzelnen Landesteile wirtschaftlich vonein­
ander isolieTl waren. Bis zum I. Weltkrieg wurden das Tran­
sportgeschäft und der Handel, insbesondere der Außenhandel, 
vom imperialistischen Kapital kontrolliert, das auf lokaler Ebe­
ne von der einheimischen Kompradorenbourgeoisie unterstützt 
wurde. Während des I. Weltkrieges stärkten die Abschaffung 
der Kapitulationen und die Kriegsgewinne die Positionen des 
türkischen Handelskapitals. Da nur ein Bruchteil des Bedarfs 
durch die inländische Produktion gedeckt werden konnte (1924 
erreichte der Wert der Industrieproduktion lediglich 711J. der 
Importe' und "selbst Güter wie Mehl und Holzbrener wurden 
aus dem Ausland bezogen" J, spiehe der Außenhandel bei der 
Versorgung eine außerordentliche Rolle und eröffnete große 
Möglichkeiten für Spekulationsgewinne. 
Das imperialistiSChe Kapital beherrschte den Bergbau, das 
Transportwesen, die städtischen Dienstleistungen (Gas-, 
Elektrizitäts- und Wasserwerke, Straßenbahnen) und die Ban­
ken. Selbst das Privileg der Papiergeldemission befand sich in 
der Hand einer ausländischen Bank (Banque Ottomane). 
Wir hatten oben das niedrige Entwicklungsniveau der Industrie 

erwähnt. Eine Statistik aus dem Jahre 1922 (die allerdings d}e 
Großstädte Istanbul, Izmir, Adana, Bursa nicht einschloß) er­
gab 32000 Betriebe der verarbeitenden Industrie, in der 75000 
Arbeiter beschäftigt waren. Mit BerOcksichtigung dieser wichti­
gen Zentren sowie der Arbeiter in den Berg ..... erken, im Tran­
sportwesen, im Baugewerbe, im Handel sowie den kommunalen 
Dienstleistungen kann die zahlenmäßige Stärke der Arbeiter­
klasse auf etwa 120000-150000 geschätzt werden.' Dabei ist 
jedoch das Überwiegen der Klein· und Kleinstbetriebe(nach der 
obigen Statistik 2,34 Arbeiter je Betrieb!) und die breite An­
.....endung der Frauen- und Kinderarbeit in Rechnung zu stellen. 
Somit können wir die Hauptakteure des politischen und sozia­
len Geschehens wie folgt aufzahlen: 
• die Komprador.enbourgeoisie (sie stellte sich ' auf die Seite 

der Imperialisten und des Sultans), 
• die nationale Bourgeoisie (sie hatte die Führung des Be­
freiungskampfes inne), 
• die Großgrundbesitzer (sie verbilndeten sich mit der natio­
nalen Bourgeoisie), 
• die Massen der annen Bauern (sie bildeten die eigentliche 
Kraft des Befreiungskrieg~, konnten aber keine unabhängige 
Rolle spielen), 
• die Arbeiterklasse. 
Verschiedene Faktoren hallen verhindert, daß die Arbeiterklas­
se die FÜhrung der nationalen Befreiungsbewegung übernahm. 
Aufgrund der Rilckständigkeit der Volkswirtschaft war die 
Zahl der Arbeiter gering. Die Städte, in denen die ilbergroße 
Mehrheit der Arbeiterschaft konzentriert waren (istanbul, Is­
mir, Bursa, Adana), standen während des ganzen Krieges unter 
der Besatzung der Alliierten. Schließlich war die Partei der Ar­
beiterklasse, die Türkische Kommunistische Partei (TKP), noch 
jung und halle keine ausreichende Erfahrung. Sie verfolgte 
zwar eine richtige Politik der antiimperialistischen und antifeu­
dalen Einheit und focht bis zur Vertreibung der Eindringlinge 
an vorderster Front. Aber sie wurde von der nationalen Bourge­
oisie, die auf die zivilen und militärischen Kader des osmani­
schen Staates zurtlckgreifen konnte, sich mit den Großgrundbe­
sitzern verbündete und so die Bauernmassen kontrollierte, ver­
drängt (vgl. Teil I in AlB 211979) . 
Durch den Sieg im Befreiungskampf halle die nationale Bour­
geoisie im Bunde mit den Großgrundbesitzern die politische 
Macht erobert. Sie stand vor der Aufgabe, diese Macht zu kon­
solidieren und Maßnahmen zur Durchsetzung ihrer ökono mi­
schen Herrschaft zu ergreifen. Gleichzeitig mußte sie außenpo­
litisch eine Reihe von Problemen, die in ihrem Verhältnis zu den 
imperialistiSChen Mächten offen geblieben waren, lösen. 
Aus Angst vor der zahlenmäßig schwachen, aber kämpferi­
schen Arbeiterklasse und der Wucht einer breiten, demokrati­
schen Bauernbewegung, war die nationale Bourgeoisie nicht be­
reit, die Überreste der Feudalherrschaft revolutionär, mit einer 
radikalen Bodenreform zu beseitigen. Staudessen entschied sie 
sich f(Ir eine allmähliche Umgestaltung der Verhältnisse auf 
dem Lande. Dies hatte zur Folge, daß einerseits der Prozeß der 
Konsolidierung der politischen Macht sich verzögerte und ande­
rerseits die wirtschaftliche Entwicklung des Landes aufgrund 
des kaum entwickelten Binnenmarktes bis in den heutigen Tag 
gehemmt wurde. 
Auf der politischen Ebene standen die Ereignisse bis Mitte 1926 
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unter dem Zeichen der Auseinandersetzungen mit den Anhän­
gern des osmanischen Sultanats und den Paneigängern des Im­
perialismus. Diese rekrutierten sich im wesentlichen aus Teilen 
der Istanbuler Großbourgeoisie, den Vertretern der feudal­
klerikalen Kreise und Teilen der höheren Bürokrmie. 
Nachdem trotz des erbitlenen Widerstandes der Rechten in der 
Großen Nationalversammlung (GNV) das Sullanat abgeschafft 
und die Republik ausgerufen worden war (29. 10. 1923), ergriff 
die Regierung im Jahre 1924 eine Reihe von Maßnahmen, die 
den Einnuß der feudal-klerikalen Kreise im Lande zurückdrän­
gen sollten: Abschaffung des Khalifats und Ausweisung der os­
manischen Dynastie, Aunösung der auf islamischen Recht ba­
sierenden Gerichtsbarkeit, Abschaffung des islamischen Schul­
systems. Die Situa.t ion spiute sich zu, als der rechte Flügel der 
GNV die Führung der Opposition übernahm und auch der Im­
perialismus (insbesondere England und Mussolini-halien) den 
Druck auf die TOrkei erhöhte. 
Die Opposition formiene sich in der Fortschrittlichen Republi­
kanischen Panei und stellte sich der Republikanischen Volk­
spanei Mustafa Kemals (Atatürk) entgegen. Die Krise erfuhr ei­
ne weitere Zuspitzung, als in Türkisch-Kurdistan ein Aufstand 
ausbrach. Reaktionäre kurdische Feudalherren versuchten die 
Unzufriedenheit der kurdischen Bevölkerung mit der chauvini­
stischen TUrkisierungspolit ik der Ankara-Regierung fü r ihre 
Zwecke einzuspannen und gemeinsame Sache mit dem Imperia­
lismus zu machen. 

Türkisierung und Europäisierung Atatürks 

Mu·stafa Kemal ließ von der alarmierten GNV das .Gesetz zur 
Wiederherste llung der Ruhe verkünden, das ihn mit diktatori-· 
schen Vollmachten ausstattete . Führende Vertreter der reaktio­
nären Opposition wurden verhaftet und VOij außerordentlichen 
Gerichten verurteil!. GleiChzeitig wurden auch zahlreiche Ar­
beitervertreter, insbesondere Mitg~ieder und Funktionäre der 
TKP verhaftet und zu langjährigen Kerkerstrafen verurteilt. 
Der kurdische Au fstand wurde von regulären Armeeinheiten 
blutig unterdrückt, etwa 50 der Anführer hingerichtet. 
Dieser Aufstand diente als Vorwand fü r eine weitere Verschär­
fung der Politik der gewaltsamen Türkisierung gegenüber den 
nationalen Minderheiten, insbesondere aber gegen das kurdi­
sche Volk. Mitte 1925 hatte die Ankara-Regierung ihre Position 
soweit ausgebaut, daß sie die Fortschrittliche Republikanische 
Partei verbieten konnte. 
Es folgte das Verbot der Derwisch-Orden und der anderen isla­
mischen Organisationen, die der Reaktion zur Organisierung 
ihrer Massenbasis dienten. Das Verbot der osmanischen Kopf­
bedecku ng Fez und der anderen islamischen Symbole (25. 11. 
1925) sowie der Zwang t.um tragen des europäischen Hutes, der 
mit zahlreichen Hinrichtungen durchgesetzt wurde, m.uß als 
weitere Maßnahme zur Niederwerfung der klerikal-feudalen 
Opposition verstanden weri:len. Nachdem bereits 1925 das euro­
päische Zivilrecht übernommen worden war, folgte 1926 die 
übernahme des italienischen Strafrechts und das Verbot cer 
Polygamie . 
Mit der Entdeckung eines Attentatsplanes gegen M. Kemal und 
weiteren· Hinrichtungen war die Machtfrage im Sommer 1926 
endgültig zugunsten der Regierung entschieden. 

Es fo lgten eine Reihe von Maßnahmen, die auf die Festigung 
der ideologischen Positionen der nationalen Bourgeoisie ziel­
ten. Die Zahl der Lehrer und der SehUler wurde erhöht (jedoch 
noch keine allgemeine Schulpnicht), Schritte in Richtung einer 
Gleichstellung der Frau wurden unternommen. 1928 wurde das 
lateinische Alphabet eingeführt, gleichzeitig wurde der Grund­
satz der Trennung von Staat und Religion in der Verfassung 
verankert. 1929 wurden die sog. "Volkshäuser" gegründet, die 
mit einer Art von Erwac1lsenenbildung die Ideologie der natio­
nalen Bourgeoisie propagieren sollten. 
Alle diese Versuchen blieben jedoch aufgrund der weiterhin 

16 

vorherrschenden halbfeudalen Verhältnisse auf dem Lande sehr 
begrenzt. So betrug 1929 die Analphabetenrate immernoch 
81,4070. 
In der Außenpolitik hatt sich die Ankara-Regierung bereits 
1922/1923 gegenüber den imperialistischen Mächten äußerst 
kompromißbereit gezeigt und dementsprechend die guten Be­
ziehungen zur Sowjetunion, die während des Befreiungskrieges 
eine so entscheidende Rolle gespielt hatten, abkühlen lasser. . 
Das gemeinsame Vorgehen der inneren und äußeren Reaktion 
während der Krise 1925126 und die hartnäckige Weigerung der 
Imperialisten, gegenüber der Türkei irgendwelche Zugeständ­
nisse zu machen, veranlaßten die türkische Regieru ng, zur Poli­
tik der Freundschaft mit der Sowjemnion zurückzukehren. Am 
17. 12. 1925 wurde ein Freundschafts- und Neutralitätsvertrag 
unterzeichnet. Dieser Vertrag leitete eine lange Phase der engen 
und freundschaftlichen Beziehungen beider Länder ein und 
stärkte die internationalen Positionen der Türkei. 
1928 nahm die Türkei durch eine Initiative der UdSS R an der 
WeItabrüstungskonferenz in Gen f teil. Dies war die erste inter­
nationale Konferenz, zu der die Türkei eingeladen wurde. Sie 
unterstützte dort als einziges Land die sowjetischen Vorschläge 
für die Abrüstung. 1929 wurde der Frel.!ndschafts- und Neutra­
litätsvertrag von 1925 verlängert. In einem Zusatzprotokoll be­
schlossen die beiden Länder, ihre Außenpolitik eng zu koordi­
nieren. 
Aufgrund dieser Entwick lungen begann sich auch die Haltung 
der imperialistischen Staaten gegenüber der Türkei zu ändern. 
Noch vor dem Abzug der Alliierten und der A~r~fung der Re­
publik kam auf dem Wirtschaftskongreß von Izmir (Februar 
1923) das ökonomische Programm der Bourgeoisie zum Vor­
schein. 
Der Kongreß, der von der Ankara-Regierung einberufen und 
von Mustafa Kemal persönlich eröffnet wurde, sollte im we­
sentlichen zur Veständigung zwischen der anatolischen Bourge­
oisie (deren politischer Einfluß bedeutend gestiegen war), den 
Großgrundbesitzern und der Istanbuler Kompradorenbourgcoi­
sie sowie den führenden militärischen und zivilen Kadern der 
Ankara-Regierung dienen. Die lstanbuler Handelskapitalisten 
hatten sich bereits in der" Türkischen Nationalen HandeIsverei­
nigung' : organisiert und darüber hinaus eine unternehmerhöri­
ge "Arbeitervereinigung" gegTÜndet. als deren Vertreter einige 
Intellektuelle an dem Kongreß teilnahmen. 

Wirlschartskonzept bürgerlicher Diklion 

Bezeichnend für die Stimmung waren folgende WOrte aus der 
Eröffnungsrede M. Kemals, der einige Tage zuvor erklärt hatte, 
daß der Staat die Großgrundbesitzer und die Millionäre unter­
stützen müsse, damit der Reichtum des Landes vermehrt wer­
den könne9: Unser Volk setzt sich nicht als Klassen zusammen, 
deren Interessen einander zuwiderlaufen, sondern aus solchen, 
deren Existenz und Arbeitsergebnisse gegenseitig erforderlich 
sind. In diesem Augenblick sind meine Zuhörer Bauern, Hand­
werker, Händler und Arbeiter. Welcher von diesen kann im Ge­
gensatz zu den anderen ~tehen?" 10 

In diesen Worten kam ein zent rales Element der Ideologie der 
nationalen Bourgeoisie zum Ausdruck, die ihre eigenen Interes­
sen als die der gesamten Nation ausgab, um unter dem Deck­
mantel der nationalen Einheit den Ausbau der eigenen ökono­
mischen und pOlitiSchen Positionen zu betreiben. Dabei nUtzte 
sie auch geschickt die Gefühle für nationale Einheit im Kampf 
gegen die imperialistischen Eindringlinge, die in den breiten 
Volksmassen noch sehr lebendig waren. 
Am Ende des Kongresses wurden folgende Programmpunkte 
beschlossen: Aufbebung der Privi legien des ausländischen Ka­
pitals (es wurde ausdrücklich betont, daß man das ausländische 
Kapital durchaus als notwendig und nützlich betrachte, jedoch 
die Gleichstellung mit dem ein heimischen Kapital zur Bedin­
gung mache); Einführung von Schutzzöllen und Gründung ei­
oer Staatsbank; Entwicklung des nationalen Transport- und In-



T',"unde lkrwfM1le, deren OrdeR afl Harl der Feudaf,taJd!on von Ala· 
liI/k I/e/bolen wurde 

dustriewesens (insbesondere der Leichtindustrie); Abschaffung 
der feudalen Landwirtschaflssteuer "Asar" ("die Zehme"); 
Einspringen des Staates (durch Beteiligungen usw.) in den Be­
reichen, in denen die Privatinitiative alleine nicht erfolgreich 
sein kann; Anerkennung des 8 Stunden-Tages, eines arbeitsfrei­
en Tages in der Woche, der Koalitionsfreiheit und des 1. Mai als 
Feiertag derArbeiter. 
Dagegen 'Wurden folgende Forderungen der " Arbeiter­
vertreter" abgelehm: Streikrecht; Verstaatlichung des ausländi­
sches Kapitals; Verteilung des Grund und Bodens der vertriebe­
nen bzw. genüchteten Griechen und Armenier unter die armen 
Bauern; bezahlter Jahresurlaub; Einführung von Vermögens­
und Erbschaftssteuern. 

Bereicherung durch Staatsbeamte 

Zur Umsetzung dieses ökonomischen Programms wurden zahl­
reiche Gesellschaften gegründet, an denen sich neben Istanbu­
ler Großkapitalisten Hunderte von Abgeordneten, hohen Offi­
zieren und Regierungsmitgliedem beteiligten und die, ausgerü­
stet mit staatlichen Monopolrechten, in kürzester Zeit durch 
Importgeschäfte oder staatliche Auflrage riesige Gewinne "er­
wirlschafleten". Ein bekanntes Beispiel da(ür ist die " Is­
Bankasi" (Geschäftsbank), die 1924 von M. Kemal persönlich 
mit 8 Mio türkischer Pfund (250 Tausend Goldstücke) als 
Grundkapital gegründet worden war (diese Summe, etwa IOOJo 
des damaligen Staatsbudgets, war ihm von der Regierung "ge­
schenkt" worden). Unter der anderen Teilhal>ern befanden sich 
Vertreter der Istanbuler Großbourgeoisie und Abgeordnete. 
Die Leitung lag in den Händen der engsten Vertrauten von Mu· 
stafa Kema!. Diese Bank wurde sehr bald zu einem der wichtig­
sten Zentren, die das ökonomische Leben des Landes be­
herrschten. 
Ein weiteres Beispiel war das Gesetz zur Förderu ng der Indu­
strie von 1927, das den privaten Investoren großzügige staatli­
che Hilfe (kostenlose Grundstücke, vollständige Steuerfreiheit, 
30070 reduzierte Frachttarife, Vorzugsbehandlung bei staatli­
chen Aufträgen usw.) vorsah. Diese Förderungsmaßnahmen 
kamen vor allem größeren Unternehmen (auch Auslandskapi­
tal) zugute. Das Programm zum Ausbau des Eisenbahnnetzes 
nahm in der ökonomischen Tätigkeit des Staates einen breiten 
Raum ein. Private Firmen die mit ausländischen Kapitalgrup­
pen verbunden waren, erhielten die Bauauflräge. Auf diese 
Weise wurden einerseits bis 1929964 km neue Streäen gebaut 
(eine Zunahme um 23070), andererseits wurden die ersten Mil­
lionäre der neuen Türkei geschaffen. Gleichzeitig kaufte man 
die ausländischen Konzessionen auf. 
Auf dem Agrarsektor wurde durch neue Gesetze (insbesondere 
Einführung der europäischen ZiviigeseLZgebung) die Position 
des Privateigentums gestärkt, die feudale Agrarsteuer aufgeho­
ben und die Benutzung von Traktoren und anderen landma­
schinen stark subventioniert. Die Zahl der Traktoren stieg bis 

1929 auf das 11-13-fache. 11 
Vom Auslaodskapital verlangte man in dieser Periode lediglich, 
daß es auf seine kolonialistischen Privilegien verzichtete und zu 
einer Pannerschaft mit dem einheimischen Bürgertum bereit 
war. Tatsächlich waren von den 201 Aktiengesellschaflen, die 
in den Jahren 1920-1930 gegründet wurden, 66 mit ausländi­
scher Beteiligung entstanden. Der Kapitalanteil dieser Gruppe 
am Gesamtkapital betrug 43 070. 11 

Im Ergebnis dieser Maßnahmen entstanden einige Betriebe der 
Leit htindustrie, die die Rohstoffe des Landes verarbdteten 
(Nahrungsmittel- und Textilindustrie). 

Die Kehrseite war die zügellose Unterdrückung und Ausbeu­
tung der Werktätigen. Da Streiks und Gewerkschaften verboten 
waren, konnten die Kapitalisten die Arbeitsbedingungen will­
kürlich diktieren. 
Die Arbeitszeit betrug im Durchschnitt 14-16 Stunden. Einet! 
arbeitsfreien Tag in der Woche oder bezahlten Urlaub oder 
Sozial- und Krankenversicherung gab es nicht. 1l Die realen 
LOhne waren 1929 im Vergleich zu 1912 um 60 bzw. 7~ 0]0 ge­
sunken.l~ Nach offiziellen Angaben waren 1927 mehr als 51 070 
der Beschäftigten in der Industrie und 10070 derjenigen in den 
Bergwerken Kinder unter 14 Jahren. U Der Anteil der Frauenar­
beit war auch sehr hoch. 
Unter diesen hanen Bedingungen verschärfte sich der Wider­
stand der Arbeiter. Einerseits wurde versucht, eine gesamtna­
tionale Gewerkschaftsorganisation zu schaffen, was jedoch an 
den wiederholten Verboten der Regierung scheiterte. Anderer­
seits nahmen die Streiks trotz der Verbote und der blutigen Un­
terdrückung durch Polizei und Armee' zu. In ' den Jahren 
1923-29 nahmen jährl ich zehntausende von Arbeitern an 
Streikkämpfen in Istanbul, Bursa, Ismir, Adana und Zongul: 
dak teil. Die Organisa.tion der illegalen TKP spielten bei 'der 
Leitung dieser Kämpfe eine wichtige Rolle. Politische Forde­
rungen traten zunehmend in den Vordergrund. 
Zu dem wachsenden Widerstand der Arbeiterklasse und der an­
deren werktätigen Schichten gesellte sich bald die Unzufrieden­
heit derjenigen Teile der Bourgeoisie, die sich von den einträch­
tigen Geschäften der" Republik-Millionäre" ausgeschlossen sa­
hen. Solche bereits existierenden und sich verschärfenden Wi­
dersprüche wurden durch die Weltwirtschaftskrise (Herbst 
1929) noch mehr zugespitzt. Es ents tand eine neue, diesmal 
durch ö konomische Faktoren bedingte Krise, die eine neue 
Phase, die Phase des Etatismus, einleitete. 
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Naher Osten 
Nahostkonfliktparteien nach Camp David 

ÄGYPTEN 

SUOAN 

Im Oktoberkrieg 1973 troffnete die Rehabilitierung der arabi· 
schen Frontstaaten und der erfolgreiche Einsatz der Ofwaffe 
neue Moglichkeiren, einer politischen LOsung des seit /948 wah­
renden N ahOSlkonjlikts ntlhenukommen. Die Gen/er Nahost­
konferenz. nahm kun darauf ihre Arbeit auf, Israels Stlirkepoli­
tik war in ihre ernsteste Krise geraten. In den Vereinten Natio­
nen folgte J974/75 ein Durchbroch in der Paflistinajrage, dem 
Kerns/iJck des israelisch-arabischen Konflikts: Die volle Aner­
kennung d l?f nationalen Rechte des arabischen Volkes PaltJst;· 
nos und der Pa/IJstinensischen BeJreiungsorganisotion (PLO) 
als seiner authentischen Vertrelf~rin ging einher mit ihrer Legiti­
mierung zur gleichberechtigten Teilnahme Qfljedweden Nahost-

verhandlungen. 
Etwa fan! Jahre danach schrieb der Separathandel der USA, 
Ägyptens und Israels von Camp David ein entgegengesetues 
Kapitel der Nahostgeschichte. Unter Bruch der UN-Beschlilsse 
wurde hier der Weg zur Unter/aufung der Gen!er Kon!erenz. 
und zur Ausschaltung insbesondere der PLO fIXiert. Zwar IlJjJt 
der darin eingeschlossene Separatjriedensvertrag Israel­
Agypten weiter auf sich warten, aber unanhlJngig davon hat die 
Spaltung der arabischen Front durch das IJgyptische Sodat­
Regime die Chancen des Oktoberkrieges wieder zunichte ge­
macht, Israel und den USA zu einer Konsolidierung ihrer Posi­
tion verholfen. Andererseits lOsten die Separatinitiative Sadats 
im No vember 1978 und Camp David eine nicht gering tu .~chlJt­

zende arabische Gegenbewegung aus. Mit dem Zusammen­
schll{jJ der antiimperiaJistischen Regimes Libyens, Aigeriens, 
des Sadjemen -, Syriens und der PLO iur Arabischen Front der 
Standhaftigkeit und mit dem Camp David ablehnenden Be­
schll{jJ pes 9. Arabischen Gipfels von Bagdad geriet die Separat­
politik in die Isolierung, ist deren Durchselzung fragwiJrdiger 
geworden. 

Angesichts des labilen KrlJjtegleichgewichts und der Neugrup­
pierungen unter den arabischen Konj1iktparteien, erscheint ne­
ben der Einschtitzung der US-Nahostpolitik (siehe AlB 
11- 1211978) die niihere Untersuchung des realen antiimperiafi­
srischen Widerslandspotentials wie auch der kapitulationisti­
schen Tendenzen in den wichligsten LlJndern des Nahostkon­
j1iklgeschehens von gesteigertem Interesse. 

Wolfram Brönner 

Stationen des 
palästinensischen Widerstandes 

WAhrend vom 15.-23. I. 1979 in Damaskus der 14. Palästi­
nensische Nationalrat, das höchste Organ der Palästinensischen 
Befreiu ngsorganisation (P~O), tagte, lancierten die zionisti­
schen Machthaber Israels die schwersten Angriffe auf libanesi­
sches Territorium - nördlich des Litani - seit ihrem Kriegszug 
in ,den Sudlibanon im März 1978. 
Am 22. Januar wurde der Chef des Fatah-Sicherheitsdienstes, 
Abu Hassan, in Beirut durch einen Anschlag des israelischen 
Geheimdienstes MOSSAD getötet. 
'Ein Grund fOr die erhöhte AggressivitAt Israels dürfte im Schei­
tern der Libanon-Kriegsziele vom März 1978 zu suchen sein. 
Weder die beabsichtigte Zerschlagung der PLO-Streitkräfte im 
Süden des libanon noch die Verunmöglichung palästinensi­
scher Guerillaaktivitäten in Israel und den Okkupierten Gebie­
ten gelang. Die südlich des litanie im im sog. Fatah-land in­
stallierte rechtslibanesische, prozionistische Marionettenverwal­
tung unter General Haddad vermochte die PlO ebenso wenig 
auszuschalten wie die Entsendung einer UN-Sicherheitstruppe 
(UN IFll), deren Mandat der Weltsicherheitsrat inzwischen bis 
Mitte 1979 verlängerte. 
Das gleiche Schicksal wiederfuhr bislang dem zweiten Zielpunkt 
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israelisch-rechtslibanenischer Attacken im Libanon: Ihr Ver­
such mittels einer ZermUrbungstaktik die syrischen Truppen 
aus dem land auszutreiben, die erneuerte Allianz Syrien-PLO 
zu sprengen und schließlich der im libanon konzentrierten pa­
lästinensischen Mili tärpräsenz ein Ende zu bereiten, scheiterte. 
Ein dritter Grund der Offensive kann in dem Mißlingen der Se­
paratdiplomatie Carters, Begins und Sadats hinsichtlich des 
Ausmanövrierens der PlO bzw. "der ,radikalen' Elemente" 
der arabischen Palastinenser gesehen werden. Diese in den Ge­
heimabsprachen von Camp David (siehe Al B 11-1211979) for­
mulierte Maxime will zum einen den Aufbau einer sog. "Drit­
ten Kraft" aus gefügigen "gemäßigten" Palästinensern der ok­
kupierten Gebiete bewerkstelligen. Zum anderen soUte sie Israel 
weltweite Isolierung mit Sadats Kilfe lockern, stattdessen die 
PlO als Brandstifter wider einen vermeintlich gerechten Na­
hostfrieden ins Abseits stellen. 
In Wahrheit offenbaren diese intimen Ziele des Diktats von 
Camp David, daß die PlO heute das Haupthindernis für eine 
"amerikanische Losung" in Nahen Osten verkörpert . Im Ge­
folge des Oktoberkrieges 1973 stieg sie zu einem gewichtigen 
politiSChen Faktor des Nahostkonnikts auf. Welches Behaup-



tungsv~rmög~n d~r palästin~nsisch~ Wid~TS[and ~rwart~n IBßt, 
v~rmag in ~rsl~r Lini~ ~in Blick auf di~ Kampftradition~n, d~n 
politisch~n R~if~prottß und d~n g~g~nwBrtig~n Standort di~r 
B~w~gung zu v~rd~utlich~n. 

Schon in d~r KolonialBra b~wi~s das arabisch~ Volk Palastinas 
Standfestigk~it in d~r ~ntsch~id~nd~n Forderung nach nationa­
I~r Unabhängigk~it. Als der britische Imperialismus ausgangs 
des I. Weltkrieges die jahrhunden~lang~ osmanisch~ F~udalde­
spoti~ als Kolonialmacht in Palästina ablöste, ignorierte ~r in 
seiner Mandatsverfassung (1920) nicht nur diese Unabhängig­
keitsforderung, sond~m auch di~ Existenz eines arabischen Vol­
kes Palästinas schlechthin, d. h. von damals über 9OlIJo der Ge­
samt bevölkerung. 

Wurzeln des Nahostkonf]jkl 

Das Kolonialregime schwang sich zugleich zum Protektor der 
jüdischen Mind~rheit und d~r bürgerlich-nationalistischen zio­
nistischen Bewegung auf. So verhi~ß di~ Mandatsverfassung in 
Artikel' 2 die perspektivische "ErriChtung ~iner nationalen 
Heimstätte (Ur das jüdische Volk". 1 Oi~ einseitige brit isch~ 

FOrderung d~r jüdischen Einwanderungsbewegung und des zio­
nistischen Landerwerbs ein~rs~i ts, di~ beschl~unigt~ wirtschaft­
lich~ Entwurzelung und politisch-militärische Unterdrückung 
der arabischen Pal3stinenser andererseits, schuf nach dem 2. 
Weltkrieg in Palästina eine gründlich v~rtlndert~ Lage. 
Die jüdische Gemeinschaft machte nunmehr 113 der Gesamtbe­
völkerung Palästinas aus. Das von London als Herrschaftsin­
strument benutzte Gegeneinanderausspiel~n von Arabern und 
Juden hatte einen Konfrontationszustand zwischen beiden Sei­
ten verfestigt und die zionistische Position wirtSChaftlich, mili­
tarisch und politisch auß~rordent1ich gestärkt. Die zionistische 
Bewegung suchte nun mit US-H i l f~ einen " J ud~nstaat" gegen 
den Widerstand des vormaligen Schutzherrn Großbritannien 
und au f Kosten der arabischen Palästinens~r durchzusetzen. 
In den V~reinten Nationen wie bei den beiden Konfliktparteien 
Palästinas fand damals der - im übrig~n sowjetische - Vor­
SChlag der Gründung eines demokratischen arabisch-jüdischen 
Einheitsstaates Palästina kein G~hör. Di~ von der UNO im No­
v~mber 1947 verabschiedete Notlösung, die die Teilung Palasti­
nas in ein~n arabischen und jüdischen Teilstaat vorsah, wurde 
nicht eingelöst. Im Ergebnis des I . Nahostkrieges 1948/49 an­
nektierten Israel und das haschemitische Jordanien das ara bi­
sch~ Teilstaats-G~bi~t, ausgenommen der Gaza-Str~ifen, der 
unter Bgyptische Verwaltung geriet. Wahr~nd die jildische Ge­
meinschaft von ihrem Selbstbestimmungsrecht - und zwar 
Ober Gebühr - Gebrauch macht~, blieben di~ nationalen Rech­
te des arabischen Volkes Palästinas nicht nur auf der Strecke, 
sondern es wurde überdies zu 2/3 von den zionistischen Macht­
habern aus sein~r Heimat vertrieben. 
Diesen Status quo segneten 1950 die W~stmächt~ USA, Groß­
britannien und Frankreich in ihrer sog. DreimächteerklBrung 
wi~ auch di~ Staaten der Arabischen Liga ab. Die Palastinafra­
ge verschwand damit bis g~gen Ende der 60er Jahre von d~r in­
t~rnationalen BUhne. Gleichzeitig ~rhi~lt d~r Expansionsdrang 
Israels neue Nahrung mit der Dreieraggression (Großbritan­
niens, Frankreichs und Israels) 1956 geg~n Ägypt~n, mit der 
Uberdimensionalen Wirtschafts- und Militärhilfe speziell seitens 
der USA und BRD, die Isra~l ~in kapitalistisches Wirt­
schafts" wunder" bescherte und erst seinen Eroberungskrieg im 
Juni 1967 möglich machte. 
Zur Absich~rung der imperialistischen Öl. und Militarint~r~s­
sen sowi~ zur Niederw~rfung der arabischen Befr~iungsbewe­
gung, spezi~ll der antiimperialistischen Nationalsierungspolitik 
und sozial--revolutionärer Entwicklungen in Ägypten und Sy­
rien, fuhrte Israel 1956 und 1967 st~l1v~rtr~t~nd Krieg. Für die 
Rechte des arabischen Volks Palästinas aber war erst recht kein 
Platz in den Dr~hbüch~rn westlicher Nahoststrateg~n. Es v~r­
schafft~ sich ~rst wieder Gehör, nachdem in d~n 60er Jahren ei­
ne eigenstandig~ pa lBstin~nsische Widerstandsb~wegung neu-

~ntstand~n war und an die großen Kampf traditionen der 
2Oer/ 3Oer Jahr~ anknUpft~. 

In jener Period~ zählten di~ antikotonia l~n MassenkBmpfe der 
arabischen Palästin~nser zu den h~rvorstechenden Kapiteln der 
nat iona l~n Befreiungsbewegung neben der Märzrevolution 1919 
in Ägypten und dem syrisch~n Volksbefreiungskrieg 1925-27. 2 

Ber~its im April 1920 und im Mai 1921 kam es in Palästina zu 
landesweit~n, all~ sozialen Schicht~n ~rf~nden Protestakti0-
nen für di~ Einsetzung einer unabhängigen nationalen R~gie­

rung und ~in~m Stopp der zionistischen Siedlungsexpansion wie 
der arabischen Landenteignung. Einh~lIig war auch die Abl~h­
nung der brit isch~n Mandatsverfassung 1922 durch d~n Palasti­
nensischen Nationalkongreß . Durch ein Arrag~ment mit den 
~inf1ußreich~n F~udalclans d~r Nashashibis (Ernennung als 
BOrgerm~ister von Jerusalem) und der Husainis (Mufti und 
Präsident des Mosl~m.ischen Rates) gelang dem Kolonialr~gime 
ein~ vorüberg~h~nde Besänftigung des arabischen Wid~rstan­
des. Im AugUSt 1929 aber überzog erneut eine Woge von Pro­
testd~monstralionen und bewaffnet~n Akt ionen das Land, die 
sich erstmals vornehmlich gegen britische Militär- und V~rwal­
tungszentren richtete. Es war das Signal für einen allg~m~inen 
Aufschwung des arabischen Befr~iungskampfes in PaläStina, 
der sich 1931 -32 in zahlr~ich~n Str~iks und Massendemonstra­
tion~n artikulierte und im Oktober 1933 mit ~in~m spontan~n 
Aufstand in d~n stadt isch~n Z~ntr~n einen ~rsten HOh~punkt 
erfuhr. 

Traditionen des IIntikoloniaJen Widerstandes 

1934/ 35 nahm ~ine von dem arm~n Scheich Izz al-Oin al­
Q~m organisierte Guerillabt"-tlung die bewarfn~t~ Rebel­
lion auf. Die Bew~gung r~kruti~rte sich überwi~gend aus der 
Kleinbauernschaft , sowie aus Hand ..... ~rkern und Arbeitern. Im 
Nov~mber 1935 verfUgte al-Qassam über einen Stamm von 150 
Partisanen und Hunderte von kampfwilligen Anhängern im 
Raum Haifa-Galiläa, wo di~ b~waffnete Rebellion ber~its auf­
g~flammi war. Sie stellte den Widerstandskampf gegen das bei-
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tische Kolonialregime ebenso wie die Unabhängigkt itspartti 
(gegrUndet 1931) und die Palästinensische Kommunistische 
Partei (gegrundet 1919), die einzige Araber und Juden vereini­
gende Organisation des Landes, obenan_ 
Die von dem Juristen A. B. Abd al-Hadi angeführte Unabhän­
gigkeitspartei war der erste selbständige, von den Rivalitäten 
der FeudalcJans freie Zusammenschluß der arabischen Intelli­
genz, des städtischen Kleinbürgertums und von Teilen der sich 
formierenden nationalen Bourgoisie Palästinas. Sie avancierte 
zur ueibenden Kraft der antikolonialen Massenaktionen der 
30tr Jahre und definierte - in Abgrenzung zu den proimperia­
listischen feudalaristokratischen Kräften - die Orientierung ih­
res Kampfes als "gegen den britischen Imperialismus als dem 
Baum und nicht gegen den Zionismus als dessen Zweig" ge­
kehrt. 
Als am 19. April 1936 die Kolonialarmee in Jaffa (Tel Aviv) ei­
ne antibritische Massendemonstration sprengte, war die Ant­
wort ein sechs Monate andauernder landesweiter politischer Ge­
neralstreik, koordiniert vom neukonstituierten Arabischen 
Hochkomitee. Unter der faktischen Leitung von in Städten und 
Dörfern formienen und von den antiimperialistiSChen Kräften 
gefllhrten sog. Nationalkomitees weitete sich die im besonderen 
von Kleinbauern, Arbeitern, städtischen Mittelschichten und 
der Intelligenz getragenen Manifestationen des zivielen Unge­
horsams zu einem nationalen Volksaufstand aus. 

Legendärer Volksaufstand 1936-39 

Die unter.al-Qawaqis Oberkommando Ende 1937 wiederaufge­
nommene bewaffnete palästinensische Rebellion sah sich kon­
frontiert mit einer über 20000 Mann starken britischen Armee 
und einer wachsenden Zahl ihr verbündeter zionistischer Mili­
tärkommandos. Zudem war der Nasha-Shibi-Clan aus dem 
Arabischen Hochkomitee Palästinas ausgeschert und auf die 
Seite der Kolonialherren übergelaufen. Trotzdem gtlang der 
vorherrschend bäuerlich-plebejischen Volksbewegung eine 
streckenweise völlige Lahmlegung der Kolonialadministration 
in großen Teilen Palästinas, darunter auch in Städten wie Ra­
mallah und Nablus. Erst Anfang 1939 vermochte es die briti­
sche Armee, den palästinensischen Aufstand niederzuzwingen. 
Die Bilanz der britischen Repression: mehr als 5000 Tote, 2000 
Verwundete und rund 2500 Internierte auf arabischer Seite; ih­
re konsequenten und selbst gemäßigten Führer - darunter 
Amin al-Husaini - waren deponiert worden. ) So hatte dieser 
Volksaurstand, der den Charakter eines nationalen Volksbe­
freiungskrieges annahm, einerseits die britische Mandatsmacht 
in Palästina in ihren Grun~ifesten erschüttert. Das britische 
Weißbuch vom Mai 1939 konzedierte die Einlösung der Unab­
hängigkeit Palästinas innerhalb der nächsten 10 Jahre und erst­
malig einschränkende Maßnahmen gegenUber der zionistischen 
Si~lungsexpansion. Andererseits hatte er, zusätzlich zu den 
feudalen Rivalitäten der Husainis und Nashashibis, die arabi­
sche Nationalbewegung Palästinas fUr den herannahenden Un-
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abhängigkeitskampf gegenüber dem zionistischen Kontrahen­
ten unverhältnismäßig geSChwächt. 
Während im September 1948 in dem ägyptisch verwalteten 
Gaza·Streifen Amin al-Husaini eine "Regierung des vereinten 
Palästina", proklamierte, sprachen sich im Gegenzug auf Be­
treiben des Haschemitenkönigs Abdullah die Nashashibis und 
ihre feudalen Gefolgsleute für die Angliederung des arabisch­
palästinensischen Territoriums an Transjordanien aus t 1950 
Jordanien). Der Verrat der Nashashibis und die Auf teilung 
Restpalästinas unter den Haschemiten und Israel sorgte im Er­
gebnis des I . Nahostkrieges 1948/49 über zwei Jahrzehnte für 
eine internationale Reduzierung der Palästinafrage auf ein Pro­
blem von "Flüchtlingen". Erst die Neuformierung einer eigen­
ständigen arabischen Nationalbewegung Palästinas gegen Ende 
der 60er Jahre vermochte schließlich aus diesem Dilemma her­
auszuführen. 

D ie soziale Entwurzelung der PalästiDenser 

Die große Mehrheit des arabischen Volkes Palästinas wurde bis 
Anrang der 50er Jahre (damals uber 900000) aus ihrer Heimat 
vert reiben, ein Schicksal, das mit dem israelischen Eroberungs­
krieg 1967, d. h. der Okkupation arabischen Territoriums von 
der dreifachen Fläche Israels, weitere Hunderttausende ereilte. 
Die Mehrheit der durch natürliche Vermehrung im Zeitraum 
1948-72 von insgesamt 1,3 auf 3,2 Mio (darunter sind über 
500000 israelische Araber) angewachsenen arabischen Palästi­
nenser lebt heute unter Bedingungen sozialen Elends und politi­
scher Unterdrückung in den von Israel okkupierten Gebieten 
(Wesljordanien, Jerusalem, Gaza) sowie in den Nachbarlän­
dern Transjordanien, Syrien und dem Libanon. Von diesen 
nach Angaben der Hilfsorganisation der Vereinten Nationen 
UNRWA 1976 insgesamt über 1,6 Mio vert riebenen Personen 
lebten 650 Mio in 63 FIUchtiingslagern (siehe Tabelle).· 

Registrierte FHlt htlinge und in Lagern lebende Palastinenser 
(Stand Mai ]976) 

Palästinen- Registr. Zahl Reale Zahl 
ser gesamt Flilcht- d" der Lager-
(1973) linge Lager insassen 

Westjordanien 670000 296 628 20 74941 

T ransjo rdanicn 900 000 644 669 iO 216245 

Gm 364 000 339824 8 20\ 960 

Libanon 240 000 ]98637 I' 102 136 

Syrien 155000 ]88447 10 54965 

Kuweit 140 000 
Ägypten JJ 000 
Saudi Arabien 20000 
Arab. Emirate I' QOO 
Irak 14000 
Libyen , 000 

BRD I' 000 
USA 7000 
Lateinamerika , 000 

Das Gros der palästinensischen Vertriebenen und Flüchtlinge 
lebt unter dem Existenzminimum, ist unterbeschäftigt (nur etwa 
50 OJG der arbeitsfähigen Lagerinsassen im Libanon finden bei­
spielsweise Arbeit), stellt einen sehr hohen Prozentsatz an Lan­
darbeitern, unterbezahlten Gelegenheitsarbeitern im Industrie-, 
Bau- und Dienstleistungssektor (im Libanon zu 45 1170 ) und einen 
nur geringen Anteil an fest angestellten Fachkräften.! 
In den von Israel 1967 okkupierten Gebieten stoßen die noch 
immer relativ schwachentwickelte palästinensische nationale 
Bourgeoisie wie das Kleinbürgertum auf Restriktionen und 
übermächtige israelische Konkurrenz. Die Masse der Palästi­
nenser in den besetzten Gebieten ist kleinbäuerlichen und städ­
tischen Zwischenschichten zuzurechen, die in' besonderem Ma­
ße national und ökonomisch durch Enteignung und Dek lassie­
rung betroffen sind. 



FJü<Ml/nge deI IIrae}/sdten Junikriege' 1961 

Die ca. 100000 nach Israel abgezogenen arabischen Arbeiter 
und Angestellten unterliegen einer extremen Ausbeutung: In 
der Regel erhalten sie von den israelischen Unternehmen nur 
1/4 des Lohnes jüdischer Arbeiter, entzieht ihnen der israeli­
sche Staat 40 OJo der Lohnsumme als sog. steuerliche Pauschale, 
werden ihnen soziale Rechte vorenthalten. 6 

Die Renaissan« des WIderslands 

Die Anfänge der Reorganisierung einer eigenständigen palästi­
nensischen Befreiungsbewegung reichen bis in die SOer Jahre 
zurück. 
Ägyptens Präsident Nasser hatte 1953 der Ausbildung einer er­
sten Gruppe von palästinensisehen IntelleklUellen - unter ih­
nen der Ingenieur Yassir Arafat - im ägyptisch verwalteten 
Gazastreifen zugstimmt. Ende 1956 gründeten Y. Arafat und 
Abu Iyad im damals von Israel vorüber$ehend besetzten Gaza 
die erste geheime Zelle der Nationalep Befreiungsbewegung 
Paslästinas - AI Fatah (Eroberung), die sich 1959 in ihrem er­
sten Aktionsprogramm zu m bewafnneten Au fstand gegen den 
institutionalisierten Zionismus und zu einem unabhängigen pa­
lästinensischen Kampf bekannte. Analog bildeten sich unter 
baathistisch-nasseristischem Einfluß im Rahmen der panarabi­
schen Bewegung Arabischer Nationalisten (ANM; gegründet 
1948) unter Führung von George Habbasch 1964 sowie inner­
halb der Baath-Partei mit der schon 1958 formierten Saikah 
(Blitz) palästinenSische Zweigorganisationen heraus. 
Die erste militärische Operation aber, von den Palästinensern 
allgemein als Beginn der "palästinensischen Revolution" be­
zeichnet, führte am I. Januar 1965 der militärische Zweig der 
Fatah, Al-Assifa (Wirbelsturm), gegen eine israelische Ab­
pumpstation am Jordan durch. Das Ziel dieser Operation sym­
bolisierte, daß sich die im Untergrund organisierte palästinensi. 
sehe Guerillabewegung (Fedayin = Freiheitskämpfer) als ein in­
tegraler Bestandteil der arabischen Befreiungsbewegung ver­
stand. 
Schützenhilfe erhielt die Renaissance des palästinensischen Wi­
derstandes 1959 mit dem Vorschlag der irakischen Revolutions­
regierung Kassern, eine autonome.palästinensische Regierung in 
der "palll.stinensischen Einheit" Gaza und Westjordanien zu 
schaffen und bewaffnete Kräfte auszubilden, womit erstmals ei­
ne arabische Regierung die - von der Liga 1950 gutgeheißene 
- Annexion des WesIUfers durch Jordanien in Abrede stellte. 
Ägyptens Präsident Nasser griff vor und auf der 1. Arabischen 
Gipfelkonferenz im Januar 1964 in Kairo diese Initiative inform 
eines Planes über die künftige Präsenz einer "paläst inensischen 

Einheit" in der Arabischen Liga auf. Die Liga beschloß eine ei­
gene pOlitisch-militärische Palästinenserorganisation zu schaf­
fen. Dieser am 28. Mai 196-fin Jerusalem von Ahmad Schukei­
ri, palästinensischer Advokat und UN- Diplomat in saudischen 
Diensten, proklamierte Palästinensische Befreiungsorganisa· 
tion (PLO) wurde elh Sitz (Beobacherstatus) in der Liga wie bei 
den Arabischen Gipfeltreffen eingeräumt, ihrem militäri~chen 
Zweig, die 10000 Mann starke (Später 15000) Palästinensische 
Befreiungsarmee (PLA), unterstell te man einem neugebildeten 
gemeinsamen arabischen Militärkommando. 
Die PLO stand von daher unter dem bestimmenden Einfluß der 
arabischen Staaten und blieb in starkem Maße insbesondere den 
Rivalitäten zwischen Ägypten, Syrien, dem Irak und Jordanien 
ausgesetzt. Die ersten palästinensischen Nationalratstagungen 
1964 und 1965 machten ferner deutlich, daß sie eher den Cha­
TakleT einer Notablenversammlung als einer Kampforganisa­
tion , trug. In ihren Leitungsorganen blieben bis Ende der Wer 
Jahre bürgerlich-nationalistischen Kräfte tonangebend. Der 
1964 auf der I. Nationalratstagung verabschiedete Nationalve"r­
trag, das Grundsatzdokument der PLO bis 1968, beinhaltet kei­
ne eigene Kampfstrategie, monierte keine PLO-Zugehörigkeit 
für Gaza, das Westufer oder Jordanien und beließ ein zu befrei­
endes Palästina ohne demokratische Perspektive. 

Die PLO - von .. Salonreyolutionären" zu Kämpfern 

Das Desaster der arabischen Armeen im Junikrieg 1967 und die 
Unterwerfung einer weiteren Million arabischer Palästinenser 
unter zionistische Herrschaft veränderten die Ausgangsbedin­
gungen des paläslinensischen Befreiungskampfes grundlegend. 
Eine Konsequenz besta~d in der unmittelbaren Konstituierung 
weiterer eigenständiger bewaffneter Widerstandsgruppen, die 
neben der Fatah Guerillaaktivitäten in Gaza, dem Jordangebiet 
und an der syrisch-libanesischen Front aufnahmen: Im Dezem­
ber fusionierte sich der Habbasch-Zweig der ANM mit den Hei­
den der Rückkehr (1966) und der Palästinensischen Befreiungs-. 
front (1959) zur Volksfiont zur Befreiung Palästinas (FPLP). 
Aus ihr ging nach einer Spaltung unter Führung von Najef Ha­
watmeh im Februar 1969 die sich marxistischen Positionen an­
nähernde Demokratische Volksfront zur Befreiung Palästinas 
(FDPLP) hervor. Im August 1968 konstituierte sich mit der 
syrisch.baathistischen Avantgarde des Volksbefreiungskrieges­
AI Saika eine weitere gewichtige Organisation des Widerstands. 
Die Saika zählt heute gemeinsam mit der Fatah und der von M. 
Boudairi geführten PLA zu jenen drei palästinensichen Organi­
sationen, die seit Anfang der 70er Jahre über 5000-10000 Fe­
dayin verfügen, gefolgt von den 1000-3000 Mann starken 
Guerillaeinheiten der FPLP und FDPLP. Weitere relevante 
Gruppierungen mit je 100-500 Mann unter Waffen sind: Die 
1968 als Abspaltung aus der FPLP hervorgegangene, von A."Ji­
bril geleitete Volksfront-Generalkommando (FPLP-CG); die 
1969 konstituierte irakisch-baathistische und von A. W. Kayali 
geführte Arabische Befreiu~gsfront (ALF); die von der Jorda­
nischen Kommunistischen Partei (I. Sekretär Faik Warrad) mit 
Unterstü tzung anderer arabischer Kommunistischer Parteien 
1970 geschaffene Al Ansar (Partisanen), die sich allerdings 
197 1/72 den Verbände·n der FOPLP bzw. der Fatah anschloß; 
schließlich die Paläslinensische Nationale Front der besetzten 
Gebiete (PNF), die 1973 als Bündnisorgan in Westjordanien 
und Gaza konstituiert wurde und in der - geführt von Abou 
Maizar - die Jordanische KP , die FDLPL und Al Fatah tonan­
gebend sind. 
Eine zweite Konsequenz des Junikrieges war die Tatsache, daß 
die palästinensische Widerstandsbewegung Massencharakter 
annahm. In den Jahren 1968-70 stieg die Zahl politischer Ak­
tivisten auf das Oreißigfache, die der Fedayin auf der Hundert­
fache, nämlich auf ca. 36000-40000 Mann. 
Schließlich VOllzog sich unter den bewaffneten Widerstands­
gruppen ein Trend zum Zusammenschklß. Im Januar 1968 ei­
nigten sich acht Widerstandsgruppen - ausgenommen die 
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FPLP - auf eine Nationaleharla7 der "aktiven und revolutio­
nären" Widerstandsbewegung, die den Palästinensischen Na­
tionalvertrag von 1964 als programmatische Grundlage ablöste 
und eine Reihe neuer positiver Akzente setzte. Namentlich be­
tonte die Nationalchan a im Unterschied zum Nationalvertrag 
als Ziel der Befreiung Palästinas die Errichtung eines "demo­
kratischen Staates" wie einer "progressiven Gesellschaft". Mit 
der Orientierung auf den "bewaffneten Kampf" verflocht sie 
die notwendige Vereinigung "all~r) nationalen Kräfte in einer 
Nationalfront" . Die arabische Nation galt nicht mehr als Siege­
selixier, sondern "als arabische Solidaritätsfront" für den sich 
radikalisierenden palästinensischen Befreiungskampf. 
Im Laufe des Jahres 1968 schloß sich die Fatah einschließlich 
ihres militärischen Flügels der PLO/PLA an, um diese von ei­
ner Organisation von "Salonrevo1utionären" zu einer Organi­
sation von Kämpfern zu machen. Auf der 5. Palästinenschen 
Nationalralstagung im Februar 1969 erlangte die Fatah endgül­
tig die dominierende Rolle innerhalb der PLO. Sie und ihre An­
hänger steilIen fortan die stärkste Gruppierung im Paläslinensi­
sehen Nationalrat(quasi Parlament mit lOS, später 115-293 
Mitgliedern), in dem die Widerstandsorganisalionen nun den 
.Ton angaben, sowie in den vom Nationalrat zu wählenden Zen­
tralrat (~uch Zentralkomitee genannt, 27 Mitglieder). Dem Zen­
tralrat obliegt die Bennenung eines Zenualsekretariats (6-9 
Mitglieder) und des unter Yassir Arafats Vorsitz stehenden Exe­
kutivkomitees (9, später 12-14 Mitglieder) als dem wichtigsten 
politischen Leitungsorgan. Ihm unterstellt wurden das Politi­
sche Hochkomitee und das Kommando des bewaffneten palä­
stinensischen Kampfes (CLAP). Seit Anfang der 70er Jahre 
sfellten im neustrukturierten Nationalrat die Fatah mit 33 sowie 
AI Saika, FPLP und FDPLP mit je 12 Sitzen neben den Unab­
hängigen (28) die größten Kontigente. Im Exekutivkomitee ent­
fie len auf die Fatah 2, auf die anderen Widerstandsgruppen -
zuzüglich PLA, AFL und 2 Unabhängige - je ein Vertreter. 8 

Vision vom demokratischen Palästinastaat 

Die PLO begann nun neben der Intensivierung der Guerillaak­
tionen vornehmlich gegen israelische Mililäreinrichtungen und 
dem militärischen Schutz der Flüchtlingslager seit 1969 mit dem 
fo rcienen Ausbau eigener Dalästinensiseher Sozialeinrichtun­
gen und Massenorganisationen zur Betreu\mg und Aktivierung 
speziell der Bevölkerung in den Lagern. In einer programmati­
schen 7 Punkte-Erklärung hatte das Fatah-Zentralkomitee im 
Januar 1969 neue Orientierungspunkte für die PLO abgesteckt: 
Sie proklamierte als Endziel des palästinensischen Befreiungs­
kampfes "die Errichtung eines unabhängigen und demokrati­
schen palästinensischen Staates ... , in dem alle Bürger, gleich 
welcher R~ligion sie angehören, die gleichen Rechte genießen 
sollen." Weiter betonte die Fatah in positiver Abgrenzung zur 
chauvinistischen Position der Schukeiri-Führung, sie "kämpfe 
nicht gegen die. Juden als ethnische oder religiöse 
Gemeinschaft", sondern gegen Israel als Ausdruck rassistisch­
kolonialistischer Expansion. 
Der Befreiungskampf des palästinensisehen Volkes wurde - in 
die Kampf tradit ion des vietnamesischen Volkes gestellt - als 
antikolonialistisch und antiimperialistisch definiert. Die UN-6i­
cherheitsratsresolution 242 (von 1976) lehnte man hingegen ab, 
da sie "die nationalen Rechte des palästinensischen Volkes ig­
norierte" - eine Position, die die PLO bis heute beibehielt .9 

Andererseits bewogen eine weitestgehende militärische Konzen­
tration der PLO im Ostjordangebiet, also am mit 650 km läng­
sten FrOnlabschnitt zu Israel, und ihr erstarkender politischer 
Einfluß auf die zu 6011"/0 palästinensische Bevölkerung Jorda­
niens das Haschemiten- Regime im September 1970 ("Schwar­
zer September") zu einer militärischen Großoffensive auf die 
palästinensichen Guerillabasen und Flüchtlingslager. Bis zum 
Juli 1971 gelang dem Hussein-Regime die völlige Liquidierung 
der palästinensischen Militärpräsenz östlich des Jordan, also 
seiner bis dahin überragenden militärischen Operationsbasis. 

22 

Die PLO war gezwungen, das Hauptkonzentrationsfeld ihrer 
bewaffneten Einheiten in den Libanon zu verlagern, wo sie sich 
im April/Mai 1973 gegen einen ersten mili tärischen Ansturm 
der libanesischen Rechtskräfte zu behaupten wußte. 

Die jorpanische Niederlage der palästinensischen Widerstands­
bewegung deckte indessen einige elementare Schwächen ihrer 
KampffOhrung auf und setzte neue politisch-ideologische Klä­
rungsprozesse in Gang, die seit 1973 verstärkt zum Tragen ka­
men: 

Erstens wurde man sich der großen Bedeutung der nichtmilitäri­
schen Kampfformen des Widerstandes bewußt. Gerade die Ver­
nachlässigung einer intensiven polit ischen Massenarbeit in Ost­
jordanien und dem okkupierten Westufer hatte den haschemiti­
schen Behörden die Isolierung und Austreibung der palästinen­
sischen Widerstandskämpfer erleichtert. Jetzt setzte ein schritt­
weises Abrücken von der einseitigen Verabsolutierung des be­
.waffneten Kampfes ein. 

Zweitens hatte das uneinheitliche Agieren der verschiedenen 
Widerstandsgruppen und ihre mangelnde Zusammenarbeit mit 
der demokratischen Bewegung Jordaniens (KP und Baath­
Partei) das Liquidierungsspiel der arabischen Reaktion begün­
stigt. Man erkannte die Notwendigkeit, mit den nationalpro­
gressiven Kräften speziell Jordaniens und des Libanon eng zu 
kooperieren. 



,--XXXIII. UN-Yollversammlung----. 
Resolution zu Palästina 

Die VoJlvenammlung mogt 
ihre tiefe Betroffenheit darüber ausdrUcken, daß keine gerechte LO­
SUßg des PaUlstinaproblems erreicht worden ist und daß dieses Pro­
blem weiterhin den Konflikt im Nahen Osten verschlrft; 
besllliigen, daß ein &cre<:hter und dauerhafter Friede in dieser Region 
nicht crrkhlet werdm kann, ohne daß eine gerechte Lösung fOr das 
Palastinaproblcrn auf der Grundlage der Verwirklichung der unver· 
'uBerlichtn Rechte des paUlSlinensischen Volkes erreicht wird, ein­
schließlich des Rechts auf ROckkehr nach und des Rechts auf natio­
nale Unabhängigkeit in Palästina; 
Sich nochmals dafür aussprechen, die PalllSlincnsischc Befreiungsor­
ganisation (PI..O). die Vertretenn des palllSlinensischen Volkes, zur 
gleichberechtigten Teilnahme an allen Bemllhungen, Beratungen und 
Konferenun zum Nahen Osten, die unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen ulnfinden, auf der Grundlage von Resolution 
3236 (XXIX), einzuladen; 
ferner ihr Bedauern und ihre Betroffenheit dartlber ausdrtlcktll, daß 
die Empfehlungen des Komitees fIIr die Ausllbung der unveräußerli­
chen Rechte des paiistinensischen Volkes, bekräftigt in den Rrosolu­
lionen der Vollversammlung, nicht erfüllt worden sind; 
mit Bedauern zur Kenntnis nehmen, daß der Sicherheitsrat nicht die 
Maßnahmen unternommen hat, zu denen er durch die Resolution der 
Vollversammlung aufgefordert worden war; 
den Sicherheitsrat nochmals auffordern, die Empfehlungen in den 
Resolutionen der Vollvtr$ammlung in Betracht zu ziehen und auf ih­
rer Grundlage 50 bald wie möglich eine Entscheidung zu treffen; 
fIIr den Fall, daß es dem Sicherheitsrat mißlingt, bis zum I. Juni 1979 
diese Empfehlungen in Betracht zu ziehen und auf ihrer Grundlage ei­
ne Entscheidung zu Alilen, das Komitee fIIr die Rechte der Palästinen­
ser be\·ol1mächtigen und beauftragen, diese Situation zu überdenken 
und die VOTKhllge zu unterbreiten, die es fIIr angemessen erachtet. 
Absiimmung~rgebnis: 97 da/ar, 19 dageg~n, 1J En/hal/ungen. 
Gegenstimmen: Aus/ralitn, Belgien, K/JIlada, Chile, DQnemark, Bun­
desrepublik Deutschland, Guatemala, Honduras, Is/and, Irland, Is­
fael, Italien, Luxemburg, Niederlande, Neuseeland, Nikaragua, Nor· 
wegen, Großbritannien, USA. 
Enthaltungen: Osterreic:h, Bahamas, Brasilien, Kolumbien, Kostar/­
ka, Dominikanischt Republik, Ekuador, EI Salvador, Fidji-I~ln, 
Finnland, Frankreich, EljenbeinkQste, Japon, Lesotho, Malawi, Mt­
xiko, Nepol, Panama, Paraguay, Portugal, Samoa, Surinam, S"'"Ozi­
land, SCh ... ·eden, Uruguay. 
Abwesend: Albonitn, Aquatorial-Gu;nea, Ghana, Grenada, Nigtria, 
Papua-Ntuguinea, S4!ychellen, Salomonen-Inseln. 
(Quelle: Baghdad Observer, Bagdad, Nr. 3298/ 13. 12. 1978) 

-Orillens bildete sich mit dem Annäherungsprozeß zwischen 
Kommunisten und verschiedenen anderen Widerstandsorgani­
sationen im Westjordangebiet und Gaza ein einheitliches 
Kampfinslrument, die im August 1973 proklamierte Palästinen­
sische Nationale Front der besetzten Gebiete heraus. Das von 
ihr miJ: der Gründung verabschiedete Kampfprogramm orien· 
tierte auf die Mobilisierung des breitesten Volkswiderstands in 
den okkupierten Gebieten auf verschiedensten Ebenen und leg­
te den Grundstein für die Formierung einer sich nach dem Ok­
toberkrieg 1973 herauskristallisierenden politischen Massenbe­
wegung. 
Viertens setzte sich innerhalb der PLO zusehends die Tendenz 
eines Abruckens von der maximalistischen Position des "Alles 
oder nichts", des Verzichts auf jegliche politisch-diplomatische 
Eigenaktivitäten bzw. Verhandlungsbeteiligung. Dem weItabge­
wandten Beharren der sog. Ablehnungsfront um Georges Hab­
basch (FPLP, FPLP-CG und ALF) wurde in dem Maße der re­
ale Boden entzogen, indem sich Erfolge auf internationaler 
Ebene einstellten. 
Die aus dem Okloberkriegsgeschehen gewonnenen neuen Ein­
sichten gaben AnstOße dafü r, daß im Frühjahr 1974 Al Fatah, 
Al Saika und die Demokratische Volksfront (FDPLP) einen. 
PLO-Plallformentwurf vorlegten, der erstmals politische Zwi· 
schenschrille auf dem Weg zum Endziel eines demokratischen 
Palästinastaatcs entwickelte. 
Diese setzte sich auf der 12. Nationalratstagung Anfan,- Juni 

1974 in Kairo mit der Annahme des Vorläufigen Politischen 
Programms weilgehend durch, welches in Punkt 2 dafür votier­
te, "mit allen Mitteln ... für die Befreiung des palästinensi­
schen Bodens und die Errichtung einer kämpfenden unabhängi­
gen nationalen Volksherrschaft auf jedem Teilstück des palästi· 
nensischen Bodens, das befreit wird, zu wirken. " 10 Der Natio­
nalratsbeschluß markierte somit - wie Yassir Arafat, der neu­
geWählte PLO-Vorsitzende,gegenüber der Neuen Zeit (Nr. 
3211974) resümierte - eine "strategische Wende" hin zum un­
minelbaren Kampfziel der Einsei.zung einer unabhängigen paia.­
stinensischen staatlichen Macht auf jedem befreiten Territori­
um. Er gab der PLO-Führung zudem freie Hand für ein 
pOlitiSCh-diplomatisches Initiativwerden, was sich 1974175 in 
der Anerkennung der PLO (seitens des 7. Arabischen Gipfels 
und der UNO) als einzig authentischer Reprtlsentanz des arabi­
schen Volkes Palästinas niederschlug. Zugleich erfolgte ihre 
Klassifizierung als unverzichtbarer, gleichberechtiger Partner 
bei allen Nahostverhandlungen. 

Massenerhebung in besetzten Gebieten 

In den okkupierten Gebieten formierte sich unter Führung der 
Palästinensischen Nationalen Front (PNF, nun mit3 Reprasen­
tanten Teil des PlO-Exekutivkomitees) seil 1974 IrOtZ der in: 
tensivierten Unterdrückungspraxis der Besatzer eine echte Mas­
sen bewegung. Die Verankerung der Front zeigte, sich bei den 
Gemeinderatswahleil vom April 1976, als die PNF-Reprä· 
sentanten des "Nationalen Blocks" 80'10 der Stimmen·bzw. Sit· 
z/! und damit nahezu alle Bürgermeistertlmter eroberten. 
Die Räte und Bürgermeister erklärten unverzüglich die aus­
schließliche Legitimität der PLO, über das Schicksal der besetz; 
ten Gebiete selbst zu entscheiden. "Unsere erste Forderung 
ist," so B. Shakaa (Nablus), "die Aufhebung des Besatzungs­
zustandes in den Gebieten: die "im Juni 1967 erobert wurden­
und die Anwendung der Resolution der Vereinten Nationen 
zum Recht auf einen eigenen Staat." 11 l ri den besetzen Gebie­
ten rissen seither Massend!=monstralionen, Streiks und andere 
Kampfrnaßnahmen nicht mehr ab. Nach dem Aufstand der is­
raelischen Araber im Frühjahr 1976 fanden in ganz Palästina 
koordiniene Aktionen zur Verteidigung des arabischen Bodens 
(der 30. MäTt wurde nationaler Aktionstag!) gegen die zionisti­
sche "Judaisierungspolitik" stall. 
Die Forderung nach einem unabhängigen Palästinenserstaat, 
die im UN-Sicherheitsrat im Januar 1976 eine Mehrheit fand 
(nur ein US-Veto blockiene diese ReSolution), wurde, von der 
Nationalen Front im Westjordangebiet und Gaza am lautesten 
gestellt, schließlich im MäTt 1977 von der 13. Palästinensischen 
Nationalratstagung in Kairo in die PLO-Programmatik über­
nommen: Das Politische Kommuniqu~ formulierte den An­
spruch des palästinensischen Volkes "auf die Errichtun&seines. 
unabhängigen nationalen Staates auf seinem nationalen 
Boden." Es verstärkte die Orientierung auf den Massenkampf 
in den besetzten Gebieten, nahm die Zusammenarbeit mit den 
demokratischen Kräften Israels neu mit auf und betonte das 
Fcsthahen am antiimperialistisch-antozionistischen Befreiungs­
kampf. Die Ablehnung aller "Spielanen kapitulationistischer 
amerikanischer LösungeD und Liquidierungsvorhaben" · ver­
knüpfte der 13. Nationalrat mit dem erstmaligen insistieren auf 
dem Teilnahmerccht der PLO an allen Nahost- bzw. Palästina­
foren. 12 
Die 13. Nationalratstagung endete ferner mit einer Festigung 
der nationalen Einheit, die während des Libanonkrieges 1976 
durch die militärische Konfrontation der PLO mit Syrien und 
AI Saika aufgebrochen war. Das zähe Ringen der palästinensi­
schen Streitkräfte im Libanon (ca. 12000 Mann) um das nackte 
Überleben der palästinensischen FlÜChtlinge - so die Verteidi­
gungsschlacht um das Lager Tel al·Zaatar - und die Sicherung 
der Militärpräsenz der PLO, halle hohe Verluste an Menschen 
und Material gefordert. Die Eigenständigkeit und das politische 
Gewicht der PlO fiber "onnten gewahn werden. 
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.----Westufer-Bürgenneister 
zu Camp David 

J. Das Abkommen von Camp David ist mit allen seinen Anlagen und 
Erl!utcrungen abzulehnen und zurtlckzuweisen. 
2. Das Camp-David·Abkommen ist unseren nationalen Besucbun­
sen diametral entgegengesetzt und beinhaltet einen separaten "Frie­
densvcnraa" zwischen Israel und Ägypten; H ermöglicht Ägypten 
folglich, sich aus der Konfrontation mit dem Auressor zuruckzuzie­
hen und seine Kraft der Bcklmpfuna der arabischen und afrikani· 
schen BefreiunasbeweguflIcn zu widmen. 
3. Das Abkommen widerspricht den Beschlü5scn der arabischen Glp­
feltrerren im allgemeinen und den Gipfelkonferenzen von Algier und 
Rabal im besonderen, die den Gedanken eines Separatabkommens 
ganz klar ablehnten und dafUr eintraten, daß die in die Auseinander­
set:!:ung verwickelten landeT auf allen Gebieten l;usam menarbeiten. 
4. Das Abkommen widerspricht den sich auf die Palästinafrage be­
ziehenden Resolutionen der UN- Vollversammlung und ist ein glaHer 
Holul auf den Willen der internationalen Gemeinschaft. 
S. Das Abkommen negiert die Rechte des palastinensischen Volkes 
und ignoriert die Pallstlnafrage, deren LösUni der SchlOsselzur Bei­
lelu", des Nahostkonfliktes ist. Besonders ilnoriert es das Re<:ht des 
pallslinensischen Volkes auf Selbstbestimmuni in seinem eilenen 
Heimatland und übergeht die PLO, die einzil lelitime Führung des 
pallstinensischen Volkes. In Wirklichkeit versuchen diese Abkom­
men eine neue Führung unter den Bayonetten der Okkupation zu 
schaffen und eine "Selbstherrschaft" aurzuzwingen, wie sie von un­
serem Volk bestandig ablelehnt worden is,. 
6. Der Kam·pf des paillstinensischen Volkes war und ist BeStandteil 
des Kampfes der arabischen Völker fOr Freiheit , Einheit und "fort· 
schritt und untrennbar verbunden mit der Befreiungsbewegung der 
Welt. 
7. Es kann kein Frieden in diesem Gebiet herlesteIlt werden ohne 
volbtlndigen und tatslchliche,! Abzug Israels aus allen besetzten ara­
bischen Gebieten una die Herstellung des Re<:hts des paJastinensi­
schen Volkes auf Rückkehr in seine Heimal und die Ausllbung der 
Selbstbestimmung sowie die Errichtung eines unabhangigen souverl: 
nen Staates. 
8. Wir lehnen den Plan der "Selbstherrschaft" ab und sehen ihn als 
eine Fortset:r.unl der Okkupation und UnterdrUckung unseres Volkes 
In. Dieser Plan ist ein Komplott zur Untergrabung des Kampfes un­
seres Volkes um Selbstbestimmung. 

(Quelle: Weltfriedensrat, Das Camp-David·Abkommen: Frieden 
oder weitere A8&ressionen, Helsink! 1979, S. 2$-28) 

Auch der israelische Südlibanonkriegszug im März 1978, der er­
klänermaßen auf die Liquidierung der paJastinensischen Gue­
rillaarmee zielte, um damit den "Arm der PlO abzuschlagen" 
schlug fehl. Stattdessen trugen der offene Interventionismus des 
Begin-Regimes im Libanon und die Separatinitiative Sadats im 
November 1977 zu einem noch engeren Wiederzusammen­
rUcken Syriens und der PlO bei. 
PaJas~inensische Massenproteste innerha lb wie außerhalb der 
besetzten Gebiete, eine einheit liche Kampfaosage der PLO­
Führung waren die Antwort auf die Separatpoli tik Ägyptens, 
Israels und der USA. Im Dezember 1977 gehörte d ie PLO in 
Tripolis zu den Init iatoren der Arabischen Front der Standhaf· 
tigkeit und Konfrontation, welche ihr seitens Libyens, A lge-
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rieos, des Südjemen und Syriens "U nterstützung und Hilfe mit 
allen Mitteln" zusicherte. U 
Der Fatah-Führer Abu Iyad skizzierte die PLO· 
Gegenstrategie nach Tripolis: "Es muß alles nur mögliche getan 
werden, um ihn (den Irak) in den Kreis der Länder der direkten 
Konfrontation mit Israel zu reintegrieren. . Wir müssen s0-

wohl die zögernden arabischen Staaten zurückholen, a ls auch 
Sadat endgültig isolieren. Wir müssen auch den Blick auf die 
Sowjetunion richten, in dem wir eine Politik der gegensei tigen 
Interessen begründen, um eine Achse Syrien-Irak-PLO zu er­
richten, die von der Sowjetunion und den anderen Ländern des 
Tripoligipfels unterstlltzt wird." 14 

A. Iyads Orientierung 'rand mit der arabischen Absage an den 
Separathandel von Camp David im September 1978, d. h. dem 
Gegenvotum d es 3. Gipfels der Slandhaftigkeitsfront und des 
Arabischen Gipiels von Bagdad sowie in der Widerannaherung 
Syriens und des Irak, eine Bestatigung. 

Kampfansage an die amerikaniSthe Lösung 

In den besetzten Gebieten a ntworteten die BUrgermeister, Räte 
u. a. Repräsentanten des Westufers und Gazas im Oktober 1978 
einhellig mit einer strikten Abweisung der Separarvereinbarun­
gen und der sog. Selbstverwaltung bzw. Selbstherrschafl in d en 
okkupierten paIästinensischen Gebieten (siehe. Deklaration der 
Westuferkonferenz vom I. Oktober 1979). Die Radikalisierung 
der arabischen Bevölkerung in diesen okkupienen Gebieten haI 
sich durch Camp David eher vertieft, d ie Basis für "gemäßigte" 
paillstinensische Kollaborateure noch verdUnnt. 
Die 14 . Tagung des Paläst inensischen Nationa lrats vom Januar 
d . J . in Damaskus, die die PLO-FUhrung um Y. Arafat bestätig. 
te, wies die Separatabmachungen und vermeint lichen 
Selbstverwaitungs-Angebote geradeso a ls A nschlag auf die na· 
t ionalen Rechte des arabischen Volkes Palästinas zurnck. Die 
268 Delegierten - es fehlten die Vertreter der okkupierten Ge­
biete, die keine Ausreisegenehmigung erhiehen - beschlossen 
einstimmig ein neues Politisches Programm der PLO (voller 
Wort laut nachstehen), an dem u. a. die Ausschöpfung aller For­
men des politischen und bewaffneten Kampfes, die Festigung 
der Arabischen Standhaftigkeitsfront und des Bündnisses mi t 
der Sowjetunion sowie die Kernforderung nach einem unab­
hllngigen Paläst inenserstaat bemerkenswert sind. Die palästi. 
nensische Befreiungsbewegu ng hat einmal mehr Standfestigkeit 
und Kampfmoral bewiesen. 
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I) Zit. nach: D. Ingrams. Palestine Papers 1917-22, London 1972. 5. 
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nafrage, FnlßkfurtlM . 1979, Kapitel 2 uncf 5 

3) Dillen nach: O. Caere, Lc lI)ouvement national palestinien, Paris 
1977.5.75 

4) Ebenda, S. 109 
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6) Daten nach: H. Askari/ J. T. Cummings, Middle East Economics 

in the 19705, New York 1976. S. 123- 126 und 284-293; o . Carre. 
Lc mouvel(lem national palest inien, a. a. 0 ., S. 110 

7) Wortlaut in: W. BrOnner, Der Nahostkonflikt und die Palastina· 
frage, a. a. 0., Dokumentenanhanl 
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14. Palästinensischer Nationalrat 

Politisches Programm 
Die amerikanischc Lösung des arabisch-zionistischen Konnikle$ , wie 
sie die Vereinbarungen von Camp David verkörpern, stellt eine schick­
salhafte Gefahr ruT die PaJlstinafragc und fOr die nationale arabische 
Ikfreiungsbewcgung dar. Sie gestcht dem rionistischen FC'ind zu, das 
pallislincnsischc nationale Territorium weiterhin besetzt zu halten. Sie 
annulliert das unveräußerliche R«ht des arabischen palastinensischcn 
Volkes auf seine Heimat Pallslina, sein Recht auf Rückkehr. Selbstbe­
stimmung und auf die Ausübung seiner nationalen Unabhängi8kcil auf 
seinem Grund und Boden. Diese Regelung VtrauBeTI Tei le des arabi­
schen TcrrilOriums und Ilbergchl die PLO, die FUhrerin des nationalen 
Kampfes unseres Volkes. seine einzig legitime Vertreterin, die seinen 
Willen artikuliert. 
Diese Ve.rtinbarungen stellen einen Angriff auf das palästinensische, 
das arabische und das internationale Recht dar. Sie ebnen den Weg fOr 
die Festigung der imperialistischen und zionistischen Herrschaft Ober 
unsere arabische Region und die afrikanischen Staaten. Im Rahmen des 
Paktes mit Imperialismus und Zionismus soll das 'gyptische Regime als 
Instrument zur UnterdrOckung der a rabischen und afrikanischen natio­
nalen Befreiungsbewegung benutzt werden. 
Da wi r uns der Gefahren, die uns diese neue Verschwörung bringt, voll 
bewußt sind und ihre Dimensionen kennen. zwingt und unsere nationa­
le VerantwOrtung in der PLO als Vertreterin unseres gesamten 
arabisch-palliStinensis.then Volkes diesen neuen Plan abzulehnen, ihn 
zu bekämpfen und unser Volk und seine unverllußerlichen nationalen 
Rechte auf eine Heimat Pal:tstina und unsere pallistinensischen Revolu­
tion zu verteidigen. 

Die mutige Haltung unserer pallistinensischen Massen innerhalb und 
außerhalb der be$elZlen Heimat und die Haltung der arabischen MIl5-
sen. d ie Vereinbarungen von Camp David abzulehnen und dieser er· 
neuten Verschwörung entgesenzutreten, ... ·eil sie sich gegen die unver· 
'ußerlichen nationalen Rechte unseres Volkes und gegen unsere arabi· 
sche Nation richtet, gibt uns grOßere EnlSChlossenheit und Vertrauen. 
daß wir diese Verschwörung zurilekschlagen können und mUssen. Zu­
gleich tragen wie eine große Verant .... ortung. die .... ir nur durch eine ein­
heitliche nationale Haltung innerhalb der PLO errollen kö nnea. 
In Errollung des Willens unseres Volkes und der Herausforderung, mit 
der wir konfrontiert sind, 
• voller Überzeugung. daß die nat ionale Einheit innerhalb der PLO 
der einzige Weg zum Sieg ist. 
• ausgehend von der Pallistinenschen Nationalchana (aus demjahr 
1968; d. Red.), den BeschlOssen der Palästinensischen Nationalrllte und 
dem Einhei tsdokument von Tripolis (anJa.ßlich derKonstituierung der 
Arabischen Standhaftigkeitsfront, Wortla.ut inA IB 111978: d. Red.), 
• ausgehend von dem Recht unseres Volkes, den demokratischen­
Staat auf seinem gesamten na tionalen Territorium zu errichten. und 
• angesichu dieser gefllhrlichen und entscheidenden Phase im Kampf 
unseres Volkes, 
erklären .... ir, die Vertreter aller palästinensischer Widerstandsorganisa­
tionen und der palästinensischen nationalen Kräfte: 

A ur pllläslinensischer Ebene 

I. Wir halten an dem unverllußerlichen nationalen Recht unseres Vol­
kes auf seine Heimat Palästina, sein Recht auf ROckkehr, auf Selbstbe­
stimmung auf seinem Grund und Boden ohne äußere Einmischung und 
auf den Aufbau seines unabhängigen Staates auf seinem nationalen 
TerritorilUll ohne jegliche Vorbedingung fesl. 
2. Wir verteidigen die Pa\l.stinensische Befreiunporganisation (PLO) 
und halten an ihr als der einzia legitimen Vertreterin unseres Volkes 
und a ls FOhrerin seines nationalen Kampfes fesl. Nur sie spricht in sei­
nem Namen - in allen arabischen und internationalen Einrichtungen. 
Wir weisen a lle AngrifFe gegen die PLO und alle Versuche, sie zu Ober­
gehen oder Zu bevormunden, Alternativen oder Partner bei der Vertre-­
lung unseres Volkes für sie zu schaffen, zurllck. Wir halten an den Be­
schlOssen der arabischen Gipfelkonferenzen ,'on Algier und Rabat und 
an den BeschlOssen dn Vereinten Nationen. vor allem an den Resolu­
tionen Nr. 32J6 und 3237 fcs t. die unsere unveräußerlichen nationalen 
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Rechte bekraftigen lind die arabische und internationale Anerkennung 
der PLO als einzig legitime VCTl.reterin des pallist inensischen Volkes be­
deuten. 
J. Wir sind fesl ent.schlossen, den bewaffneten Kampf und alle ande­
ren Formen des politischen Massenkampfes. vor allem in der besetzten 
Heimat, zu forcieren. Sie ist der Hau,ptkampfplalZ mit dem zionisti­
schen Feind. Dabei ist es unser Ziel. dadurch die nationalen unverau­
~rJichen Rechte des arabisch-palästinensischen Volkes zu verwirkli­
chen. 
4. Wir bekrllftigen, daß die Pallistinafrage den Kern und dll5 Wesen 
des arabisch· zionistischen Konnikts darstellt. Wir lehnen alle Beschlüs­
se. Vereinbarungen und Regelungen ab, d ie die unverllußerJ ichen Rech­
te unseres ' Volkes auf seine Heimat negieren oder sie mindern. ein­
schließlich des Rechl$ auf RO~kkeh r , auf Selbstbestimmung und auf 
den Aufbau seines nationalen und unabhtngigen Staates. Wir lehnen 
insbesondere die Resolution 242 des UN·Sicherheitstates ab. 
S. Wir lehnen ab und bekllmpfen den Plan der Autonomie in der be­
setzten Heimat, der den zionist ischen Siedlerkolonial ismus in unserer 
besetzten Heimat verewigt und die Rechte unseres Volkes leugnet . 
6 . Wir bekrllftigen die Einhei t unseres arabisch-pa\l.stinensischen Vol­
kes innerhalb der besetzten Heimat und seine einheitliche Vertretung 
du rch die PLO. Wir .... eisen alle Versuche und aUe Spal tungspillne zu­
rUck, die die Zersplitterung unseres Volkes oder die Umgehung der 
PLO bezwecken. Wir unterstützen den Kampf unseres Volkes in den 
besetzten Gebieten. sta rken seine Einheit und seine Standfestigkei t. 
7. Wir unterstOtZen den Aufbau der PaJa.st inensischen Nationalen 
Front im Innem als untrennbaren Bestandteil der PLO. Wir 5tellen ihr 
alle Mittel der politischen und materiellen UnteTSIOtzung zur Verfü­
gung, die es ihr nmOglichen. die Mll5sen unseres Volkes im Innern ge­
gen die zionis ti sche Besatzung und ihre feind lichen PJa.ne gegen unser 
Volk lind seine unverllußerl ichen Rechte zu mobilisieren. 
I . Wir halten an Pallistina als der historischen Heimat des palAstinensi­
schen Volkes fest und lehnen jede Alternative ab. Wir bekämpfen alle 
Projekte der Umsiedlung oder der. "ahnnativen" Heimat, die der 
imperialistisch-zionistische Feind vorschillgt, um die Pallistinafrage 
und den nationalen paUlstinensischen Kampf zu liquidieren und dll5 
Recht auf ROckkehr zu untergraben. 

A ur Ilrabischer Ebene 

I. Wir betonen die Not .... endigkeit, die Vereinbarungen von Camp Da­
vid, alle Folgeabkommen und ihre Auswi rkungen zu beklImpfen. Sie 
stellen schicksalhafte Gefahren fOr d ie Sache des arab ischen Kampfes 
dar, die in der Verantwortung der arabischen Massen und ihrer natio­
nalen und demokratischen Krafte liegt. 
Die nationale Front der Standhaftigkeit und Konfrontation mi t ihrem 
Kettenglied Syrien und PLO ist die entscheidende Basis fü r den Kampf 
gegen die Versch .... örung der amerikanisch-zionislischen Regelung. 
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1. fu; ist not .... endig: die Front der Standhaftigkeit und Konfrontat ion 
zu stlirken und zu verbreitern auf der Grundlage des Kampfes gegen die 
impc:rialistisch'1I:ionistischen Pläne, der Befreiung der be$elZlen pallisti­
ncnsischen und arabischen Territorien, des Festhaltens an dcn unvcrlu­
ßerlichen nationalcn Rechten des palästinensischcn Volkes, die .... edcr 
angetastet , noch aufgelcbtn .... erden dUrfen. Alle Mittel der Massenun­
tcrstlltzung milssen fllr dic Front der Standhaftigkeit und Konfronta­
tion. vor allem fIIr die PLO und das arabische Syrien, zur Verfllgung 
gestellt werden. 
3. Die PLO fordert alle Parteien, alle nationalen und demokratischen 
8c: .... egungen und Krlfte im arabischen Vaterland auf, alle Millel der 
materiellen und der Ma.s.scnunterstUtzung der Front der Standhaftigkeit 
und Konfrontation zur Verfllgu", zu stellen. Sie fordert sie zur Solida­
ri tät und zum Widerstand auf der Grundlage des Kampfes gegen die 
P1:Ine der impc:rialistisch-zionistischen Regelung auf. 
4 . a) Die PLO bekrlftigt ihr unverbrUchliches Festhalten an der Ein· 
heit, dem arabischen Charakter und der Unabhlingigkeit dcs Libanon. 
Sie achtet die libanesische Souveränitä t und hält an dem Kairoer Ab­
kommen (des Jahres 1969: d. Red.) und seinen Folgeabkommen fest, 
die die Beziehung zwischen ihr und der legitimen libanesischen Autori· 
tät regeln. 
b) Die PLO hebt die Rolle hervor, die das libanesische Volk und seine 
nationalen und fortschrit tlichen Krlfte in der UnterstUtzung des Kamp­
fes des pailistinensischen Volkes und seiner Verteidigung spielen und 
gespielt habtn. Sie ist stol1l: auf die engen Bindungen zwischen unserem 
Volk und dem libanesischen Volk und seinen nationalen, gesamtara· 
bisch gesinnten und fortschrittlichen Kräften in der Verteidigung des li· 
banesischen Bodens und der pallistinensischen Revolution gegen die 
vonistische Aggression, Pläne und lokalen Marionetten. Sie hebt die 
Notwendigkeit hervor, die engen Bindungen fortzusetzen und zu ver­
starken. 
5~ a) Die PLO btkrlftigt die besondere Natur der Beziehungen, die die 
p.alästinensischen und jordanischen Brudervölker verbindet. Sie ist dar­
auf bedacht, die engen Bindungen z .... ischen btiden Völkern fortzuset· 

U". 
b) Die PLO erkÜrt, daß sie an den BeschlUssen der Gipfelkonferenzen 
von Algier und Rabat festhält, die ausdrUcken, daß die PLO die einvg 
legitime Vertrell:rin des pallllitinensischen VoJkes ist. daß unser Volk 
das Recht auf den Au!bau seines nationalen. unabhängigen Staates 
hat. 
Die Grundlage der Bevchungen zwischen der PLO und dem jordani-
schen Regime sind: . 
• . die verbindliche Anerkennung der BeschlUsse der Gipfelkonferen­
zen von Algier und Rabat durch das jordanische Regime, 
• die Ablehnung der Vereinbarungcn \'on Camp David und all ihren 
Ergebnissen • 
• die Schaffung von Bedingungen. die es der PLO möglich machen, 
ihre Verantwortung gegcnUber· den Massen im Kampf gegen den :donj· 
stischen Feind wahrzunehmen. 
6. Die PLO bekrlftigt ihr Recht, ihre Verantwortlichkeit fUr den 
Kampf auf gesamtarabischer Ebene und von jedem arabischen Territo­
rium aus für die Befreiung des btsetuen palästinensischen Territoriums 
wahrzunehmen. 
7. Die PLO fordert alle nationalen, gesamtarabischen Krafte, alle na­
tionalen und befreundeten Regimes auf, das agyptische Volk und seine 

Yankee: • Da. polllJtlnc/UIJdlc Volk hOl kCln SclbSlbc,!lmmun,,'feml" 
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nat ionale BewelJung zu unterstlltzen, um ihm zu ermöglichen, die Ver­
schwörung Sadal5 zurückzuschlagen, und das Camp-David­
Abkommen mit all seinen Auswirkungen auf das ägyptische Volk. sei­
ne Zugehörigkeit zur arabischen Nation, seine Geschichte des Kampfes 
gegen Zionismus und Impc:rialismus zu Fall zu bringen. 

Auf internationaler Ebene 

1. Die Rolle. die die USA gegen unser Volk und seinen nationalen 
Kampf und gegen die nationale arabische Befreiungsbewegung und ihr 
Streben nach Befreiung und Unabhängigkeit spiekn, sei es durch Uno 
ttTStlllZung des zionistischen Regimes oder durch seine Instrumente in 
der arabischen Region. stellen eine nagrante Aggression gegen unser 
Volk und seine nationale Sache dar. 
Die PLO in Verbindung mit allen Teilen und Krlften der nationalen 
arabischen Befreiungsbewegung. mit ihren nationalen und fortschrittli­
chen Regimes, erkLart, daß sie die Poli tik der USA, ihre Ziele und ihre 
Prallis in der Region bekampfen will. 
1. Die PLO betont die Bedeutung des Bündnisses mit den sozialisti­
schen Staaten, an ihrer Spitze die Sowjetunion. Dieses Bllndnis ist eine 
nationale Notwendigkeit in der Konfrontation mit den amerikanisch­
zionistischen Verschwörungen gegen die Sache Palästinas und gegen 
die Errungenschaften der nationalen arabischen Befreiungsbewegung. 
3. Die PLO betont die Notwendigkeit ihrer Zusammenarbeit mit den 
Nichtpaktgebundenen Staaten, den islamischen, afrikanischen und al· 
len bc(reundeten Staaten, die die PLO und ihren Kampf für die natio­
nalen Rcehte auf RUckkehr in die Heimat, auf Selbstbestimmung und 
auf den Au!bau eines nahiona!en und unabhängigen Staates unt trstllt­
zen. 
4. Die PLO als nationale Befreiungsbewegung erkÜrt ihre Solidarität 
mit den nationalen Befreiungsbewegungen in der Welt, vor allem im 
Iran, in Zimbab ..... e, Namibia und Südafrika. Sie ist entschlossen, diese 
Kampfbeziehungen zu verstarken, weil der Kampf gegen Impc:rialis­
mus. Zionismus und Rassismus die Sache aller Krlfte der 8c:freiung 
und des Fort$l;hrius in der Weh iSI. 
5. Die PLO erkl:l.rt, daß sie an den Errungenschaften des paLastinensi· 
sehen Kampfes auf internationaler Ebene festhllt: der breiten interna· 
tionalen Anerkennung der I'LO und des Un\'erlußerlichen Rechts des 
arabisch-p.aÜstinensischen Volkes auf seine Heimat Palästina. auf 
Rllckkehr dorthin, Selbstbestimmung und den Aufbau seines unabhän­
gigen und nationalen Staates auf seinem nationalen Territorium . Diese 
Errungenschaften verkörpc:rn die UN-Resolutionen von 1974 bis heute. 
vor allem die Resolutionen Nr. 3236 und 3237. Sie bekraftigen das 
Recht der PLO auf dieser Grundlage. Die PLO betrachtet jede Behand­
lung der Palast inafrage und jede Vereinbarung darUber, die in ihrer 
Abwesenhei t statcfindet , als null und !\ichtig. 

Auf organisaloriS(: her Ebene 

I. Alle WideT51andsorganisationen, alle nationalen palästinensischen 
Krafte beteiligen sich an allen Institutionen der PLO . an ihrer Spitzt 
der Zentralrat und das Exekutivkomitce - auf der Grundlage von de­
mokratischen Prinzipien der Einheitsfrolll. 
1. Die paÜstinensiSthe Führung ist eine kollektive und demokratische 
Führung. Der Beschluß wird von allen verantwOrtet, sowohl was die 
Beteiligung an der Entscheidung als auch was die Umsetzung betrifft. 
Dies geschieht auf demokratischer Grundlage. wobei die Position der 
Mehrheit für die Minderheit verbindlich ist - gemaß dem politischen 
und organisatorischen Programm und den Beschlüssen der NationalrI· 

". 
3. Es muß gewährleistet sein, daß aUe Einheiten, Einrichtungen und 
Institutionen der PLO ihre Aufgaben vollständig erfüllen, entspre­
chend den Zuständigkeiten, die ihr im Statut der PLO zugewiesen sind. 
Das Exekutivkomitce richtet FachausschUsse gemaß den Prinzipien der 
Einheitsfront ein, die Pläne entwickeln und ihre Durchführung llber­
wachen, vor allem in den Bereichen Militär, Information und Wirt­
schaft. 
4. Das Exekutivkomitce und der Zentralrat werden entsprcehcnd den 
Festlcgungcn und Bestimmungen d,es Statuts der PLO und den Be­
schlUssen der Nationalrä te gebildet. 
5. Das neue Exeku tivkomi tce muß zu Beginn seiner Tätigkeit die not­
wendigen Festlegungen zur Umsetzung des politischen Programms die­
ser Etappe treffen. Es muß die \'erschiedenen Einrichtungen der PLO 
überprüfen im Hinblick auf ihre Qualität und ihre. Fähigkeiten, um in 
der Arbeit dieser Einrichtu!\gen die größtmögliche Effektivitat zu erzie­
len. 

(Quelle: Pallstina Bulletin, Bonn, Nr. S/l. 2. 1979) 



Afrika 

Erklärung afrikanischer 
Kommunistischer Parteien 

Aufruf an Afrika 
(1. Teil) pe . " • 

Im Sommer fetZlen Johnsjand eine Serrnun, Kommunistischer und 
Arbeiterparteien Afrikas, darunter die AlTikonische UnabhlJngigkeil­
sparre; Senegals, die SUdtifrikanische und Sudanesische Kommrmisl;­
schI' Partei, stalt. Die JJerolung verabschiedete die im folgenden doku ­
mentierte Erkl4l1mg, "dle den Titel "FiJr Freiheit, UnobhlJngigkeit. "0' 

fiona/(~ WinJergeburt und S01.;a{tln FOr/schr;1I der V{)/ker des tropi­
Sl'hen und sUdfichen AlrikQ" ''''gI. Mit ihrtr ErklIJrung wollen dietifri­
krmischf'n Kommunisten eine Diskussionsplaf(/orm für olle JOfuchritl­
lichen, revolulion4rdemokrotischen und l/IancUlischen Parteien und 
Kr6/te Afrikas vorlegen, 

Unsere Zeit ist Zeuge großer historischer Errungenschaften und revolu­
tionlrer Veränderungen. Der internationale Einnuß der sozialistischen 
Gemeinschaft ist der best immende Faktor fO r unsere heutige Entwick­
lung geworden. Auf allen Kontinenten nimmt der Druck der fort­
schrittlichen Krafte zu. Die Beseitigung der letzten Überreste des Kolo­
nialismus und RlWismus geht ihrer Vollendung entgegen. 
Der NeokolonialismU$, der im wesentlichen die Funktion hat . mit neu­
en Formen und Methoden die Ausbeutung der EntwicklungsLInder zu 
erhalten, stOßt auf wachsenden. entschlossenen Widerstand dieser VOI­
ker und Under. Sie kämpfen unablässig für die Festigung 'ihrer Frei­
heit und ihrer Unabhängigkeit. Immer mehr befreite Lander schlagen 
den Weg ein, der ihnen eine sozialistische Orientierung in ihrer Ent­
wicklul .g sichert. Sie verteidigen entschlossen ihre historische Entschei· 
dung und wehren die Einmischung von Reaktion und Imperialismus in 
ihre inneren Angelegenheiten ab. Auf unserem Kominent herrschen 
dieselben objektiven Gesetlte der sozialen Entwicklung wie überall in 
der Weh, aber in einer Form, die den nationalen Eigenschaften und hi· 
storischen Grundrtlgen unseres Kontinentes und seiner Inseln ent­
spricht. 

Inspirierende Siege im Befreiungskampf 

Der Zusammenbruch der Kolonialrciche, die Erklmpfung der politi­
schen Unabhangigkeit und die Gründuna unabhlnaiger Nationalstaa­
ten ist eine der bedeutendsten historischen Errungenschaften der afri­
kaniscllen VOlker. Dies wurde ermöglicht du rch die Verllnderung des 
internationalen Kräfteverhlltnisses dank der Niederlage der hitlerfa­
schistischen Koalition und des japanischen Militarismus, durch die 
Schwllchung des internationalen Imperialismus, die Entstehung des s0-

zialistischen Weltsystems, den großen Aufschwuna der nationalen Be­
freiungsbe>.oo·egung und die unerschöpfliche UnterstOtltung, welche die­
nr durch die sozialistischen Staaten und die internationale Arbeiter­
und kommunistische Bewegung zuteil wurde. Die VOlker. die ihre poli­
tische Unabhangigkeit errungen haben, verstärken ihre Bemühungen, 
sie zu konsolidieren und die Okonomische Unabhangigkeil zu erkllmp­
fen. Das Leben und die Logik des Befreiungskampfes zeigen wieder­
holt , daß diese Ziele eng mit dem Kampf fUr die soziale Befreiung ver­
bunden sind. Die sozialistische Orientierung der fortschrittlichen afri­
kanischen Staaten ist eine der Manifestalionen der objektiven Gesetlte 
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der modernen Epoche, der Epoche des Übergangs einer wachsenden 
Anzahl von Staaten \,oneincm AusbeuteTSystem zum Sozialismus. 
Der ruhmvolle Sieg des heroischen Volkes von Vietnam uber die US­
imperia listische Aggression unter der Führung einer marllistisch­
leninislischen Partei stell t eines der inspirierendsten Ereignisse der re­
volutionären Bewegung unserer Zeit dar. Heute ist das wiedervereinte 
Vietnam unter der Führung der Kommu.nistischen Partei auf dem Weg 
zum Sorialismus, Frieden, FOf!sthrill und Demokratie. Dieser Sieg wie 
die von Laos und Kampuchea weckten revolutionI re Energien auf der 
ganzen Welt. 
Die Siege der langwierigen bewaffneten Befreiungskampfe der Befrei­
ungsbeweguna in Angola, Mo.;ambique und Guinea-Bis.s.au waren Er­
eignisse von herausragender historischer Bedeutung für den afrikani­
schen Kontinent und fOr SOdafrika im besonderen. Die siegreichen Be­
freiungsbewegungen von Angola und Mo;:ambique haben sich zum Ziel 
gesetzt, die Bedingungen für den Aufbau des Sozialismus in ihren Un­
dern zu schafren. Um die Fundamente für ihre ncue Gesellsthaft zu le­
gen, schaffen sie Staatsformen, die sich auf die Arbeiter und die Bau­
ernschaft stüllen, geführt von der MPLA und FRELINO. die den Pro­
zeß ihrer Umformung in Avantgarde-Parteien der Arbeiterklasse, gelei­
tet von den wissenschaftlichen Prinzipien des MaTllismus-Leninismus 
begonnen haben. Der ruhmvolJe Sieg Angolas, err~ngen mit der Unter­
stützung der Sowjetunion, Kubas, anderer sozialistischer Staaten, fort­
schriulicher afrikanischer Staaten und aller demokratischen KrJfte, 
war ein bedcutender Beitrag;rur AusrOttung von kolonialer Sklaverei, 
Rassismus und Neokolonialismu$ auf unserem Kontinent. 
Dieser Sieg ist ein eindrucksvoller Ausdruck der Stärke des proletari­
schen Internationalismus. Nun, da Angola, Mo.;ambique, Guinea· 
Bissau, die Republik der Kapverden, Sao Tome und Principe ihre Un­
abhängigkeit erktmpft haben, erheben sich die afrikanischen VOlker 
zum entscheidenden Angriff auf die let1:ten imperialistischen Bastionen 
des Kolonialismus und RlWismus im 'sOdlichen Afrika. 

1. Die gegenwärtige Phase ~er sozialen und 
ökonomischen Entwicklung 

Die Ara der kolonialen Sklaverei hinterließ tiefe Spuren in der sozialen 
Struktur der afrikanischen Lander, ih rer Wiruchaft und ihrem polit i­
schen und kulturellen Leben. Die sozialOkonomische und technische 
Rückständigkeit der afrikanischen VOlker ist die unmiuelbare Folge 
imperialistischer Ausplunderung und Ausbeutung. Die schrecklichen 
Auswirkungen der verbrecherischen kolonialen Herrschaft in Afrika 
sind noch nicht überwunden. Der internationale Imperialismus und 
sein Hauptinstrument, die multinationalen Konlterne. bleiben die 
Hauptfei nde und das Haupthindernis für den Fortsthritt der afrikani · 
sehen VOlker. 
Die Ökonomie der meisten afrikanischen VOlker hängt generell von den 
imperialiuischen Monopolen ab. Der monokuhureUe Anbau, von den 
Metropolen aufgezwungen. ist noch immer dominierend in der Land· 
winschaft,dem Beschaftigungssektor der Oberwältigenden Mehrheit der 
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ikvölkcruna. Die Baucrn wcrdcn brutal ausgcbeutet, vornchmlich von 
den muhinalionalcn Konurncn, dic dcn kapitalistischcn Wcltmarkt fIIr 
dic landwirl.Khaftlichcn Rohstoffe und den Nahrungsmilldmarkt un­
ter Kontrolle haben. 
Wie: in Kolonialuiten ist die Industrie in dcn Lindern des tropischen 
Afrika auf Bergbau und cinfachc Rohstoffverarbeitung beschränkt, 
und deren Schllisselbef(iche vcrbleiben in dcn HlIndcn dcr imperialisti­
schcn Monopolc. Eine Industrialisicrung auf nationalcr Ebenc wird 
vorsautich durch den Ncokolonialismus vcrlangsamt. Mithilfc neucr 
Methodcn, wie zum Beispiel gewisser Artcn von "Untcrstützung" und 
"Hilfe" untcr ungerechtcn Bedingungcn, der Etablierung von 
Marionettcn-Rcgimes. dem Aufzwingen von ungerechtcn Vcrträgen, 
versuchcn dic industrialisiertcn kapitalistischen Staaten, die afrikani­
sche Wirtschalt noch enger an dcn kapitalistischcn Wcltmarkt zu bin­
dcn und dic Entwicklung der afrikanischcn LandcT ausschließlich auf 
dcn kapitalistischcn Wcg zu orientiercn. 
Mittcls ökonomischcr und finanzicller Hebel des kapitalistischcn Welt­
marktes, durch das fast exzessivc Monopol über dcn Seetransport und 
die Frachtkosten und durch das Prcisdiktat in dcr Technologic, beraubt 
der intcrnationalc Imperialismus nicht nur fortwllhrcnd dic Völker um 
dcn Ertrag der von ihnen geleistetcn Arbeit, sondcrn vcrstllrkt noch sei­
nen ökonomischcn und finanziellen Druck auf sie. Unter dcn Bedin· 
gungen der sesenwllrtigcn allgemeinen Krise des kapitalistischen Sy· 
stcms benulZl der Imperialismus alle vcrfllgbarcn Mittcl bis zum lIußcr­
stcn, um die schlldlichcn Konsequenzen seiner Krise auf die afrikani­
schcn Völkcr abzuwalun. 
Nach Erringung dcr Unabhangigkeit hat sich die kapitalistische Ent­
wickluns in Afrika in tensiviert. Glcichzcitig ist es einc spezifischc Art 
dcr kapitalistischcn Entwickluns. in dcr die imperialistischcn Monopo­
le dic vorhcrrschende Kraft bleiben und dcr nationalc Kapitalismus sich 
rtlck$tllndij, ort parasitlr cntwickelt und zahlreiche Verbindungen mit 
dcn vOfkipital istischcn Produktionswcisen hai. Er cntwickelt sich 
haupUllchlich im DicnstlcistullJSSCktor und in der ZirkuJationssphare 
und nicht im Bereich dcr matericllcn Produktion. Deshalb sind selbst 
dic pmitivcn Auswirkunscn, dic objcktiv aU5 ciner kapitalistischcn 
Entwicklung cntstehen könnten, extrem begrenzt. 
Nachdcm die Unabhllngigkeit erUmpft war, sind die win.schafllichen 
Wachstumsraten der afrikanischen Under um einiges gesliegcn. Je­
doch reiCht dieses begrcl\%le Wach5lum nicht aus, um in absehbarer Zu­
kunft eine LOsuns für die drilckenden Problemc zu gewllhrleisten, die 
sich mit dcr Oberwinduna der ökonomischen RückstlIndigkeit ergcben. 
Zwischon 1960 und 197:5 ist der Anteil des nicht-landwirtschaftlichen 
Aufkommens am Bruttosozialprodukt der afrikanischen Ulnder von 
annlhcrnd 20 '7. auf mehr als JO .,. gestiegen. Dieses Wachstum war 
hauptsIchlich dcm Bersbau zu verdankcn, dessen jlhrliche Wachs· 
tumsratc im Durchschnitt 16'" betrug und nur eine gcringe Zahl von 
Undern betraf. 
Dic ziemlich begrcnzte EntwicklunS der Landwirtschaft findet haupt· 
sllehlich in dcr Produktion für dcn Export bestimmter pflanzlichcr Er­
zeugnisse stall. Dies ~~:rcspondiert mit dcn Intcresscn der ausl1ndi­
schen Monopole, aber nichl mit den Interessen qer afrikanischen Völ­
ker, die unter einem chronischelJ Manscl an Nahrungsmittelproduktcn 
leiden. 

Verinderudled In der Sozialstruktur 

Die Verln(\erunsen. die in der ökonomischen Basis der afrikanischen 
Landcr staUfanden, führtcn zu Vcrlnderungen in der Zusammenset­
zung und Struktur der Bevolkerung. In diesem Zusammenhang ist es 
notwendij , die Aufmerksamkeit auf die Bedeutung des Problems des 
demographischen Wachstums zu lcnkcn. Dicses Phanomcn ist von 
Land zu laß<! verschiedcn (geographischc Bedingungen, höherer oder 
niedrigcrer Grad der UntcrcntwicklunS usw.). Dicses Problem sollte 
unter Berilcksichtiauna der besonderen BedingunSen jedes landes ge­
$then werden. ~ber wir sind überzeugt, daß nur der Sozialismus eine 
geeignctc LOsung fIIr dicses Problem bieten kann. 
In Afrika vertieft sich der Prozcß der sozialen und klassenmlBigen Dif­
fcrenzicrung - 17 '" der afrikanischen Bevölkcrung erhalten dcruit 
70'" des Nationalcinkommcns. In der Zeit von 1960 bis 197!i ist die 
Anzahl der Lohn- und Qthai llibezieher in Afrika von 20 Mio auf 30 
Mio anaewachscn, davon in den arabischen U ndcrn Nordafrikas Ober 
11 Mio, in den lI.tldern des tropischen Afrika 1I Mio, und in dcn Un­
dem des südlichen Afrika ober 10 Mio etwa. 
In einigen der tropischen afrikanischen Under hat sich einc Arbeiter­
klasse hcrausgebildet, und in anderen ist sic im Formierunssprozcß be­
griffcn. Obwohl diese Klasse nur sehr langsam wichsl und ihre Ent­
wickluna d urch die RQckstlndiSkeit der Produktivkrlfte behindert 
wird, stellt sie doch eine beachten$werJe politische Kraft dar. OemSe-
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mäß ist heutt das afrikanische Proletariat. besondel"S in Südafrika, eine 
beeindruckendc Kraft. Im tropischen Afrika ist es noch stark mi t dcm 
Land verbunden. Hoch konzentriert in den stlldtischcn Hauptuntren, 
in dcn Hl fen und in den relativ ..... cniSen. aber oft großcn industriellen 
Unternehmen wlchsl sein Klassenkampfscist rasch. Seine polilische 
Bewußlheil und seine Organisationsformcn cntwickeln sich. Die Arbei· 
lerklasse hat ihre eiSencn Gewerkschaftcn und in einijen Ländern ihre 
eiSene Partei aufschaut. Wesentlich ist, daß sich die politischc Rollc 
dieser Partckn entwickelt und daß sic gestlrkt wird. 
Die Arbeiterklasse wi rd objcktiv immcr mehr zum Verteidiger der In­
teressen aller Werktll tigen. Vom ökonomischen Kampf fOr ihre Rechte 
und Interessen gchen vlelc Abtcilungen der Arbeiterklasse zu politi· 
schcn Aktioncn gegcn Ncokolonialismus. gegen einheimischc Reaktio­
nlrc und gegen den inlernalionalen lmperialimus Ober. Obowhl das 
Proletariat best immte objektive und subjektive Schwllchen hat, bleibt 
es doch in dcr gegenwllrt iscn Phase der nationaldcmokratischcn Revo­
lution dic hestlndigSie revolUlionire Kraf! im Kampf fUr nationale und 
sozialc ikfreiuns. nalionale ökonomische Entwicklung. Industrialisie­
rung. für die FOrderung von kooperativcn Formcn in dcr Wirtschaft . 
für dic Oberwinduna des Tribalismus - dieses Vergiftcrs dcr afrikani­
schcn Völker - und für eine allumfassende kulturellc Wiedergeburt. 
In dicscm Kampf ist die 8auernschaft. die in afrikanischcn Undcrn dic 
Mehrheit der Bevölkerung umfaßt. der natürlich und zahlcnmlßig 
stlrkste Verbündetc der Arbeiterklasse. Es ist unmöslich, cincn rcalt[l 
sozialen Fortschritt über einen lansen Zei traum zu sichern, ohnc die 
sehr ernsten ~robleme der Bauernschaft, ohnc das Strcben dcr Masse 
dcr Bauernschaft, nach sozialökonomischcm Fortschrill zu bertlcksich­
tigcn und ohne aktive Untemützung der Baucrnschaft . 
In der Asrarstruktur des tropischen Afrika findcn wichtige Vcrände­
runsen stall . Diese Verlndcrungcn hangcn direkl mit der rapiden Aus­
dehnung dcr Waren wirtschaft im Dorf zusammen. Das Eindrinaen 
frcmden Kapitals und kapitalistischer Produktionsweisen (Preisfestsct· 
zungen. Darlehen und Kredi te) ruhrt zur Vernichtuna der einfachcn 
Formen der Produktivkrlfte und zu wachsendem Zerfall dcr vOfkapi­
talistischen palriachalischen und feudalen Strukturcn, die zur Ober­
nahme von Gemeindcland durch traditionellc LandbesilZtr oder durch 
einen Teil der bürokratischcn Bourgeoisic zum Zweck kapita listischer 
Ausbeutung ruhren, zum Aufkommen einer Ilindlichcn Bourgeoisie 
und einer KleinbourSeoisie, begleitet vom Entstchcn einer breiten Mas­
se von landlosen und verarmtcn Baucrn ußd landwirtschaftlichen Ar­
beitern. 
Dieser Prozcß ruhrt zur Verarmung dcr Massen auf dem L.andc; so 
sieht das so:dalc Bild dcr lIndlichen Gebiete im tropischcn Afrika aus. 

Ar rikanlsche Klassenkampfeniwicklung 

Dic Schnelligkcit und die Tiefe dcr Veränderungen in dcr Agrarstruktur 
sind von Land zu Land verschieden. Die wachsende Heterosenitllt in 
der Bauernschaft btdeulet unvermeidlich, daß gcgcnsltzliche sozialc 
und politische Intcressen aufkommcn und zu einer Intensivierung des 
Klassenkampfes ruhrcn wcrdcn. Die Erfahrunsuigt. daß die Polilik 
der "Modernisierung" der Ilndlichen Gebiete, die Politik der Koopera­
livenbilduna d naeschlossen, wenn sie untcr nicht Mitwirkung des Vol· 
kes stall fi ndet , reiche Iindliche Schichten begünsligt und notwendiger· 
weise zur Vera rmuns der brcitcn Massen dtt Bauernschaft fUhrt. Des­
hall; ist es so wichtig für die progressivcn Kräfte, im antiimperialisti­
schcn und antifeudalcn Kampf'auf dem Lande und im Kampf für cinc 
wahre Agrarreform die breiteste demokratischc Teilnahme der Baucrn­
massen zu sichcrn. 
Dic progressiven Kräfte tei len dic Fordcrungen und Bestrebungcn der 
arbeitenden und armen Bauernschaft und versuchcn ihr soziales und 
politisches ikwußlsein zu erhOhcn. Dadurch stoßen natürlich die Ar­
beiterklasse und die andcrcn progressivcn Krlfte nicht nur auf dcn Wi­
dcrstand der 'anslssigcn Reichcn und Ausbeuterk1asen, sondcrn auch 
auf dcn des Imperialismus und seincr Instrumcnte, der multinationalcn 
Konzerne. 
Als ein ErSebnis der Abwanderung dcr Landbevölkcrung in die Stlldte 
hat cin rascher Prouß der Vers tlldterung stattgefunden. Dieses rapide 
Wachstum hai unaeheure sozialpolitischc Problcme geschaffcn, vor­
nehmlich das der 8ilduns eincr umfangrcichcn Schicht ökonomisch un. 
sicherer und dcklassicrter Elcmcnte. Ocr Prozeß der Verstädterung hat 
auch zu dem erwllhnten zahlmllßigcn Wachstum dcr Miucl- und Ober­
Sangsschichtcn sefUhrt, dic auch hcimatlose Elcmcnte aus Illndlkhcn 
Gebieten. klcinc Hlndlcr. Handwerker, Büroangestellte und Intellck­
tuclle ~insch l ießen. ~uch diese Schichten nchmen, mit unterschiedli­
cher Intcnsitlt. am Kampf für Demokratie, nationalcn und sozialen 
Fortschriu leil. Gerade aus diescn Schichtcn rekrutiert 51ch eine so ein· 
flußreiche Kraft wie die Revolulionlrdemokralen mehr odcr wenigcr 



klar umrissen heraus, die in den sozialisti$Ch orientierten LIndern die 
Staatsmacht kontrollieren. 
Die Intellektuellen bilden eine aktive politi$Che Schicht in der afrikani· 
schen Gesellschaft. Sie spielen eine wichti,e Rolle im politischen leben 
in Afrika, insbesondere während des UnabhänSiSkeilSkampfes. Nach 
der ErrinlUIl(l der UnabhänsiSkeit wachst ihre Zahl stetig auf(IIUnd der 
Ausweitun, der Bildull(l und der objektiven Erfordernisse des ökono­
mischen WiederaufschwunSes. Unter ihnen vertieft sich der ProzeB der 
sozialen und politischen DifferenzierunS. Das Bestreben, Teile der In· 
tellektuellen, auch aus dem Militär, zu korrumpieren und auf die Seite 
der Reaktion zu riehen, ist allsemcine Praxis der internen und externen 
neokolonialistischen Krltfte. Trotzdem bildet eine wachsende Anzahl 
eni mit den Volksmassen verbundener Intellektueller einen integralen 
Bestandteil der patriotischen und revolutionären Kraltc. Vor allem uno 
ter der ,roßen Zahl revolutionärer Intellektueller nimmt die übernah· 
me vieler arundlegender marxistischer Positionen der revolutionaren 
Theorie zu und besteht eine weitverbreitetc Verbindung zu den Zielen 
der sorialistischen Umwandlung. Die Kommunisten in Afrika erkennen 
und beirtllkn die wichtige ideologische und politi$Che Rolle, die diese 
Schicht im Kampf für nationale und soziale Befreiung spielt. 

Die WIdersprüchlichkeil der Bourgeoisie 

In afrikanischen LIndern, in denen die kapitalistisch orientierten EIe· 
mente nach der Unabhängigkeit an die Macht kamen, ist ein Erstarken 
der einheimischen Bourgeoisie in ökonomischen Posi tionen und auch 
im politischen Einflußbereich offensichtlich. Die Bereiche und Felder 
der Aktivität dieser Klasse in der nationalen Ökonomie sind von Land 
zu Land sehr verschieden, senau wie die Art und der Grad der Verbin­
dung mit dem aus1.a.ndischen Kapital. Nichtsdestoweniger iSI die 
Handels- und Wucherb;ourgeoisie trotz der Existenz industrieller Kapi­
talisten und landwirtschaftlicher Unternehmer in einer Reihe von LIn­
dern die bei weitem größte Gruppe des afrikanischen Kapital ismus. Die 
beherrschende Position des ausländischen Kapitals, die finanzielle 
Schwäche und andere Einschrltnkungen der einheiinischen Bourgeoisie 
beirenzen die Aktivität dieser Klasse letztlich auf das Dienstleistungs­
gewerbe, Grundbesitz und Warenspekulation. 

Die afrikanische Bourgeoisie ist bestrebt, ihre unterieordnete Stellun, 
gegenüber den Monopolen, die eine Anzahl kapitalistischer Wirkunas> 
bereiche beherrschen, zu verltndern. Sie geht offen den Staat um Unter· 
StütZUßi an, um sünstigere Bedingungen für ihre Expansion zu erlan­
gen. Ihre verschiedenen Programme betonen in der einen oder anderen 
Form die Notwendigkeit, daß ihr solche Privilegien, die früher in der 
Kolonialzeit aus1.a.ndischen Gesellschaften vorbehalten waren, Ilbertra­
ien werden, um ihr Zugang zu Import und Export zu gewahren, natio­
nale Finanzinstitute einzurichten, die sie vol1 diskriminierenden Be­
schränkungen bt.freien würden, die ihnen von den herrschenden aus-

Ilindischeo Banken auferlegt wurden, einheimischen Kapitalisten mehr 
öffentliche Auf tage auf Vorzu.sbasis zuzu ..... eisen und ihnen mit Re­
gierungshilfe Anteile an Gesell$Chaften ausilindischen Ursprungs:ru ga-
rantieren. 
Diese Bestrebungen brinsen die einheimische Bourgeoisie manchmal 
mit den Imperialisten in Konflikt. Revolutionare Krltfte berilcksichü .. 
gen nicht nur die existierenden oder wahrscheinlich aufkommenden 
Widersprüche zwischen der einheimischen Bourgeoisie und den auslän­
dischen Monopolen, sondern auch bestimmte Bestrebungen in diesem 
oder jenem Bereich des einheimischen Kapitals wllhrend des Prozesses 
der nationaldemokratischen Revolution. Jedoch darf man flicht die 
Tatsache unterschatltn, daß das Wesen der Forderungen der afrikani­
schen Bourgeoisie geprägt ist durch eine tiefere Einbindung der afrika­
nischen Staaten in die unterdrtlckenden Strukturen des internationalen 
kapitalistischen Systems, 
Einer der Brennpunkte der kapitalistischen Entwicklung im tropischen 
Afrika ist die Herausbildull(l einer bürokratischen Bourgeoisie, die im 
allgemeinen einsetzt bei den hoch- und miltelgestellten Beamten ver­
schiedener Ebenen des StaalS8pparal$. In mehreren Undern ist sie der 
führende soziale Motor der kapitalistischen Entwicklun&. Wahrend die 
bllrokratische Bourgeoisie die ökonomischen und poli tischen Hebel des 
Staates in der Hand hat, betreibt sie in hohem Grade Kapitalakkumula .. 
tion zum Nachteil der nationalen Interessen. Durch Praktizierung insti­
tutionalisierter Korruption und Vergeudung von Bodenschatzen und 
öffentlichem Eigentum vereinigt sie explizit Unterwerfung unter die 
Diktate der neokolonialistischen Politik des Imperialismus mit extensi­
ver nationaler Demagogie. Die Kontrolle, die sie über den Staatsappa­
rat ausübt, gibt dieser kleinen Gruppe machtvolle Millel in die Hand, 
rur ökonomische SchlüsselmC'Chanismen die Entwicklu", aUer einhei­
mischen Ausbt.uterschichten einzusetzen. Die strategische Position der 
bürokratischen Bourgeoisie "erbindet sie über diverse Interessen und 
Ranke mit all den Krltften, die an der Errichtung einer Gesellschaft in· 
teressiert sind, die auf der Ausbeutun& des Menschen durch den Men­
schen basiert. Diese Schicht spielt eine sehr wicht ige Rolle in den Bezie­
hungen zwischen der einheimischen Bourgeoisie und dem Imperialis­
mus, während sie zugleich eine regulierende Funktion zwischen den 
verschiedenen Gruppen der einheimi$Chen Ausbeuter ausübt. 
Die bürokratische Bourgeoisie stellt sogar in sozialistisch orinetierten 
LIndern eine Gefahr dar. Daher i$1 es nur natürlich, daß die Kommuni­
Sten und fortschriulichen Krltfte künftig ihren Kampf gegen die büro­
kratische Bourgeoisie intensivieren, die ein Vehikel neokolonialisti· 
scher Politik'und ein Resprlsentant der einheimischen AuSbeUtCf ist. 

Die Streitkrltfte spielen in Afrika eine aktive politische Rolle, was sei­
nen Ausdruck in zahlreichen Staatsstreichen und der Errichtung von 
Militärregimes findet. Nach der Machtergreifung intensivieren sich die 
sozialpolitischen Widersprüche innerhalb der Streitkräfte sehr stark 
und die Armee, die nicht Ilber dem Klassenkampf stehen kann, wird 
auf besondere Weise offen darin verwickelt. 



Die ErfahrultJ zeigt, daß die Militllrregimes in diesem Kampf unver­
meidlich mit den zwei Hauptwt&en der Entwkklunl, dem kapitalistisch 
oder solial istisch orientierten, konfrontien .... ·erden. Folglich sind sie 
gezwungen, die UnterstUt:wng der einen oder der anderen solialen 
Kraft zu suchen. Einerseits werden einige Ofliliere frUher oder spater 
vorwiegend zu Instrumenten der internationalen und einheimischen 
Ausbeuterklasse und benut«n die organisierte StArke und Disliplin der 
StreitkrAfte, um einen Schlag legen die sich entwickelnden revolulionl­
ren KrAfte zu fllhren. AnderCl'$eiIS suchen demokratische Offiziere die 
Unterstlltzufll des arbei tenden Volkes und nutzen die bewaffnete 
Macht im Interesse: einer fortschrittlichen Entwicklung. Konfrontien 
mit der Realillt der nationaldemokratischen Revolution müssen diese 
demokratischen Offiziere im BUndnis mit anderen fonschrittlichen 
KrAften die militarischen, zivilen und staatlichen Strukturen demokra· 
tisieren, Venrauen in die schOpferischen Energien der Massen sell:en 
und ihnen eine echte Gelegenheit zur Teilnahme am revolutionllren 
ProzeO geben. 
1m Kampf für die Erfllllung der allgemeinen Aufgaben der nationalen 
Erhebung bilden sk:h zwei Koalitionen von Klassenkrlften heraus. Die 
Basis der Koalition der antiimperialistischen, patriotischen und fort· 
schritt lichen Krafte bilden die Arbeiterklasse, die ausgebeutete Bauern· 
schaft und andere AngebOrige des werktlltigen Volkes; die Mittel­
schichten und patriot ischen PerSOnHchkeiten nehmen in dem Maß teil 
an dieser Koalition, wie sie aegenllber den Interessen der Massen und 
einer fonschrittlichen, unlbhlngigen Entwicklung loyal bleiben. Die­
ser Koalition steht der Block der privileaienen reaktioniren Feudal· 
und Stammeskrlfte, der Kompradoren· und Bürokratenbouraeoisie, 
der ausländischen Aaenten des Imperialismus und all jener leaenüber, 
die ihre Ulnder auf den Weg der kapitalistischen Entwickiuna briltJen 
wollen. Die LOsuna der anstehenden Auf,aben des sozialen und oko­
nomischen Fort.schrit ts wird bestimmt sein durch das Eraebnis des 
Kampfes zwischen diesen uriverSOhnlichen aesellschaftlichen Krlften. 

2. Die zwei Richlungen der 
gesellschaftlichen Enlwicklung 

In.Afrika wirken zwei geaensltzliche Tendenzen acscllschaftlicher Ent· 
wicklung - die eine in Richtung Sozialismus, die andere in Richtuna 
Kapitalismus. Die spezifisch afrikanische Umgebung hat jedem dieser 
beiden Trends ihren Stempel aufgedrUckt. 
Im vorkolonialen Afrika gab es keine kapitalistischen Beziehunaen. In 
der Tat ist der Kapitalismus in Afrika ein Produkt und Erbe von 
Fremdherrschaft und Kolonialismus. Bis jetzt hat der Kapitalismus als 
leselischaftliches SyStem noch keine tiefen nationalen Wurzeln in den 
meisten afrikanischen Lindern. Die kapitali'stische Orientierung einiler 
afrikllllischer Staaten wurde geboren aus und aufrechterhalten durch 
die gemeinsamen Anst renaungen des internationalen Imperialismus 
und der proimperialistischen Kreise der lokalen Bourgeoisie und tradi· 
tionellen Aristokratie. Die historische Perspektivlosigkeit des Kapi talis· 
mus in Afrika ist vorher bestimmt durch seine weltweite allgemeine Kri· 
se, die ihn unflhig macht , die lebenSwichtigen Probleme der afrikani· 
schen Staaten zu lOsen. SelbstverstAndlich schließt das nicht die MOg· 
lichkeit und Nützlichkeit aus, zeitweise nalionales und ausl.lndisches 
Kapital """:" unter !!reltJer staatlicher Kontrolle - zum Zwec::ke der Pro­
dukt ivkraftentwicklung zu nutzen. Unter den Bedingungen einer kor: 
rekten und in sich stimmigen nationalen Politik kann der staalSkapitali· 
stische Sektor SOJar in kapitalistisch orientienen Lindern eine aptiim­
perialistische Orientierung erhalten. In diesen Ulndern ist es mOaIich­
wenn auch in be",enztem Maße - unter dem Druck der Volksmassen 
fonschrittliche Maßnahmen und Reformen durchzusetzen. 
Die kapitalistische Tendenz der Entwicklung ist besonders in Undern 
wie Nigeria, der Elfenbeinküste, dem Senegal, Kenia, Zaire u. a. wirk· 
111'11 aeworden. Die Stellung der ausländischen Monopole und multina· 
tionalen Konzerne ist betrlchtl ich stllrker geworden und stellt eine 
ernsthafte Bedrohung der politischen und Okonomischen Unabhln,ig· 
keit der aenannten Llnder dar. Die fortschrittlichen Krafte dieser Uno 
der stehen vor der Aufaabe, eine breite antiimperialistische und antiko­
loniale Front aufzubauen. Die Haupllufpben dieser Front sind die 
KAmpfe (ür die Festi,ung der Unabhlnaiakeit, ror die Veneidigung de­
m9kratischer Rechte und Freiheiten, für die Verteidi&ung und Befriedi· 
,ulIi der dril).ienden ForderultJen und Bedürfnisse der arbeitenden Be­
vOlkerung nach hOherem Lebensstlllldard, dem Recht auf Bildun" Ge­
sundheitsfll rsorae, kulturelle Neubelebuna und eine demokratische 
A,rarreforlll. 

Besondere Bedin,ullJen bildeten sich im nationalen und sozialen Be­
freiunaskampf inllCrhalb der Republik SIldafrika (RSA) heraus. Don 
erlanaten die' kapitalistischen BediDJuDJen unbestritten die Vorhm-

schaf! und haben monopolistischen eharakteT angenommen. Die Vor· 
herrschaft der in· lind ausllIndischen, einschließlich der multinationa· 
len Monopole verSllrkt sich. Der Illdafrikanische Monopolkapital is· 
mus, der das rassistisch-faschistische Re,imc st lltZI und sich auf es ver­
läßt, hat Kezeigt, daß er ein treuer Kumpan des internationalen, vor al­
lem des USo amerikanischen Imperialismus ist, des aeschworenen Fein· 
des der VOlker SIldafrikas sowie ihr brutalster Ausbeuter. 
Die Südafrikanische Kommunistische Partei charakteri siert Südafrikas 
sozialOkonomisches System als " Kolonialismus besonderer An", wo 
die Kolonialislen und die kolonisierten VOlker in den &leichen nationa· 
len Grenzen leben. Rhodesien, Namibia und die RSA sind Beispiele rur 
Under, in welchen der Kapitalismus den Rassismus als Beg.rilndultJ 
kolonialer Willkürherrschaft und nationaler UmerdrUckuna der 
schlimmsten Art institutionalisiert hat. 
Heute, da die Massenaktlonen aeKen das reaktionäre und unmenschli· 
ehe Apartheidsystem in SIldafrika ein nie dagewesenes Ausmaß erreicht 
haben, da der bewaffnete Kampf in Zimbabwe und Namibia zu einer 
Sturmflut anwAchst, fordern die Kommunisten ein sofoniatS Ende der 
schindlichen Rassistenregimes von VorSter und Smith. Mit imperiali· 
stischen Intri&en werden die verschiedenen Varianten einer "LOsung" 
der Probleme des SlIdens entworfen, um den Befreiungskampf zu 
schwächen und die rassistische Vorherrschaft aufrechtzuerhalten. Re· 
pressionen und MaSllker durch die Rassisten kOnnen weder den Befrei· 
ungskampf aufhalten noch den Willen der Kämpfer fUr Freiheit und 
Unabhlngiakeit brechen. 
In der RSA wichst die Einhei t der afrikanischen Arbeiterklasse, der 
Bauernschaft und der landlosen Arbeitslosen in immer stllrkerem Ma· 
Ik. Die sIldafrikanische Arbeiterklasse, die zunehmend in großen 
Berabau·, Industrie· und Fabrikunternehmen konzentriert ist, ist die 
führende Krafl nicht nur in den lebenswichtiaen Sphlren der Produk· 
tion, sondern auch im Befreiungskampf. Kürzlich erst hat sie wieder· 
holt politische Generalstreiks initiiert und damit überzeugend ihre Fa· 
hilkeit demonstriert, den revolutionären Kampf anzuführen und ihn zu 
seiner siegreichen Vollenduna zu bfinaen. In vielen lIndlichen Berei­
chen haben die Menschen ebenfalls an zahlreichen militanten Kampfen 
teilgenommen. Es iSt auch im lanafristi,en Interesse: der nichtausbeu­
tenden Abteilungen der weißen BevOlkerung, am antirassistischen und 
antifaschistischen Kampf teilzunehmen. 
Der Hauptinhalt des Kampfes im aegenwärtigen Stadium ist die natio­
nale Befreiung des afrikanischen Volkes - eines Kampfes, der von ei· 
ner revolutionllren Allianz unter Führuna des Afrikanischen National· 
kongresses aeleitet wird, und der die Südafrikanische Kommunisti sche 
Partei einschließt. Zugleich ist der nationale Befreiungskampf in der 
Republik SIldafrika unausweichlich und untrennbar verbunden mit den 
Kampf zur Abschaffung von Kapitalismus, Rassismus und allen For­
men der Ausbeutung. Das und die Tatllche, daß die südafrikanische 
Arbeiterklasse lhre eigene Partei hat, kann die objektiven materiellen 
Voraussetzungen für den beschleunigten Oberaana zum Sozialismus 
schaffen. 

Ausweg sozialistischer Orientierung 

Für die große Mehrheit der afrikanischen Staaten jedoch, deren soziale 
Entwicklunl durch den Kolonia lismus aufgehal.'en worden ist, ist es 
nicht llIOalich, einen direkten Oberaana von vorkapitalistischen zu s0-

zialist ischen Beziehungen zu bewerkstelli,en. Bevor sie mit dem soziali· 
stischen Aufbau beginnen kOnnen, mUssen sie eine Abfolge von Zwi· 
schenstufen, eine mehr oder weniger lanae Periode des Ober,angs bc­
wältiaen. Wl hrend dieser Oberaanasperiode tritt die spontane Ent· 
wicklung ZIIrtlck hinter eine plan"olle, bewußte Politik, die den vitalen 
Interessen der Arbeiterklasse, der Bauernschaft sowie der patriotischen 
Intelliaenz - der breitesten nationaldemokratischen Schichten - ent­

spricht. Eine R.ihe von Ulndern im tropischen und südlichen Afrika 
haben in letzter Zeit den Weg der sozialistischen Orientierun, gewllhlt. 
Allein wahrend der ersten Hälfte der 70tr Jahre sind Madaaaskar, Se­
nin, Äthiopien, Aniola, MOI;ambique und einiae andere zur Zahl die­
ser Ulnder hinzuaekommen - und ihre Zahl wichst weiler. 
Die revolutionirdemokratischen Relierungen der Under mit sozialisti­
scher Orientierung mllssen ein ,roßen Spektrum von antiimperialisti­
schen, antifwdalen und antikapitalistischen Reformen durcbsetun, 
den FortSchritt in der allaemeinen RichtultJ auf den Sozialismus absi· 
chern, sowie die politischen, materiellen, sozialen und kulturellen Vor­
aussetzungen für den Oberaana zum unmittelbaren sozialistischen Auf­
bau schaffen. Im Geaensatz zu den bUrKerlichen ncokolonialistischen 
Reaimes in kapitalistisch orientierten Undern Afrikas, die ge .... ·Ohnlich 
bei unpopul.lren Maßnahmen Zuflucht suchen oder bestepfalls rEfor· 
mistische Rezepte anwenden, gebrauchen die Revoluti6n1rdemokralen 



I"Cvolutionare Methoden mit UnterstUu:ung der Massen gegen den Im­
perialismus und die einheimischen AusbeuterkJassen und -schichten. 
Aufgrund ihrer heterogenen sozialen Basis, des ideologischen und poli­
tischen Kampfes, der innerhalb ihrer Reihen wogt, und außerer reak­
tionlrer Pressionen sind die Revolutionlrdemokraten den Schwankun· 
gen zwischen zwei antagoni$tischen Orientierungen - der einen auf 
den Sozialismus, der anderen auf den Kapitalismus - ausgesetzt. Folg­
lich ist die Möglichkeit, daß manche Revolut ionlrdemokraten ihre 
fortschrittliche Politik aufgeben könnten, sehr reaL Je konsequenter 
sie den Kampf gegen Imperialismus und einheimische Reaktion fU hren, 
für sozialen Fortschritt eintreten, sich immer naher auf die Ideologie 
des wissenschaft lichen Sozialismus zubewegen und ihr Vertrauen in die 
Arbeiterklasse und arme Bauernschaft setzen, desto größer wird ihre 
Rolle als eine bedeutende politische Kraft im heutigen Afrika sein. 

Die Reifuna der externen und internen Faktoren, die den übergang zur 
sozialist ischen Orientierung absichern, hat in den leuten Jahren in vie­
len afrikanischen LIndern größere Fortschritte gemacht. Sorialistische 
Ideale werden zu einem realist ischen Ziel einer wachsenden Anzahl 
afrikanischer Nationen. Dieser Prozeß wird weiter an Kraft gewinnen, 
da er sich in übereinstimmung mit dem Charakter und Ausmaß der 
Weltbefreiungsbewegung unserer Epoche, mit dem wachsenden Ein­
fluß des Weluozialismus sowie der internationalen Arbeiterklasse und 
der kommunistischen Bewegung befindet. 
Wie die Erfahrung der Lander zeigt, die sie praktisch anwenden, bein­
haltet sozialistische Orientierung die Befolgung folgender Grundsatze: 
I. überwindung des neokolonialislischen Regimes der Ausbeuter und 
Errichtung eines revolutionlrdemokratischen Staates mit antiimperiali­
stischer und antikapitalistischer Orientierung: 
2. Beseitigunl der politischen Herrschaft des Imperialismus, Eindam­
mung und schließliche Abschaffuna seiner ökonomischen Herrschaft, 
Durchfllhrung einer angemessenen Politik der Nationalisieruna des 
auslandischen Kapitab .. der staatlichen Kontrolle seiner Aktivitllten 
und seiner schrittweisen ZUTÜckdrllngung aus der nationalen Wirt­
schaft; 
3. Beseitigung feudaler Ausbeutuna und Ingangsetzung einer fort­
schrittlichen Agrarpolitik; 
4. Eindltmmung und Kontrolle des privatkapitalist ischen Sektors; 
5. Aulbau eines staatl ichen Sektors und einer Genossenschaftsbewe­
gung sowie Schaffuna von Voraussetzungen ihres erfolgreichen Wir­
kens in Industrie und Landwirtschaft; 
6. Kampf gegen die Ideologie der Ausbeuter, welcher die Beklmpfung 
aller Ausdrucksformen des Antikommunismus und die Festiguna der 
Ideale des wissenschafllichen Sozialismus beinhaltet; 
7. Durchführung von aligemeindemokratiSthen Reformen unler. akti­
ver Beteiligung der arbeitenden Massen auf allen Ebenen des Entschei­
dungsprozesses, Beschleunigung des sozialen und kulturellen Fort­
schritts; 
8. eine fortschrittliche Außenpolitik sOll'ie aröll tmOgliche Unterstüt­
zung des Kampfes fUr Unabhangigkelt, Sicherheil und die Freiheit der 
Nationen, fUr Frieden und Entspannuna, fUr das BUndnis mit der so­
zialistiSthen Welt, und 
9. Schaffuna von Voraussetzungen des sozialistischen Aufbaus. 

Komplexität des K1Impfes g~en den Neokolonj1llismus 

Das Leben selbst zeigt, daß diese Zielsetzungen nicht in jedem einzel­
nen Fall auf eine vollkommene und widerspruchsfreie Weise er~icht 
werden können. Dies ist gerade deshalb so, weil diese LInder im Um­
feld der kapitalistischen Welt verbleiben. Indem er die ökonomischen 
und finanziellen Möglichkeiten des kapitalistischen Weltmarktes und 
neue Instrumentarien wie das Abkommen von Lomt usw. ausnutzt, be­
sitzt der Imperialismus machtvolle Mittel, um die Politik einer tatsäch­
lichen Okonomischen Unabhllngigkeil unterminieren zu können. 
Angesichts der ,roBen Hindernisse, die dUT(h den Imperialismus aufge­
tUrmt ~rden, verlangl die Bewahrung der sozialisl ischen Orientierung 
zuaJlererst, .daß sich die fortschrittlichen Krllfle und breiten Volksmas­
sen nicht nur der Komplexitat ihres langen Kampfes, sondern auch der 
Möglichkeiten, die sich bieten, um ihn zu gewinnen, bewußt sein soll­
fen. 
Die oben genannten Maßnahmen haben nicht nur einen antiimperiali· 
st ischen, sondern auch einen amikapitalistischen und vorsozialistisrhen 
Charakter. Unausweich lich bilden sie den Kern des Klassenkampfes 
zwischen den reaktionären Kräften, die den Neokolonial ismus und den 
kapitalistischen Emwicklungsweg befUrwotten, und den fortschritt.!i­
ehen Kraften, die rur wahre nationale Unabhangigkeit und sariulen 
Fortschritt kllmpfen. Indem konsequent all diese Um ..... alzungen durch­
gesetzt werden, ergibt sich in den afrikanischen LIndern die Möglich· 

keit eines beschleunigten Fortschritts. 
Die Kommunisten treten mit all ihren Ktlften fllr die DurchfOhruna 
der erwlhnten Maßnahmen als einer unerlaß1ichen 5IUfe auf dem Wes 
in eine sozialislische Zukunfl ein. Sie teilen die Ziele mit den revolutio­
nlrdemokratischen Ktlften, die sie als ihre Kampfgeflhnen betrach­
ten. Die Erfahruna zeJat, daß diese Maßnahmen nur im Verlauf hefti­
ger Klassenauseinandersctzunaen verwirklichl werden können, und daß 
sie nach einem festen Bündnis aller patriotischen, demokratischen und 
sozialistisch orientierten Krafte verlangen. 

Die Knapphei t materieller Ressourcen und von Fachpersonal, das bitte­
re Erbe einer langen kolonialistischen Herrschaft, der Druck imperiali· 
stischer Krlfte von außen sowie der Widerstand, der von einheimischen 
ReaktiOnlren geleistet wird , schaffen natürlich viele Schwieriakeitcn 
und Hindernisse für Lander mit sozialistischer Orienticruna. 
In einigen dieser Llnder sind Unterschlqung, Korruption, Mißwirt­
schaft und Geldgier weit verbrtitet und es gibt es gel"lhrliche Tendenz 
zur Bilduna einer antinationalen Parasitenschicht der bürokratischen 
Bourgeoisie und zur Wicderbelebuna tribalistischcr und anderer ntiati­
ver Traditionen, die aus der kolonialen Verganaenheit ererbt worden 
sind. Viele dieser Erscheinungen enupriltien den überbleibseln der Ara 
der Fremdherrschaft, andere der fort dauernden Abhllngigkelt dieser 
Llnder vom kapita listischen Weltmarkt, der pol(tischen Instabilltat 
von EntwicklungsJandern, den unaufhörlichen Intrigen des Imperialis­
mus und der einheimischen Reakdon sowie der subversiven Tatigkeit 
imperialistischer Geheimdienste. Wieder andere sind der Hast bei der 
Durchfllhrung unvorbereileter oder schlecht vorbereileter sozialökon0-
mischer Reformen, die zu einer ungerechtfertigten Verschlechterun, 
der Lage des arbeitenden Volkes fllhrt, geschuldet. 
(Fort~tzung folgt) 

(QueUe: The African Communist, London, Nr. 75/1978, 5. 5-33) 

Der I"'".tio". .. Bund Freier GewerkscMften (lBFGI 
zu dem demnichst bei der ISSA encheinenden Buch 
'DM-Investnionen in Südafribl' 
"Ihre Organiution verdient e. wirklich zu der exzellen· 
ten Zusammen' teUung beglückwünscht zu werden und 
wir haben keinen Zweifel , daß diese. Buch ein weiterer 
hervorngender Beitrag in den weltweiten Bemühungen 
zur Beseitigung der Apartheid dar.teUen wird." 

DM-Investitionen 
Südafrika 

DM·INVES17170NEN IN SCJDAFRlKA, Im,. von 
.w. G~islu Imd G. W~Um", ISSA WissenschafWd~ 
R~jla~ 10, Bonn, Dn~mb" 1978, 32 Fotos, rd. 168 
S.it~n, Pr~is: DM 14.-

lNFORMATIONSSTELLE SODUCHES AFRIKA 
BLOCHERSTR. 14 5300 BONN 
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Chile -Argentinien 

Ivan Ljubetic 

Grenzkonflikt 
am Beagle-Kanal ATLANTISCHER 

In den letzlen· Monaten ha~n uns wichtige Nachrichten aus 
Chile erreicht: große Massenaktionen der Arbeiter, Repressio­
nen gegen die Gewerkschaftsbewegung, die Entdedung von 
Massengräbern der Geheimpolizei DINA·CNI, mutige Kämpfe 
der Angehörigen der Verschwundenen, der Einsatz der Katholi­
schen Kirche zur Verteidigung der Menschenrechte, der Beginn 
des öffentlichen Prozesses in Washington gegen die Mörder von 
Oilando Lelclier ... Dartlber hinaus wird ausführlich ilber den 
Grenzkonnikt am Beagle-Kanal informiert. Er ist zweifellos 
nicht das wichtigste Problem, jedoch sowohl von dt;n gegenwär. 
tigen Regierungen Chiles und Argenliniens als auch von gewis­
sen ausländischen Massenmedien in den Vordergrund gerückt 
worden, um von den anderen Problemen abzulenken. 

Konflikt zwischen Faschisten und Gorillas 

Zu 'den Merkmalen der Geschichte Lateinamerikas gehören die 
ständigen Grenzkonflikte, von denen einige zu blutigen Kriegen 
geführt haben. Ihre Ursache liegt in den unklaren Grenzen der 
Länder, die zum spanischen Kolonialbereich gehörten, was 
nach ihrer Unabhängigkeit ZU zahlreichen Problemen und Aus­
einandersetzungen filhrte. Die gemeinsame Grenze zwischen 
Chile und Argentinien beträgt Ober SOOO km und es ist nicht 
leicht gewesen, die Schwierigkeiten flIr ihre endgültige Festle­
gung zu ilberwinden. Bereits Ig29 unterzeichneten beide Länder 
das erste Grenzabkommen, dem viele andere folgte n. 
Als im Novem.ber 1970 Salvador Allende in Chile die Regie­
rungsgewalt übernahm, existierte immer noch der Grenzkon· 
flikt am Beagle-Kanal, im SUdripfel Amerikas. Einer der Erfol­
ge der Außenpolitik der Volksregierung lag gerade darin, zu ei­
ner Verständigung mit der von General Alejandro Lanusse an­
geführten argentinischen Regierung gekommen zu sein. Am 22. 
Juli 1971 verpflichteten sich beide Regierungen dazu, sich dem 
Schiedspruch der Königin von England zu unterwerfen, die 
zwei Tage spater ihr Einverständnis dazu gab. 
Dieser wichtige Schritt, um dem alten Konflikt mit Argentinien 
eine fried liche Lösung zu geben, war das Ergebnis der patrioti­
schen und konsequenten Außenpolitik der Volksregierung Chi· 
les. Gleichzeitig kam darin die große Achtung zum Ausdruck, 
die Chile in Lateinamerika und in der ganzen Welt entgegenge­
bracht wurde. Diese Lage änderte sich mit dem Putsch vom 11. 
September 1973. 
Es ist falsch, von einem chilenisch.argentinischen Konflikt zu 
sprechen. Die Völker beider Länder haben nichts mit den Pro­
vokationen und der Kriegstreiberei ihrer Regierungen zu tun: ei· 
ner faschistischen Diktatur, der Pinochtes, und einer Gorilla· 
Diktatur (militärisch reaktionär) mit starkem Einfluß der Fa· 
s-:histen, der Videlas. 
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Am 18. Apri l 1977 fälite die britische Krone den Schiedspruch: 
sie erklärte die drei Inseln am Sildaus&ang des Beagle-Kanals als 
chilenisches Territorium, sprach die Hälfte des Kanals Argenti. 
nien zu, ebenso wie die Inseln nördlich des Kanals, während die 
Inseln südlich des Kanals Chiles zugesprochen wurden. Am 2. 
Mai 1977 wurden in beiden Ländern diesbeZiigliche Kommuni. 
ques bekanntgegeben, in denen festgehalten wurde, daß der 
Schiedsspruch ab 2. Februar 1978 rechtskräftig werden sollte. 
Pinochet bezog eine expanisonistische Haltung und erhob ne­
ben den Chile zugeteilten Inseln auch Anspruch auf die sie um­
gebenden Gewässer und auf antarktisches Territorium. Die ar­
gentinische Regierung lehnt e ihrerseits den Schiedsspruch, dem 
sich vorausgegegangene Regierungen freiwillig unterworfen 
hatten, insgesamt ab. 
Es folgten Gespräche und Verhandlungen, bei denen die Lage 
nur noch verworrener wurde. Am 20. Februar 1978 kamen Vi­
dela und Pinochet im Militä rstUtzpunkt EI Tepual bei Puerto 
MonU (Chile) zusammen, wo sie die Akte von Tepual unter­
zeichneten. Pinochet, der anfangs weder bereit war, Ober seinen 
eigenen erweiterten Anspruch noch Ober den Schiedsspruch zu 
verhandeln, änderte seine Haltung und erkläne sich bereit, so­
gar den zugunsten Chiles gefällten Schiedsspruch ncuen Ver­
handlungen zu unterwerfen. 
In Puerto Monu wurde beschlossen, daß vom I. März bis 13. 
April 1978 die Kommission I arbeiten sollte, deren Aufgabe es 
war, "die Bedingungen filr einen guten Verlauf des DialOgs zu 
schaffen" . Ab 22. Mai begann dann die Kommission 2 ihre Ar· 
beit, die "auf direktem Wege den Grenzkonflikt zwischen bei· 
den Ländern lösen soll te". 

KriegshYSlerie - Millel gegen innere Isolierung 

G leichzeitig mit dem Verlauf der direkten Verhandlungen wur­
de in heiden Ländern eine Kriegshysterie geschürt. Pressearli­
kel, Regierungserklärungen und militärische Manöver heizten 
die Stimmung immer mehr an. Am 2. November wurde die Ar­
beit der Kommission 2 eingestellt. Am 12. Dezember führen die 
Außenminister beider Lander eine Unterredung, die für ge­
scheitert erklärt wurde. Die Kriegsgefahr erreichte ihren Höhe­
punkt. Truppen wurden mobilisiert. Die Sicherheitsdienste der 
USA deckten einen argentinischen Plan auf, der vorsah, einige 
chilenische Inseln im Atlantik zu besetzen. 
Was steckt hinter der wechselnden und provozierenden Haltung 
Pinochets? Was veranlaßte die argentinische Diktatur dazu, 
den Schiedsspruch abzulehnen? 
In einem Leitartikel der chilenischen katholischen Zeitschrift 
Mensaje, der dem Grenzkonnikt am Beagle gewidmet ist, heißt 
es: " Die Geschichte zeigt uns tragische Beispiele von Regieren-



den, die die Leidenschaft ihrer Völker angesichts unexistenter 
ausländischer Aggressionen bis zum Wahnsinn geschürt haben, 
mit dem einzigen Ziel, sich an der Macht zu halten und das 
Land um ihre eigenen persönlichen Interessen zu einigen." I Es 
ist kein Zufall, daß der Konflikt zu einem Zeitpunkt geschürt 
wurde, wo sowohl die chilenische als auch die argentinische 
Diktatur sich in einer s.chwierigen Lage befinden: Sie werden 
wegen ihrer volksfeindlichen Politik , der Wirtschaftskrise, in 
die sie ihre Länder stürzten und der Repression vom Volk allge­
mein abgelehnt. 
Es ist klar, daß eine unmittelbare Kriegsgefahr die reaktionär­
sten Schichten beider Länder begU nstigt. Diesbezüglich hieß es 
in einer Erklärung, die die Kommunistische Partei Ch iles Ende 
Oktober 1978 herausgab: " Pinochet versucht sein faschist isches 
Regime durch Chauvinismus zu festigen, indem er so die Kon­
trolle über die Streitkräfte sichert und die innere Isolierung 
durchbricht. Der gleiche Vorwand dient ihm, um die Verewi­
gung seines persönlichen Regimes, die Au frechterhahung der 
Repression und der zahlreichen EinSChränkungen der persönli· 
ehen und bürgerlichen Freiheiten sowie der gewerkschaftlichen 
Rechte und der Gedankenfreiheit zu rechtfertigen". 
Pinochets Kriegstreiberei wird von den Faschisten und der Fi· 
nanzoligarchie unterstUtzt, den einzigen Kräften, die noch hin· 
ter der Diktatur stehen. Die reaktionäre Presse, insbesondere EI 
Mercurio, haben Chauvinismus und Kriegsstimmung noch an· 
geheizt, um u. a. die Nutzlosigkeit direkter Verhandlungen zu 
beweisen. 

Am Beagle po!taulllletende otuenlinJsdle Krleg~lII!! 

Am 31. 11. 1978 schrieb EI Mercurio: "Chile hat in der Vergan· 
genheit 1264000 qkm an Argentinien verloren, als Folge von 
Schiedssprüchen, Verhandlungen oder einfacher Besetzung". 
Pinochet ist es durch solche Kampagnen gelungen, die isolie­
rung, in der er sich befand, tei lweise zu durchbrechen. So be­
schworen Ende 1978 Eduardo Frei, Führer des rechten Flügels 
der Christdemokratischen Partei und auch der abservierte 
Junta-General (i. R.) Gustavo Leigh, die Einheit "unserer Hei­
mat" im nationalen " Interessen-" bzw. "Verteidigungs" ­
kampf. 2 
Aber das chilenische Volk konnte der Tyrann nicht irreführen. 
Der Widerstan.dskampf kam in keiner Phase zum Erliegen. 
Warum wies die argentinische Regierung den Sch iedsspruch zu­
rück? Weil sie die schwache Stellung Chiles zu ihren Gunsten 
ausnutzen wollte. 
Auf die Frage: "Warum, glauben Sie, wagte es Argentinien 
jetzt eine so bedrohliche und aggressive Haltung einzuneh· 
men?" antwortete der Faschist Gustavo Leigh in einem Inter­
view: "Weil Chile heute, auch wenn es einigen nicht gefällt, au f 
internationaler Ebene eine sehr schwache Stellung hat, die auf 
die Gründe, die wir kennen, ·zurückzufOhren ist: die Menschen­
rechte, der Fall Letelier, die Abstimmungen in den Vereinten 
Nationen. Die beiden Faktoren, die gegenwärtig am meisten die 
nationale Sicherheit beeinträchtigen, sind der internationale 

Mißkredit und die fehle nde innere politische Kohäsion. Das 
nutzen einige Stärkere aus,. um Druck auszuUben".l 
Die argentinische Diktatur hat die gespannte Lage benutzt, um 
die Repression gegen das eigene Volk zu verstärken. Eine in 
Buenos Alres am 15 . .12. 1978 aufgegebene Meldung der spani­
schen Presseagentur EFE infor mierte, ein Sprecher des Innen­
misteriums habe erklärt, daß "die argentinische Regierung'kei­
nerlei Kraftaktionen dulden wUrde, zu einem Zeitpunkt an dem 
die Regierung und das Volk im Konflikt mit Chile Stärke /Jnd 
Vernunft beweisen". Die gleiche Meldung fügte hinzu, daß 
"die Kraft aktionen, auf die sich der Sprecher bezog, der Strei t 
ist, den die Arbeiter der Bahnwerkstätte im Ort Perez, bei Rosa­
rio, begannen, da sie die vom Unternehmen angebotenen Löh­
ne für zu niederig halten". . 

Im Grenzkonflikt am Beagle, wie bei jedem Zusammenstoß la· 
teinamerikanischer Lander, hat der Imperialismus', besonders 
der US-amerikanische, die Hände im Spiel. Er hat stets ver­
suche, rur sich den maximalen Gewinn herauszuschlagen; zum 
einen durch den Waffenhandel. In einer im Oktober 1978 her­
ausgegebenen Erklärung der Kommunistischen Partei Chiles 
heißt es dazu: "Es sind besonders die waffenproduzierenden 
US-Konzerne, die die Kriegsangst schUren und den Weg militä­
rischer Auseinandersetzungen begünstigen und weiterhin unge­
achtet der vom US-Kongreß beschlossenen Verbote und Ein­
schränkungen die Diktatur mit Waffen versorgen. Im gleichen 
Sinn handeln die k riegstreibenden Kreise der NATO."~ Die 
wichtigsten Waffenlieferanten fü r Lateinamerika waren 1977: 
USA 29"lo, Großbritannien 24 070, Frankreich 19 "10, BRD 
12 "lo.s 
Die Militärausgaben von Argentinien und Chile in den letzten 
Jahren beliefen sich in Mio Dollar (Wert 1973) auf': 

Jahr Arsentinien Chile 

1974 68' '90 
191' 1 135 409 
191. 1010 91' 
1917 1 145 88' 
1978 2>00 1200 

Dabei ist zu beobachten, daß sich die Art der gekauften Waffen 
in den letzten Jahren gewandelt hat. Während bis 1976 beide 
Länder vornehmlich Waffen für den sog. antisubversiven 
Kampf kauften, d. h. um sie gegen das eigene Volk einzusetzen, 
handelte es sich ab 1977 und besonders 1978 hauptsächlich um 
schweres Kriegsmaterial. So informierte am 6. 11 . 1978 EI Mer­
curio Uber einen Spiegel-Bericht, daß "Mitte Oktober der ar­
gentinische Admiral Emilio Massera die BRD besuchte, um den 
Kauf von 6 Unterseebooten und anderen Kriegsschiffe n im 
Wert von 2200 Mio Dollar zu konkretisieren" . Mit anderen 
Worten, für die imperialistischen Konzerne sind die reaktionä­
ren Diktaturen immer ein gutes Geschäft. 
Der Ausbruch eines Krieges böte den multinationalen Konzer­
nen außerdem die Möglichk~it , sich neue Reichtumsquellen an­
zueignen, wie es in der Vergangenheit nicht selten geschehen ist. 
Im Salpeterkrieg (1 879- 1883) zwischen Chile einerseits und 
Bolivien und Peru andererseits, ging das Salpeter, die Ursache 
für den Krieg, der die drei Länder 25 000 Menschenleben koste­
te, in die Hände eines englischen Unternehmens uber. Nach 
dem Chaco-Krieg (1932- 1935) zwischen Paraguay und Boli­
vien hat ein multinationaler Konzern die Kontrolle über das im 
umstrittenen Gebiet befindl iche Erdöl ubernommen. 
Andererseits aber befürc htet die US-Regierung eine Gefähr­
dung ihrer stretegischen Interessen1 in Sudamerika durch den 
Grenzkonflikt am Beagle. Daher die Intervention der Regierung 
Carter, um den Ausbruch eines Krieges zwischen Chile und Ar­
gentinien zu verhindern. 
Das State Departement und der CIA sind nicht ohne Grund 00-
zUglieh ihres " Hinterhofes" beunruhigt. Die 1973 angebroche­
ne dunkle Periode, in der es dem Imperi<llismus gelang, reaktio­
näre Diktaturen in ganz Lateinamerika - mit wenigen Ausnah-
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emeinsame Erklärung der 
KP Argentiniens und Chiles 

Seit einiaen Monaten ist die tradilionelle Freundschaft :tWischen Ar­
gcntinien und Chile durch den Rechwtreit llber den Bcagle-Kanal 
schwerwiegend belastet. Die Verhandlung ist das Normale und Glln­
Slige. Das Unnormale und Geßlhrliche ist, daß in den letzten Wochen 
die Krita.svorbercitungen und die psychologische Propaganda von 
chauvin istischen Kreisen diesseits 'und jenseits der Kordilleren intensi­
viert wurden und daß diese Kreise.den Beweis bringen wollen, es gibt 
keine andere LOsung als den Krieg, um den Konflikt beinllegen.{ . . ) 
Wir sind der Meinung, daß man die LOsung nur auf dem Weg der 
Freundschaft suchen muß, auch wenn dieser schwierig gangbar sein 
sollte. Die Welt- und die lateinamerikanische Geschichte <teigen uns 

.die unheilbringenden Folgen, die die Kriege den VOlkern ~bracht ha­
ben. Ein bewaffneter Konflikt rirde die Volkswirtschaft beider Lan­
der auf eine geflhrliche An und Weise becintrichtigen und die Her­
ausbildung einer wahren Demokratie vent!gern oder erschweren, bei­
de Lander befinden sich unter verschiedenen und schweren Bedingun­
gen im Kampf. Ein bewaffneter Konflik t rirde von den britischen 
und hauptsllchlich den US-Monopolen ausgenull! werden, da sie es 
auf das Öl der sUdlichen Meere, den Fischreichtum und auf den Zu­
gang zu den Ozeanen in der Antarktis, die grolle strategische Bedeu­
tuna besitzen, abgesehen haben. 
Infolgedessen bitten wir dringend, nicht zu vergessen, daß der haupt­
sachliche Feind Chiles und Argentiniens der Imperialismus ist. Für 
die Monopole ist jeder bewaffnete Konflikt ein gutes Geschart, wah· 
rend er rur die Völker Blutvergießen, Elend, Zerstörung und endlose 
Schmenen bedeutet. Unserer Meinung nach ist die LOsung der fried· 
liche Wea, auch wenn tt schwieria und langwierig sein sollle, der von 
dem Geist der Chana der Vtteinten Nationen und von den Resolutio­
nen von HeJsinki aufgezeigt wird. Es ist die einzig besonnene LOsung, 
die die Interessen beider Völker bertlcksichtigt. 
Wenn die fortschrittliche Menschheit wachsam ist und in Bewegung 
bleibt, kann sie die Bemühungen der kriegmeibenden Kräfte brem­
sen, die neue Kriegsschauplätze zu Mfnen versuchen, und kann sie die 

' friedliche Koexistenz zwischen den Nationen und Völkern festigen. 
Wir rufen unsere Landsleute dazu auf, die Brtlderlichkeit zu erhlalten 
und zu entwickeln, die uns seit den Anflngen unserer Nationen verei· 
nigt und die friedliche LOsung dieser Grenuuseinandcrsetzu",en um 
den Beagle-Kanal zu suchen ohne sich gegenseitig zu schaden. 

men wie Venezuela, Kolumbien oder in gewisser Weise Peru ­
zu installieren, wird langsam überwunden. Eine ganu Reihe 
von Ereignissen machen den Aufschwung der demokratischen 
Kräfte deutlich. Die Eniwicklung de! Widerstandes jn Chile 
1978 bekräftigte diese Tendenz. 
Unter diesen Bedingi.i'.i:en kOnnte ein Krieg, der die Probleme 
in den betroffenen Ländern zuspitzen würde, den Sturz der 
Diktaturen und die Etablierung demokratischer Regierungen 
beschleunigen. Damit wUrd(n die Interessen der USA in diesem 
Gebiet geflhrdet. Aus diesem Grund und nicht aufgrund dema· 
gogisch vorgegebener hoher Ideale haben sich die USA für eine 
friedliche LOsung des Grenzkonflikts am Beagl!: eingesetzt. 
Es genügte ein Ruck am Faden der Marionetten, damit diese, 
die sich manchmal über das Drehbuch hinwegsetun wollen, ih­
re Haltung änderten. Eine in Santiago am 18. 12. 1978 heraus­
gegebene Meldung der Presseagentur EFE informierte, daß 
.. die Intervention der USA bei den Regierungen Chiles und Ar­
gentiniens, die Kriegsslimmung und die durch den Grenzkon­
Aikt entstandene Spannung mildern konnte". 
Doch die VOlker lassen sich durch die demagogischen ManOver 
Carters nicht irreführen . In einer gemeinsamen Erklärung der 
Kommunistischen Parteien Chiles und Argentiniens, die ihre 
Generalsekretäre Luis Corvalan und Ger6nimo Amedo unter­
zeichneten, wird unterstrichen, daß "der Hauptfeind Chiles 
und Argentiniens der Imperialismus ist". 
Der Kriegstreiberei der Diktaturen treten die Völker mit Ent­
schiedenheit entgegen. Breite Kreise wurden für den Frieden 
mobil. Die BischOfe beider Länder, verschiedene kollurelle Or­
ganisationen, GewerkschaftsfUhrer, die Kommunistischen Par­
teien, gaben diesbezügliche Erk.lärungen ab; junge chilenische 
und argentinische Christen trafen sich an der Grenze, um ge-
meinsam Frieden zu fordern. ...... 
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Im Dezember 1978 gaben außerdem die Kommunistischen Par­
teien der Anliegerstaaten Chile, Argentinien, Brasilien. Uru­
guay, Peru, Bolivien und Paraguay eine Erklärung heraus. in 
der sie hervorhoben, daß .. der Einsatz für den Frieden eng ver­
bunden ist mit dem Kampf um die Demokratie, den sozialen 
Fortschritt und die Souvertnität unserer länder". Gleichzeitig 
wiesen sie darauf hin, daß "die Kriegsgefahr nicht nur die VOl· 
ker Chiles und Argentiniens bedroht, sondern sich auf alle län­
der Südamerikas ausdehnen kann". 

Gdahr eines Flächenbnndes 

Besonders die reaktionärsten Kreise in Bolivien, Brasilien und 
Peru wUrden im Falle eines Krieges zwischen Chile und Argenti­
nien die Gelegenheit wahrnehmen, um auch einzugreifen. 
Am 25. 10. 1978 füh rten Präsident Videla und der damalige bo­
livianische Präsident Pereda in einem Grenzort eine Unterre­
dung. Pereda gab zu, bei dieser Gelegenheit " Probleme beider 
Länder mit Chile" behandelt zu haben. ' Am 27. 12. 1978 ver­
wies die peruanische Regierung vier chilenische Diplomaten aus 
dem Land, da sie "direkt in Spionagetätigkeiten verwickelt wa­
ren" .' Gleichzeitig erklärte ein Regierungssprecher in Lima, 
daß Peru seine MilitärmanOver fortsetzen wUrde, solange der 
Konflikt zwischen Chile und Argentinien andauert. 
Mitte Januar wurde dann der Botschafter der Junta in Lima zur 
"persona non grata" erklart und auch aus dem Lande verwie­
sen. Auf der anderen Seite hat die reaktionäre Presse in Brasi­
lien - wie eine in Brasilien am 27 . 12. 1978 aufgegebene Mel­
dung von Prensa Latina besagt - die Weihnachtsbotschaft von 
Präsident Videla hart kritisiert und die Haltung der argentini­
schen Regierung bezüglich des Beagle-Konfliktes verurteilt. 
Mit der Intervention des Papstes Johannes Paul 111 ., der den 
italienischen Kardinal Antonio Samore als Schlichter entsandte, 
trat der Konflikt am Beagle in eine neue Etappe. Samore be­
gann seine Tätigkeit am 26. 12. 1978. erreichte jedoch erst am 8. 
I . 1979 die ersten positiven Ergebnisse. An diesem Tag unter­
zeichneten die Außenminister Chiles und Argentiniens im Bei­
sein von Samore zwei Dokumente. Das erste enthält ein forma· 
les Gesuch an den Papst. die Schlichtung im Grenzkonflikt am 
Beagle zu übernehmen und im zweiten verpflichten sich beide 
Länder dazu "im Verhältnis miteinander keine Gewalt einzuset­
zen" .10 
Einmal mehr wurden die Lügen und die Demagogie beider Dik­
taturen deutlich. Obgleich sie sich wiederholt fUr den Frieden 
ausgesprochen hatten, brauchten sie 13 Tage, um ein Doku­
ment zu unterzeichnen, in dem sie sich dazu verpflichten, ihre 
Probleme auf friedlichem Wege zu lOsen. 
Die Gefahr eines Krieges ist nicht vorüber. Sie wird so lange 
weiterbestehen, wie Faschisten und Gorillas die Regierungen 
von Chile und Argentinien kontrollieren: Nur die Etablierung 
dem'okraiischer Regierungen in beiden Ländern kann die lO· 
sung aller Probleme,' einschließlich der Grenzkonflikte, einlei­
ten . Für Chile fUhrt der Weg zu Frieden, Demokratie und Fort­
schritt notwendigerweise über den Sturz der Diktatur Pino­
chets. 
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Venezuela 

Rene Lechleiter Machtantritt der 
Christlichsozialen 

Am 12. März dieses Jahres wird im Rennomierviertef Mira/lo­
res in Caraens ein neuer Mann in den Prtlsidentenpalost einzie­
hen: Luis Herrera Campins. Er hai an der Spitze der Christlich­
sozialen Partei CGPEI im Dezember /978 mit rund 47 o/~ der 
abgegebenen Stimmen die Pr(Jsidemschajtswahfen gewonnen. 
Der Kandidat der bisherigen Regierungspartei Demokratische 
Aktion, Luis Pinerua Ordo:;:, vereinigte etwas fiber 43 % der 
Stimmen auf sich. Der Frage, was dieser Regienmgswechse/ in 
Venezuela auf sich hOf, gehl der Beilrag von Rene Lechleiler 
nach. Der Autor, Zuricher Architekt und seit /974 Redakleur 
des Organs der Partei der Arbeit der Schweiz, Vorwtirts, fernte 
wahrend eines Lateinamerikaau!enthaftes /971-73 Mexiko 
und affe Llinder Sadumerikas kennen. Einem erneuren Aujen/­
haft in Südamerika und der Karibik im letzten Quartal 1978 en/­
sprang dieser Bei/rag, der diejardas AlB überarbeitere und ak­
rua/isiene Fassung eines Venezuela-Reports im Von'lins ist. 

Erdöl - das ist nach dem Namen Simon Bolivars das bekannte­
ste Stichwort zu Venezuela. Einst Ausgangspunkt der Unab­
hä ngigkeitsbewegung von Spanien, heute einer der wichtigsten 
Erdöllieferanten der USA. Dazwischen liegen einige Jahrzehnte 
des Kaffee- und Kakaoanbaus (für Europa). 
Was die Spanier hier vergeblich suchten, haben die Amerikaner 
gefunden: Gold. Allerdings in etwas anderer Form, es ist 
. ,schwarzes Gold". Seit dem Zeitpunkt, da in Rußland die Ar­
beiter und Bauern eine epochemachende Revolution durchführ­
ten, wird in Venezuela Erdöl gewonnen. Heute ist es der fünft­
größte Erdölförderer der Welt, in punk.to Erdölexport liegt es 
gar an dritter Stelle. 

Ein Erdöl- und Agrarstaat 

Schenkt man den Zahlen Glauben, so hat Venezuela vom Ab­
bau dieses für die kapitalistische Welt so wichtigen Rohstoffes 
nicht schlecht profitiert. Es hat, bei 13 Mio Einwohner, die ab­
solut höchsten ExporteinkUnfte a ller lateinamerikanischen Län­
der (selbst Brasilien mit Ober 100 Mio Einwohnern export iert 
weniger). Das Volumen des Staatshaushaltes hat sich seit der 
Zeit der ersten Bohrlöcher verhundertfach!. Durch die Preispo­
lilik der OPEC-Länder (zu denen Venezuela gehört) verdrei· 
fachten sich allein zwischen 1973 und 1974 die Einnahmen aus 
den Erdöllieferungen auf 20 Mrd. DM. Heute weist Venezuela 
mit 2570 Dollar pro Jahr das höchste Pro-Kopf-Einkommen 
Laleinamerikas aus - doch die Mehrzahl der Bevölkerung ist 
praktisch noch so arm, wie sie es vor der Entdeckung des 
"schwarzen Goldes" war. 
Experten der Weltbank - die man sicher nicht als lin kslastig 
bezeichnen kann - haben bekanntgegeben, daß 20 (1,10 der vene­
zolanischen Bevölkerung 2/3 des Nationaleinkommens ver­
schlingen, was nichts anderes heißt, daß das übrigbleibende 1/3 
für 80 UJo der Bevölkerung reichen muß. Was die Herren der 
Weltbank nicht sagten ist die Tatsache, daß innerhalb dieser 20 

"/0 ausmachenden Oberschicht (in die man den Mittelsland und 
die obere Mittelklasse einbeziehen muß) es ganze S UJo sind, die 
sich den Löwenanteil sichern. Sie sind die stolzen Besitzer der 
Jachten im Hafen von La Guaira und der 1000 Privat jets, die 
auf dem Flughafen Carlota bei Caracas stehen. 

Je weiter man von den Erdölquellen und den davon Profitieren­
den wegkommt, desto mehr scheint die Zeit stillzustehen. Vene­
zuela ist neben dem Industrie- und stark aufgeblähten Verwal­
tungssektor immer noch ein Agrarstaat. Gegen 60 UJo der Bevöl­
kerung leben außerhalb der GroßStädte, 20 070 der Erwerbstäti­
gen sind in der Landwirtschaft beschäftigt. Sie erbringen knap­
pe 10 u/o des Nationaleinkommens und decken nur etwa die 
Hälfte des Nahrungsmittelbedarfs des Landes. 
Trotz einer schon 1960 aufgrund des Druckes der Volksmassen 
beschlossenen Agrarreform sind heute noch über 70 UJ. der Bau· 
ern landlos, 3 070 der Grundbesitzer kontrollieren 70 UJo des kul­
tivierbaren Landes. 
Nach offiziellen Angaben wurden in der Zeit von 1960-1972 
ganze 8 UJo des Landbesitzes von Großgrundbesitzern abgekauft 
und dafür mehr als 10 Mrd Bolivar ausgegeben. Allerdings war 
jeder fünfte dieser gekauften ha wertlos, weil unbebaubar. In 
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I 

Venezuela3 neuer Prli'idenr Lul' 

35 



dieser Zeitspanne haben etwa 96000 Familien Land erhalten. 
60000 davon Ländereien aus bisher unbearbeitetem Staatsbe­
sitz. Doch: 1977 gab es rund 100000 Bauernfamilien ohne 
Land, also mehr als zu Beginn der Agrarreform; heute gibt es 
auch wieder mehr Großgrundbesitzer als damals, die Produkti­
vität pro ha ist um rund 40 1170 gefallen. Der Anteil der Werktäti­
gen in der Landwirtschaft hat sich drastisch verringert, die 
Landflucht dememsprechend zugenommen. Das Durchschnitts­
aller der verbleibenden Campesinos beträgt 43 Jahre. 
Obwohl man auf dem Land Produktionsformen von primitiv­
ster bis moderner An antreffen kann, hat sich hier generell ein 
Wandel vollzogen zu einem Agrarkapitalismus, der eng verbun­
den ist mit der Industrie- und Handelsbourgeoisie und mit dem 
Ausland. 
Auch auf anderen Gebieten hat der Sprung in den Kapitalismus 
der Mehrheit der Bevölkerung wenig gebracht. Das Analphabe­
tentum schwankt nach Schätzungen zwischen iO 070 (Stadt) und 
30 OJo (auf dem Land). Obwohl formal eine allgemeine Schul­
pflicht besteht, können viele Eltern aufgrund der materiellen 
Lage ihre Kinder nicht zur Schule schicken. 

Die Lage der werktätigen Bevölkerung verschlechtert sich eben­
falls. lnnerhttlb der letzten drei Jahre betrugen die Lohnsteige­
rungen durchschnittlich iO % bei einer gleichzeitigen Innation 
von 35 0"/0. Zum chronischen Heer von Ganzarbeitslosen und 
Unterbeschäftigten stoßen immer wieder auch Arbeiter aus dem 
Erdölsektor (der ja nie eine große Masse beschäftigte) - aller­
dings hat die seit 1974 grassierende weltweite Krise des Kapita­
lismus einen Erdöl produzierenden Staat natUrlieh weniger hart 
getroffen. 

"Sozialdemokratische" Demokratische Aktion 

Die seit Jahren erhobene Hauptforderung der fortschrittlichen 
Organisationen und der werk tätigen Massen nach Nationalisie­
rung der Erdölindustrie ist 1970 formal zwar erfllllt worden. In 
Tat und Wahrheit fließen die SuPergewinne aber immer noch in 
den Sack der großen ausländischen Monopole; denn seit 1973 
is t die kostenintensive Förderung von Erdö l nicht mehr renta· 
bel. Auch der Druck der Arbeiter fIlr bessere Arbeitsbedingun­
gen nahm Zll, da konnte man die Förderu ng getrost der staatli­
chen Corporacion Venezolana dei Petroleo (CVP) Oberlassen, 
die Verarbeitung in gewinnt rächtige Produkte betreibt man 
dann mit Gewinn außerhalb des Landes. Außerdem wurde auch 
nach der ))Nationalisierung« die innere Struktur und der Tech­
nikerstab gleich belassen, so daß die eigentliche Kontrolle im­
mer noch in imperialistisChen Händen liegt. 
Vor diesem wirtschaft lichen und sozialen Hintergrund wickelte 
sich das Wahljahr 1978 ab. Hier muß man allerdings berück­
sichtigen, d~ die Ges'chichte des organisierten politischen Le­
bens in Venezuela noch sehr kurz ist. ,. Bis vor 40 Jahren gab es 
hier weder pOlitische Parteien noch Gewerkschaften", erklärte 
uns in einem Gespräch der ehemalige kommunistische Senator 
Eduardo Gallegos. 
Die erste Partei, die in Venezuela gegTÜndet worden ist, war am 
I. Mai 1931 die Kommunistische Partei (KPV). Eine wesentli­
che Rolle spiette dabei der heute 80jährige Partei vorsitzende 
Gustavo Machado - eine zentrale Persönlichkeit des Kommu· 
nismus in Lateinamerika. Sie spielte beim Kampf zum Sturz der 
blutigen Diktatur Perez J imimez (1948-1958) eine entscheiden­
de Rolle; sie war die führe nde Kraft unter der Arbeiterschaft, 
den Gewerkschaften, der Jugend , der Universi tät, der Lehrer 
und hatte auch einen gewissen Ein fluß in der Armee. In der 
Stadt Caracas halle die KPV 24 O/D aller Stimmen hinter sich -
»da glaubten wir, die Revolution stehe bevor, und unter dem 
Eindruck des Triumphes in Kuba griffen wir zu den Waffen. 
Unser Fehler war, uns total in den bewaffneten Kampf zu stür­
zen, wodurch wir nicht nur viele Kader verloren, sondern eben 
auch die FOhrung in den Massenorganisationen«, faßt Genosse 
Callegos den folge nschweren Fehler zusammen. 
1966/67 korrigierte die KPV ihre Haltung, seit 1969 ist sie wie. 
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der legal, in der Zwischenzeit ist aber die ehemals einheitliche 
Bewegung in verschiedenste Strömungen auseinandergebro­
chen, und es wird wohl noch viel Arbeit kosten, bis die Linke 
wieder ihre volle Schlagkraft zurilckgewonnen hat. 
Zehn Jahre lang hat in Venezuela unter Marcos Perez Jimimes 
ein blutiges Regime gewütet, bis der Diktator 1958 von einer 
Volksbewegung gestUTZt und verjagt wurde. Die Vereinigten 
Staaten setzten - nach den Erfahrungen mit den Volksbewe­
gungen im Iran unter Mossadegh und Guatemala unter Arbenz 
- alles daran, in Venezuela von Vornherein ihre Interessen si­
cherzustellen und unterstützten den Kandidaten der Accion Oe­
mocratica (Demokrat ische Aktion), Romolo Betancourt. 
Die Demokratische Aktion (A D) war 1941 als kleinbü rgerliche 
Partei gegrilndet worden und hat sich durch Männer wie Betan­
court, Leoni und Figueroa unzweifelhaft gewisse Verdienste im 
Kampf gegen die Diktatur erworben. Sie wird of als "sozialde­
mokratisch" bezeichnet, was zumindest irreführend ist, wenn 
man mit eurOpäischem Maßstab mißt. 
Die AD war nie eine Arbeiterpartei, auch wenn sich unter ihren 
Wählern Arbeiter befanden und - aus Mißverständnis - noch 
befinden. Sie wurzelt heute vorwiegend im nationalen Bürger­
tum und rutschte in der Regierungspraxis von Betancourt 
(1 959- 1963) und Leoni (1964-1968) immer weiter nach rechts 
ab mit dem Ergebnis, daß sich die fortschr ittlichen Flügel von 
ihr abspalteten. 1960 entstand auf diese Weise die Bewegung 
der Revolutionären Linken (M IR), die zusammen mit den Kom­
munisten in den Bergen den Guerillakrieg eröffnete und 1968 
die Wahlbewegung des Volkes (MEP), was der AD bei den 
naChfOlgenden Wahlen 700000 Stimmen und die Präsident­
schaft kostete. 
Die Wirtschaftspolitik der AD begünstigte die ausländischen 
Kapitalinvestitionen, wobei gerade der jetzt abtretende AD­
Präsident Carlos Andres Perez neben dem zunehmenden allge­
meinen Druck zur vermehrten Kontrolle Ober die nationalen 
Reichtümer auch die Interessen der national-reformistischen 
Großbourgeoisie berücksichtigen mußte - eine Politik, die au­
IOmatisch zu Konflikten mit dem US-Imperialismus fOhrt. 
So hat sich Perez 1974/75 zusammen mit anderen Präsidenten 
Lateinamerikas heftig und mit Erfolg gegen ein neues Außen­
handelsgesetz der USA zur Wehr gesetzt, das er als "Paradebei­
spiel wirtschaftlicher Aggression und politiSChen Drucks" be­
zeichnete. Die Administration Perez hat auch wiederholt den 
gerechten Kampf Panamas zur Rückgewinnung der Kanalzone 
unterstützt und in der Nikaraguafrage durch Unterstüztung Ko­
starikas eine offensive Haltung eingenommen. 

Kurswechsel un ler den C hristlichso:dalen? 

Die andere "große" Partei, die Christlichsoziale COPEIl wird 
jetzt, zehn Jahre nach dem Sieg von Rafacl Caldera, mit Luis 
Herrera wieder den Präsidenten Venezuelas stellen. Die COPEI 
wurde 1946 gegründet und bewegte sich immer auf einem gemä­
ßigt bü rgerlich-liberalen Kurs. Anzumerken ist immerhin, daß 
Caldera während seiner Präsidentschaft (1969-1974) einen an­
tiimperialistischen und relativ demokratischen Kurs einschlug, 
die Kommunistische Partei schon 1969 wieder legalisierte, 
durch geschicktes Verhandel n die Guerilleros wieder in die Are­
na des legalen politischen Kampfes zurilckführte und 1970 mit 
der Sowjet union die 1952 abgebrochenen diplomatischen Bezie­
hungen wieder aufnahm. 
Zu Kuba wurden zu mindest freundschaftliche Beziehungen un.· 
terhalten und erste Schritte zur Los!ösung der Erdölwirtschaft 
vom absoluten ausländischen' Zugriff eingeleitet. Trotzdem 
konnte auch CO PEI die Grundprobleme der Bevölkerung und 
des Landes nicht lösen. so daß das Heer der unzufriedenen 
Wähler wieder den Versprechungen der Adecos folgte. 
Lu is Herrera hat sich in einer ersten Stellungnahme nach seiner 
Wahl rur eine neue Weltwirtschaftsordnung ausgesprochen, für 
höhere Erdölpreise und auch versprochen, sich "energisch für 
die unterprivilegierten Schichten einzusetzen". Seine Exilzeit 



während der Diktatur Jimenez hat Herrera in Europa ver­
bracht, als Generalsekretär der "Organisation Christlicher De­
mokraten Amerikas" pflegte er gute Beziehungen zur deut­
schen, italienischen und chilenischen Schwesterpartei. 
Warum können diese beiden Parteien, deren Programmatik so 
offensicht lich reformistisch und deren Basis so heterogen ist, 
immer wieder große Wählermassen hinter sich vereinigen? Es 
stimmt, in Venezuela haben demokratische Wahlen stattgefun· 
den, das ist, wenn man sich die Situation auf dem Kontinent 
vergegenwärtigt, eine positive Tatsache, 87 lIJo der Stimmbe­
rechtigten sind an die Urnen gegangen. 90 1IJ0 haben ihre Stimme 
fUr eine der zwei "großen" Parteien abgegeben - eine Bestäti­
gung ror die Demokratie? 
Der Publizist Alonso Ojeda Olaechea beispielsweise meint: 
Nein. NO<:h vor den Wahlen wies er auf das gezielt aufgebaute 
"Phänomen der Polarisierung" hin. Der ganze Wahlrummel, 
der mit einem gewaltigen Einsatz an finanziellen Mitteln und 
masssiv untersHHzt von den Massenmedien wahrend minde­
stens eines Jahres von den heiden Parteien abgezogen wird. zielt 
darauf ab, den Wahlern einzuhämmern, "wenn Du den Sieg 
des AD· Kanidaten verhindern willst, mußt Du COPEI wählen" 
und umgekehrt, eine Alternative gibt es nicht. 
Nach den Wahlen wird dann sofort betont, es gebe "weder Sie­
ger nO<:h besiegte", gewählt worden sei der Präsident aller Ve­
nezolaner, gesiegt habe nur die Demokrat ie. Und im Obrigen 
bleibt alles be{m alten ... 

Eine Strategie, die bis jetzt zum Erfolg führte. Tatsächlich er­
zielten 1963 vier zur Wahl stehende PrAsidentschaftskandidaten 
zusammen nO<:h 47 1IJ0 der Stimmen, 1968 drei Kandidaten zu· 
sammen 43 IIJo, 1973 holten sich neue Kandidaten. neben COPEI 
und AD noch 14,5 1IJ0 und jetzt 1978 vereinigten zehn Kandida· 
ten ganze 10 1IJ0 auf sich . 
Die große Anzahl von Alternativ·Kandidaten erleichterte den 
Wählern eine Loslösung von der Fixierung auf die Großen nicht 
gerade. Die zersplitten e Linke halle sich nicht zu einem Ein· 
heitskandidaten durchringen können, obwohl - was immerhin 
schon einen Schritt vorwärts bedeutet - im Frühjahr 1978 
Treffen auf höchster Ebene stattgefunden haben. Die Führer 
der Bewegung zum Sozialismus (MAS), sagten schließlich nein 
zum Programm einer Einheitsfront, mit Jose Vicente Rangel 

präsentierten sie zum zweitenmal eine anerkannte Persönlich· 
keit der Linken, und erzielte 6 '1. der Stimmen. 
Auch auf gewerkschaftliehet Ebene haI die werktätige Bevolke­
rung zu keiner Einheit finden können. Es bestehen drei große 
Gewerkschaftsvereinigungen, wovon eine seitl964 dem Weltge­
werkschaftsbund angeschlossen ist. 

Bilanz: Venezuela-Kuba 

Im Januar 1958 war die Herrschaft von Perez Jimenez unter ei­
nem Generalstreik und Volksaufstand zusammengebrochen, im 
Dezember desselben Jahres fegte die Rebellenarmee unter Fidel 
CaSITO den Diktator Batista aus Kuba weg. In Venezuela feiert­
man heute 20 Jahre Demokratie, in Kuba 20 Jahre Revolution. 
Wahrend Kuba das antiimperialistisch·demokratische Pro­
gramm rasch verwirklicht und weiterentwickelt hat, mithilfe der 
sozialistischen Länder die wesentlichen Grundprobleme des 
Landes (wie Arbeit fü r alle, Volksgesu ndheit, Bildung elc.) lö­
ste, die Wirtschaft plant und die Produktivität steigert, krankt 
Venezuela (das mit Erdöl einen weit wichtigeren und vor allem 
einträglicheren Rohstoff produziert als die Kubaner mit ihrem 
Zucker) an allen Folgeerschei nungen kapitalistischer Wirt­
schaft. Der Dollarregen ist auf den Regierungspalast Miraflores 
gefallen, um sich in Betonungeheuer, in einen aufgeblasenen 
Staatsapparat und in Privatvermogen zu verwandeln. Die Ta­
gespolitik ist beherrscht von einer riesigen Korruption und die 
Wirtschaftspolitik vom Streben nach mOglichst großen, kurzfri­
stig realisierbaren Profilen. 

Die Aussichten auf tiefgreifende soziale Verbesserungen sind 
trOtz der Versprechungen von Luis Hefrera klein. Man muß be­
denken, daß Venezuela njcht nur ein guter Rohstofflieferant 
und interessanter Absatzmarkt ist, sondern ein wichtiger Be­
standteil innerhalb des kapitalistischen Winschaftssystems, ge­
rade jetzt, angesichts des mOglichen Ausfalls des Iran. Dieser 
Grundkonflikt läßt sich mit dem sog. "drillen Weg" nicht 10-
",n. 
Anmenmng: 
I) Cope{ leitet sich von der ursprtlnaIichtn ParttibezeichnunJ .. Comjl~ 

de Organisation Politiea Eleetoral lndependiente" ab. 

\\l ir machen nicht nur Schlagzeilen 
- wir recherchieren und weisen 

dokumentarisch nach: " Die nukleare 
und militärische Zusammenarbeit zwi ­
schen der BAD und Sudafrika wird 
fortgesetzt" , "Millionenkredite der 
bundesdeutschen Gewerkschaftsbank 
rur lateinamerikanische Militärdiktatu· 
ren ... " 
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BHD -Neokolonialismus 
Rainer Falk 

Produktionsstättenverlagerung 
Seil der Wirtschaftskrise 1974/75 bewegt sich die offiziell aus· 
gewiesene Arbeits losigkeit in der Bundesrepublik an der Millio­
nengrenze. Erstmals in der Geschichte der ßRD ist mit dem 
konjunkturellen Aufschwung ab Ende 1975 kein Rückgang der 
Massenarbeilslosigkeil mehr verbunden. Ökonomen sprechen 
deshalb von einer "Entkoppdung von Konjunktur und Be­
schäftigu ng" ,I 
Seit 1973 liegt das Niveau der amtlich ausgewiesenen jährlichen 
Direktinvestitionen westdeutscher Konzerne im Ausland bei 
Ober 5 Mrd DM. Schä.tzungsweise über die Hö.lfle a ller west­
deutschen Auslandsinvestitionen sind nach 1973 getlttigt wor­
den. Vor allem von Gewerkschaftern ist daher die Frage aufge­
worfen worden, ob ein Ursachenbündel fü r den slrukturel1en 
Einbruch am Arbeitsmarkt in der massenhaften Verlagerung 
von Produktionsstälten und damit von Arbeitsplätzen ins Aus­
land zu suchen sei. 2 Gleichwohl sind solche Fragen noch verein­
zelt, schein! die Dimension des Problems noch unzureichend er­
faßt (siehe beigefilgte DGB-Dokumente). Zur Klärung der hier­
bei aufgeworfenen Fragen mit Blick auf ihre grundsätzliche Be­
deutung für die Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung will die· 
ser Artikel beitragen. 

T.bt'11e I 
Beschlftigungsentwicklung bei wichtigen BRD·Konztmen im 
Inland und Ausland zwischen 1971 und 1976, in tooo 

Konzern Inland Ausland 1971-76in '1. 

1971 1976 1971 1976 Inland Ausland 

AEG-Telefunken 146 132 21 '" - 9.6 + 42,8 
Siemens·) 23' 208 12 96 - 11,1 + )),) 

Bosch 90 12 " l4 - 20,0 + )6,0 
BASF 78 89 l' 24 + 14,1 + 60,0 
HO«hsl 97 104 " 79 + 1,2 + n,5 
vw 160 124 42 " - 22,S + 40,S 
Daimler J27 JJ3 20 ,. + 4,7 + 40,0 
Mannesmann bl 13 84 12 " + 15,1 + IOS,3 
.) ab 1976 mll o. .. m b) ab I97J mit !km., 

(Oudl<: GaclWlf,llIm<h,< da ,",eil;'" KOfIzornl, ei, .... lIof..:hnunam) 

Der wohl spektakulärste Einzelfall aus der Palette großer Pro­
duktionsverlagerungen stammt aus dem VW· Konzern. Seit An­
fang 1978 sind auf dem bundesdeutschen Markt nur noch 
Käfer-Modell "Made in Mexico" zu haben. Zwischen 1971 und 
1976 verringerte VW die Zahl seiner Inlandsbeschä fligten von 
160000 auf 124000, die Anzahl seiner im Ausland beschäftigten 
Arbeiter und Angestellten wuchs demgegenüber von 42000 auf 
59000. Anders ausgedrückt : 1976 beschaftigte der VW· 
Konzern im Ausland 40,5 'I. mehr a ls 197 1; im Inland dagegen 
22,5 OJG weniger a ls vor fünf Jahren. 
VW ist jedoch kein Einzelfall. Wie die in Tabelle I wiedergege­
bene Aunistung zeigt, haben alle d ieser großen Konzerne der 
BRD ihren BeschAftigungsstamm in der Bundesrepublik verrin­
gert oder nur schwach erweiten, während im Ausland durch­
gängig eine stark überdurchschnittliche Expansion der Beschaf­
tigung feststellbar is t . 

Die überdurchschnittliche Expansion der Auslandsbeschaftig­
ten im VergleiCh zu den BRD-Arbeitern und .Angestellten hat 
darüber hinaus bei all diesen Großunfernehmen zur Erhöhung 
ihres re lativen Gewichts an der Gesamtbeschäftigtenzahl der 
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Rolle/-Produktion in Sinpopur 

Konzerne geführt. Die herausragendsten Fälle sind hier 
Hoechst, VW, Siemens und Bosch, wo die Anteile der im Aus­
land Beschä ftigten an der Gesamtbeschäftigtenzahl (zwischen 
1970 und 1976) von 30 auf 43 '7', 19 auf 32 '1o, 22 auf 32 '10 bzw. 
19 auf 32 '7. angewachsen sind . 
Da die Großkonzerne nicht nur die Binnenwinschaft der BRD 
weitgehend dominieren. sondern auch das Gros der Uber Direkt­
investitionen der westdeutschen Konzerngewalt unterworfenen 
Arbeitsk räfte auf sich vereinen, bestimmen ihre Investitions­
und Expansionsstrategien weitestgehend die außenwirtschaftli­
ehe Struktur des BRD Kapitalismus und deren binnenwirt· 
schaftliehe Rückwirkungen. 
In der Tat ist das, was sich bei den großen Konzernen in beson­
ders krasser Form zeigt , ein gesamtwinschaftliches Phänomen. 
Noch 1970 betrug die Anzahl der im warenproduzierenden Ge­
werbe der BRD Beschäftigten über 12,2 Mio. 1977 waren es 
demgegenüber nicht einmal mehr 10,6 Mio. Die Zahl der Arbei­
ter im Bergbau und verarbeitenden Gewerbe ging im selben Zeit­
raum von 6,3 Mio auf 5,1 Mio zurück.} Die.Zahlen weisen dar­
aulbin. daß wir es hier mit einem langfristig wirkenden und 
strukturellen Problem zu tun haben. 

Nun wäre es sicher verfehlt, dies (nämlich die langfristige Redu­
zierung des beschäftigten Arbeitskräftestamms) einzig und al­
lein auf die Expansion des privaten Kapi talexpoTls zurückzu­
führen. Es ist dies wahrscheinlich nicht einmal der Hauptgrund: 
Wegen der mittels t«hnologischer Veränderungen herbeige­
fühnen Umstrukturierung des Produktionsapparates (Stich­
wort: neue T«hnik) müssen nämlich steigende Investitionen 
nicht unbedingt mit der Ausdehnung des Beschäftigtenstamms 
einhergehen. Während aber di.e Investitionsmaxime der Konzer· 
ne im Innern in jüngster Zeit immer stärker daran ausgerichtet 
ist, vornehmlich Ober Ersatz- und Rationalisierungsinvcstitio­
nen die zur Steigerung der Ausbeutungsrate erforderlichen Pro­
duktivitätssteigerungen durchzusetzen, werden im Ausland 
noch «hte Erweiterungsinvest itionen getätigt, d. h. hier wird 
sowohl der Produktionsapparat a ls auch der Beschäftigten· 
stamm extensiv ausgedehnt. 
Folgende Zahlen zeigen dies: Nach einer Unfersuchung des 
Münchner IFO-Instituts hat sich der Anteil der in Auslandsnie· 
der lassungen westdeutscher Unternehmen Beschäftigten gemes-



sen an der Zahl der in der BRD Beschäftigten von 12,3070 ( 1965) 
auf 28,ll1Jo (1975) erhöht.· Auch die Untersuchung von 
FröbeJlHeinrichs/ Kreye belegt diesen Trend überzeugend. Die 
Autoren haben fü r 1974 eine Auslandsbeschäftigtenquote west· 
deutscher Firmen von 22,2% gemessen. Bei 87 der von ihnen 
als repräsentativ ermittelten Unternehmen hat sich die Aus­
landsbeschäftigtenquote von 7,9 '1/0 (1961) über ll,511Jo (1966) 
und 19,5 % (1971) auf 26,3% (1974) erhöht. ' Die Zahl der im 
Ausland Beschäftigten hat sich in diesem Zeitraum also um 
505 '10 gesteigert. In der BRD waren es demgegenüber nur49 '1o. 
Für das Jahr 1975 schätzen FröbeVHeinrichs/ Kreye die Ge­
samtzahl der Auslandsbeschäftigten des produzierenden Ge­
werbes der BRD auf mindestens 1,5 bis 1,6 Mio, was bisherige 
Vermutungen weit übertrifft . 6 
Auch in Zukunft, so hat eine Umfrage des IFO-Instituts erge­
ben, "sieht die verarbeitende Indusnie keinen Spielraum für die 
Erhöhung der Beschäftigtenzahl". 7 Bis 1981 wird mit einer wei­
teren Reduzierung der Beschäftigtenzahl um 0,3 0;0 gerechnet, 
und zwar pro Jahr. Die Zahl der im Ausland beschäftigten 
"Mitarbeiter" soll hiernach auch in Zukunft deut lich schneller 
zunehmen als im Inland . 
Fragen wir nach den Ursachen des beschriebenen Trends. Daß 
sich die Tendenz zur Kapilalexpansion nach außen und damit 
offensichtlich auch zum Export von Arbeitsplätzen gerade wäh­
rend der jüngsten Wirtschaftskrise verstärkt hat, ist offenkun­
dig. Immer in Zeiten eines eingeengten internen Verwertungs­
spielraums hat das Kapital (und allemal das westdeutsche) ein 
außenwirtschafliiches Ventil gesucht, um die Basis seiner Mehr­
wertproduktion und - realisierung zu verbessern. Dies triff! auch 
für die jüngste Entwicklung zu. 
Jedoch hat sich in der jüngsten Krise auch gezeigt, daß es hier­
für einen äußerst begrenzten Spielraum dann gibt, wenn sich 
das konjunkturelle Auf und Ab in den wichtigsten kapitalisti­
schen Industrieländern (wie in der letzten Krise manifest gewor­
den) mehr und mehr angleicht. Die erstmals 1975 zu Tage getre­
tenen Engpässe in der Realisierungsbasis bei Exporten haben so 
zweifellos den Bestrebungen des großen Kapitals der Bundesre­
publik einen Auftrieb gegeben, über den Ausbau der Auslands­
niederlassungen die Basis seiner Mehrwertproduktion zu ver­
breitern. 
Dies ist aber gleichzeitig eine längerfristig wirkende Strategie 
der westdeutschen Konzerne wie der interpationalen Monopole 
überhaupt. Der langfristige Abbau der Sonderbedingungen der 
Kapitalreproduktion in Westdeutscbland8 hat dazu beigetra. 
gen, daß auch für westdeutsche Konzerne die weltweite Nut­
zung von Produktionsstandorten ("World·wide-Sourcing") 
immer unabdingbarer wurde, um dem sich abzeichnenden ten· 
denziellen Fall der Profitraten entgegenzuwirken. Von Siemens, 

T.bdle 2 
Stundenlöhne in der verarbeitenden Industrie ausgewählter Länder 
Asiens und Afrika, in US·Dollar") 

Ungelernte Angelernte Fa~harbeiter 

Hongkong 0,43 0,61 -
Indien . 0,15 0,21 -
Indonesien 0,23 0,34 0,56 
Iran 0,34 0,41 - 0,47 0,93-1,49 
Malaysia 0, 16-0,IS O, IS- O,23 0,36-0,42 
Philippinen 0,15 0,19-0,23 0,23-0,28 
Singapur 0,38 0,41 0,72 
Taiwan 0,23 0,25 
Elfenbeinküste 0,41 0,44- 0,53 0,57-0,77 
Liberia 0, 15-0,25 0,25- 0,40 0,50-1,00 
Marokko 0,34 0,56 0,94- 1,31 
Südafrika 0,34b) 0,3Sb) 0,7S b) 

0,46<) 0,60<) 1 ,OS <) 
Tunesien 0,39 0,43 0,63-0,68 
I) Die Anpbc10 bo>icbrn .ich in dc-r R ... I auf di.t Jahr< 197~I7S. 

b) r11lum cl Mln .... 

(Qutllo: Fl'Öb<I ".1 .• L I. 0" S. 611) 

,----11. DGB-BundeskongreB 

Arbeitsplätze 
und Entwicklungsländer 

Der 11 . Ordentliche Bundeskongreß des DGB (vom 21.- 27. 5. 1978 
in Hamburg; d. Red.) stellt fest, daß die multinationalen Konzerne ei· 
ne weiter wachsende Rolle im nationalen und internationalen Wirt· 
schaftsgeschehen spielen. Durch ihre Machtstellung haben sie einen 
erheblichen Einfluß auf Konjunktur und Krise, auf Vollbeschäfti· 
gung und Arbeitslosigkeit. Dies gilt fIIr IndustriellInder und die Un· 
der der Dritten Welt gleichermaßen. Sie b«influssen in erheblichem 
Maße die Struktur von Märkten und Technologie ihrer Wirtschafts· 
zweige. 
Ihre oft weltumspannenden Aktivitäten und deren Ausmaß beeinflus­
sen nicht allein die Wirtschaftspolitik, sondern auch das sozial· und 
geseJlschaftspolitische Geschehen der Ulnder, in denen sie tätig sind. 
Ihre Aktivitäten sind da von Gefahr fUr Wimchaft und Gesellschaft, 
wo sie Produktionen und finanzielle Transaktionen allein unter profit· 
orientierten Gesichtspunkten betreiben dUrfen. Besondere Bedeutung 
fällt diesen Unternehmen bei der Sicherung und ~haffung von Ar· 
beitsplätzen zu. ihrer Verpflichtung wurden sie da nicht gere<:ht, wo 
dur~h sie mehr Arbeitsplätze verni~htet als ges~haffen wurden. 
Wegen der vorgeschriebenen Bedeutullg dieser Unternehmen fIIr 
Wirtschaft und Gesellschaft ist öffentli~he Kontrolle ihrer Aktivit.IJ· 
ten und das Mitbestimmungsrecht der Arbei tnehmer und ihrer Ge­
werkschaften in allen ihren Unternehmen unerIllßIi~h. 
Der tl. Ordentliche Bundeskongreß des DOB stellt mit Befriedigung 
fest, daß sowohl im Rahmen der Vereinten Nationen wie auch der 
IAO {Internationale Arbeitsorganisation, eine UN-Unterorganisa· 
tion; d. Red.) Regelungen zur Kontrolle wirtschaftlicher Macht und 
sozialpolitischen Verhaltens multinationaler Konzerne erörtert wer­
den und allgenommen wurden. Er erwartet, daß diese Verhandlungen 
zügig vorangetrieben werden und zu Ergebnissen filhren, die den in­
teressen der Arbeitnehmer in den Industrie· und Entwicklungslän­
dern gerecht werden. Der Verhaltenskode" der OECD (Organisation 
fIIr wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung; d. Red.) ist als 
ein erster ~hritt in die richtige Richtung zu akzeptieren. Einschr.!l.n­
kend ist allerdings festzustellen, daß er nicht hinreichend die gewerk­
schaftlichen Forderungen widerspiegelt und keine Sanktionen an sei­
ne Nichtbeachtung geknüpft werden. 
Der DOB unterstützt die Forderungen und Ziele, die in der Charta 
des IBFG (Internationaler Bund Freier Gewerkschaften; d. Red.) 
zum Verhalten der multinationalen Unternehmen festgelegt sind und 
wird si~h gemeinsam mit den im IBFG und EGB organisierten Bru· 
derorganisationen dafür einsetzen, daß weltweite und europllischeso­
wie nationale Regelungen getroffen werden, di~ geeignet sind, den 
Mißbrauch wirtschaftlicher Macht zu verhindern.. 

(Quelle: Entwicklungspolitik. Materialien Nr. 60. Gewerkschaften 
und Entwicklungspolitik, Bonn, November 1978, S. 43) 

dessen Konzern als erster die Idee der Gründung von "Welt­
marktfabtiken" propagiert hat, erklärte beispielsweise schon 
1971 auf der Jahresversammlung des BOI : "Selbst eine aktive 
Strukturpolitik vermagnur in begrenztem Umfang Arbeitskräf­
te in produktivere Branchen zu überführen. Zwar dürften bis 
zum Jahre 1980 im JahresdurchschniU 100000 Arbeitskräfte 
aus der LandwiTlschaft freigesetzt werden, jedoch ist mit einem 
Zuwachs von allenfal ls 0,70;0 pro Jahr das deutsche Arbeits­
kräftepotential bis zum Jahre 1980 wenig ergiebig. Schon aus 
diesem Grunde dürfte die Verlagerung von Betriebsstätten ins 
Ausland notwendig und die Ausnutzung der Arbeitskrafcreser­
ven in der Dritten Welt interessant werden."g In punkto "frei­
gesetzter" Arbeitskräfte dürfte der Siemenschef inzwischen, 
was die Zahlen betrifft, widerlegt sein . Es geht auch gar nicht 
um die bloßen Zahlen. Es geht darum, daß die profitschmälern­
den Kosten des schrittweisen Abbaus der industriellen Reserve­
armee in der Bundesrepublik den Profitinteressen der Großin­
dustrie im Wege stehen, denen ein großes Arbeitslosenheer ge­
rade in der gegenwäTl igen Situation ein willkommenes Druck­
miUel gegen "überzogene" Lohnforderungen ist. 

H. Peesel, der ehemalige Vorsitzende der Rollei-Geschäfts­
führung und gleiChzeitig ein weiter~r.e Pionier der Verlagerung 
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.-----Heinz O. Vetter---­
Multinationale Konzerne 

und Drine Welt 
Die Themen Arbeitslosigkeit, ArbeitsploIZ~'erfagerul1g und Solidari­
IlU der LohnabhiJngigen in lnduSlrie- und Eil/wicklungs/lindern ha­
ben heult' in den Di$ku:;sionen und Besch/Ussen des Deutschen Ge­
werkschaftsbundes - siehe Dokumente des J J. Ordentlichen DGR­
Bundeskongresses vom Moi /978 _ einen/eslen Plalt eingenommen. 
Der amtierende DCB- VOflilzende Hein: Oskar Vetter, zugleich Vor­
sitzender des EuropIJischen Gewerkschaftsbundes-EGB (wesleuropIJi­
sehe Regionalorganisafion des JnrernQ{ionalen Bundes Freier Ge­
werkschaften - 18FG), haI in diesen DiskussiOl1sbereich wiederholt 
positive AllSfltze eingebracht. 
Eine Lösung der ungeheuer großen Beschaftigungsprobleme in den 
EnLwicklungslandern ist nur durch deren eigene Anstrengungen 
denkbar. ( ... ) 
Andererseits kann es im Rahmen der sich wandelnden Weltwirtschaft 
durchaus zu Strukturveränderungen kommen derart, daß Arbeits· 
plätze in bestimmten Branchen der Industrieländer abgebaut werden, 
während entspr«hende Arbeitsplätze in den Entwicklungsländern 
neu entstehen. Dies wird vor allem in Industrien der Fall sein, wo 
Entwicklungsländer einen Standortvorteil {Rohstoffver- und bearbei­
tung} oder einen Lohnkostenvorteil (arbeitsintensive Leichtindu­
strien) haben. Die Gewerkschaften der Industrieländer brauchen sich 
diesen zum Teil sinnvollen und fUr die Emwicklungsländer wie fUr die 
Industrieländer nUtzlichen Veränderungen nicht zu widersetzen, so­
fern sichergestellt ist, daß sie sich allmählich. Uberschaubar und ge-­
steuert vollziehen und mit der Expansion der Wachstumsindustrien 
abgestimmt werden. Die deutschen Gewerkschaften fordern deshalb 
neue Instrumente einer vorausschauenden. planvollen und aktiven 
Strukturpolitik im Rahmen gesamtwirtschaftlicher Mitbestimmung. 
Die deutscben Gewerkschaften wenden sich aber aufs schärfste gegen 
ein internationales Lohn-Dumping, das nicht auf « hten'Differenzen 
in den Lebenshaltungskosten verschiedener Länder. sondern auf der 
brutalen Unterdrückung freier Gewerkschaften in vielen diktatorisch 
regierten Entwicklungsländern beruht. Im Rahmen der internationa­
len Gewerkschaftsorganisatio~en werden wir Ul;S verstärkt darum be· 
mUhen, die Okonomisch schwachen qnd politisch unterdrtlckten Ge­
werkschaften in den Entwicklungslll.ndern zu stärken. Das liegt auch 
in unserem eigenen Interesse. Denn solange die Unternehmer in vielen 
Uindern bei höchster Arbeitsintensität nur HungerlOhne zu zahlen 
brauchen. ist der Anreiz zu groß, arbeiuintensive Produktionen in 
solche "Niedriglohnländer" zu verlagern und dadurch Arbeitnehmer 
in Industrieläridern auf die Straße zu setzen. Noch ist die internatio­
nale Gewerkschaftsbewegung national und ideologisch zersplittert. 
Aber das Interesse aller Arbeitnehmer an einem gesicherten Arbeits­
platz und einem Lohn, der wenigstens einen menschenw(lrdigen Le.­
bensunterhalt ermöglicht, ist weltweit das gleiche. Wir haben diese 
Gemeinsamkd: ~'Tkannt und wenden uns gegen (jen Versuch, die Ar­
beitnehmerschaft der Industrieländer und der Entwicklungsländer ge-­
geneinander auszuspielen. 

(Quelle: H. O. Vetter. Die Haltung der Arbeiterschaft zu den Proble-­
men der Entwicklungslll.nder. in: J . Tinbergen (Hrsg.), Der Dialog 
Nord-SUd, Frankfurt a. M.lKöln 1977, S. 129-139, hier S. 138/ 139) 

von Produklionsstätten und Arbeitsplätzen großen Stils, ist da 
schon deutlicher: "Die deutsche fotografische Industrie hat ge­
genüber dem Hauptwenbewerber Japan ein um etwa 100"k hö' 
heres Lohniveau. Es gibt in der Bundesrepublik praktiSCh keine 
Möglichkeiten, um ein Lohngefälle von 2: I zu kompensieren 
... Unsere Wahl fiel auf Singapur, einen Stadtstaat mit Frei· 
handelsstatus ... In Singapur wird 44 Stunden in der Woche 
gearbeitet. Das Lohniveau Singapur/Deutschland verhält sich 
wie 6: I ; das Lohnniveau Deutschlandl Japan/Singapur wie 
6:3: 1 . . Die Gewerkschaften in Singapur orientieren sich bis· 
her mit ihren Lohnforderungen sehr stark an den wirtschaftli· 
chen Möglichkeiten. . Zur Frage der Steuern ist zu bemerken, 
daß zwischen der" Bundesrepublik und Singapur ein DoppeIbe­
steuerungsabkommen verabschiedet worden ist und vor der Ra· 
tifizierung steht. Ein Investitionsschutz..abkommen ist vorberei· 
tet ... Die Singapur. Regierung hat Rollei den Pionierstams zu· 
erkannt, was für 15 Jahre Körperschaftssteuerfreiheit bringt 
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Es ist offensichtlich, daß beim Zustandekommen solcher Kon· 
zernstrategien nicht nur zyklische Entwicklungen, sondern 
strukmrelle Faktoren eine Rolle spielen. Treffen diese zykli. 
sehen und strukture llen Krisenmomente wie in jüngster Zeit zu· 
sammen und verflechten sich, dann brechen sich bei einer kaum 
vorhandenen angemessenen gewerkschaftlichen und politischen 
Gegenstrategie Entwicklungen Bahn, deren Ergebnisse sowohl 
für die Lohnabhängigen in der Bundesrepublik wie in den Ziel· 
ländern des Kapitalexporls sch merzlich sind. 
Was die genannten stru kturellen Krisenmomente betriffl, so 
sind hier vor allem die Textil· und Bekleidungsindustrie sowie 
auch die Ledererzeugung und ·verarbeimng, die Musikinstru· 
mente-, Sport" und Spielwarenindustrie und das Säge· und 
Holzbearbeitungsgewerbe betroffen. Es handelt sich hier um 
Branchen, deren volkswirtschaftliche Bedeutung kontinuierlich 
und langfristig zurückgeht. Da dies mit einem Verfall der Ver· 
wertungsbedingungen verbunden ist , versuchen Unternehmen, 
die über die entsprechenden Mittel verfügen, dem strukturellen 
Schrumpfungsprozeß durch Verlagerungsstrategien ins Aus· 
land zu begegnen. Am ek latantesten ist dies in der Textil· und 
Bekleidungsindustrie. Hier hat sich die Zahl der im Ausland 
produzierenden Untemehmen von je 30 (1966) Ober je 40 (1970) 
auf je etwa 100 ( 1974/ 1975) erhöht: Während sich die Aus· 
landsbeschäftigtenzahl der westdeutschen Textil· und Beklei· 
dungsjndustrie so in acht bis neuen Jahren mehr als verdoppelt 
hat (45 t,lo dieser Beschäftigten entfallt auf ausgesprochene 
"Niedriglohnländer"), ist die Anzahl der Inlandsbeschäftigten 
um 1/4 zurückgegangen. Von besonderer Bedeutung ist, daß 
ein großer Anteil dieser ausländischen Produktionsstätten west" 
deutscher Konzerne vorwiegend für den Markt der BRD produ· 
ziert. Bei der Textilindustrie sind es knapp die Hälfte, bei der 
Bekleidungsindustrie sogar ober 213. 11 

D rang in die Lohn- und Steueroasen der D ritten Welt 

Wenn also in der Bundesrepublik davon die Rede ist, daß die 
hohe Arbeitslosenzahl zum g"roßen Teil durch weltwirtschaftli· 
che Strukturveränderungen "verursacht" sei, so muß korrek· 
terweise in' Rechnung gestellt werden, daß einem derartigen 
weltwirtschaftlichen "Strukturdruck" gerade die verstärkte 
Auslandsproduktion unter der Ägide der westdeutschen Kon­
zerne zu einem großen Teil zugrunde liegt. Dies gilt keineswegs 
nur für die Textil· und Bekleidungsindustrie. Die drei großen 
Unternehmen der westdeutschen Elektroindustrie beispielswei· 
se, die ihre Inlandsbeschäftiglen auch in absoluten Zahlen seit 
Beginn der 70er Jahre reduziert haben (vgl. TabelJe I), reexpor· 
tierten 1971/72 bereits einen ansehnlichen Teil ihrer Ausland· 
sproduktion in die BRD. Bei Siemes waren es 18 t,lo, bei Bosch 
13 t,lo. tl Daß sich dieser Anteil bis heute beträchtlich erhöht , 
kann, wenn man die Expansionspläne der Konzerne in Rech· 
nung stell t, als sicher gelten. Sonderfaktoren wie die jahrelange 
Überbewertung der DM und der ungehinderte Zu fluß ausländi· 
scher Arbeiter (insbesondere Arbeiterinnen) haben der west· 
deutschen Elektroindustrie nach einer Untersuchung des Kieler' 
Weltwirtschaftsinstituts bis in die 70er Jahre hinein eine überle­
benschance verschafft, "die sie normalerweise in einem so hoch 
entwickelten Land wie der Bundesrepublik nicht gehabt 
hätten." IJ 

Zusammenfassend können die verstärkten Verlagerungen von 
Produktionsstätten westdeutscher Konzerne ins Ausland vor 
dem Hintergrund struktureller und zyklischer Krisenprozesse 
des BRD·Kapitalismus als Proz~e analysiert werden, die eine 
strukturelle Flurbereinigung der westdeutschen Ö konomie wi­
derspiegeln. 
Sofern hierbei "Lohnkostengesichtspunkte" die dominierende 
Rolle spielen, gewinnt die Dritte Welt .als Ausbeutungssphäre 
für das westdeutsche Kapital besonders an Gewicht. In zahlrei· 
chen dieser Länder sind die Löhne in der Tat so niedrig, daß ei· 
ne langfristige Verbesserung der Verwertungsbasis des west· 



d eutschen Kapitals möglich ist und nach Kräften genutzt wird. 
Am nachhaltigsten kommen diesem, World-wide Sourcing' je­
ne Entwicklungsländer entgegen, d ie sich zur EinriChtung sog. 
"freier P roduktionszonen" entschlossen haben. H ierbei han­
delt es sich um in de r Regel auch geographisch abgegrenzte Zo­
nen, in denen ausschließlich oder Oberwiegend filr den Welt­
markt produziert wird. Z u den niedrigen Löhnen kommen 
meist enorme Steuervergünstigungen. M itte de r 70cr J ahre wur­
den insgesamt 79 solcher Steuer- und Lohnkostenoasen gezählt, 
davon 48 in Asien, 24 in Lateinamerika und 7 in Afrika. Weite­
re 39 "freie Produktionszonen" befanden sich im Aufbau, 20 
in Asien, II in Lateinamerika und 8 in Afrika. 14 

Das Eingehen auf die Bildung solcher Zonen bedeutet in jedem 
Falle einen beträchtlichen Souveränitätsverlust für die betref­
fenden Länder. Der Enklavencharakter der hier stattfindenden 
Produktion läßt die positiven Ruckwirkungen auf d ie einheimi­
sche Ökonomie des einzelnen Entwicklungslandes gen Null sin­
ken, wie an anderer Stelle gezeigt word en ist. 11 

Massive Produktionsverlagerungen aus der Bundesrepublik ha­
ben, was ihre Wirkungen auf die Lage der westdeutschen Arbei­
terk lasse betriffl , eindeutig negative Folgen . Sie verschärfen das 
Arbeitslosenproblem. Auf der anderen Seite werden die sozia­
len und wirtschaftlichen Grundprobleme der E ntwicklungslän­
der ihrer Lösung nicht näher gebracht. Der Unternehmerseite 
erwächst ein· doppeltes Druckmittel: der Fingerzeig auf die 
schon bestehende industrielle Reservearmee u nd die Drohung 
mit weiteren Produktionsverlagerungen, falls die Arbeiter und 
ihre Gewerkschaften die Forderung nach "Wohlverhalten" 
nicht ein zulösen gewillt sind. Eßlwicklungen wie die beschriebe­
ne tragen deshalb in erheblichem Maße zur Konstituierung ge­
werkschaftlicher Kampfbedingungen in der BRD bei. Sich hier­
auf mit einer angemessenen Gegenstrategie einzustellen, d ie an 
die Stelle nationaler Bo rniertheit die Solidarität der hier wie 
dort Betroffenen setzt, wird in der Zukunft noch wichtiger wer­
den . 

Anmerkungen: 
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gung. Eine wirtschaftliche iwischenbilanz fünf Jahre nach der 
"Ölkrise", in: Blätter fUr deutsche und internationale Politik, Nr. 
1/ 1979, S. 72 

2) Vgl. z. B. : G. Breidenstein, Führ! "internationale Arbeitsteilung" 
zu struktureller Arbeitslosigkeit? Zur Problematik von Produk­
tionsstättenverlagerungen aus Industrieländern in Entwicklungs­
länder, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 1211975, S. 760-768 

3) Jahresgutachten des Sachverständigenrates 1977178, Bonn,Bad 
Godesberg 1978, S. 235 

4) Vgl. lfo-Schnelldienst, 3/1977, S. 6 
5) F. FröbellJ. Heinrichs/O. Kreye, Die neue internationale Arbeits­

teilung. Strukturelle Arbeitslosigkeit in den Industrieländern und 
die Industrialisierung der Entwicklungsländer, Reinbek bei Ham­
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6) Ebenda, S. 281 
7) Ifo-Schnelldienst, 10/1977, S. 7 
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Wirtschaftspolitik. Zu den Beziehungen zwischen Win schaftient­
wicklung und Wirtschaftspolitik in der BRD in der Periode 1966/ 67 
bis 1975176, Frankfurt/ M. 1976, S. 5 rf. 

9) Zit. nach: P. Halpap, Produktionsstäuenverlagerung als neokolo­
nialistischer Einflußfaktor bei der Entwicklung der Industriestruk­
tUT in kapitalistisch orientierten Entwicklungsländern, dargestellt 
am Beispiel Lateinamerikas, in: Asien, Afrika, Lateinamerika, 
3/ 1974, S. 435 

10) H. Peesel, Das Rollei·Konzept, in: Deutscher Industrie- und Han­
delstag (Hrsg.), Standort vorteil Ausland, Bonn·.Bad Godesberg 
1973, S. 38 ff. 

11) Vgl. Fröbel u. a, a. a. 0., S. 71 ff. 
12) M. Holthus (Hrsg.), Die deutschen muhinationalen Umernehmen. 

Der Internationalisierungsprozeß der deutschen Industrie, 
Frankfurt/ M. 1974, S. 67 f. 

13) F. Weiss, Strukturveränderungen in der westdeutschen Elektroin­
dustrie, in: Die Weltwirischaft, 1/ 1975, S. 146 
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Rezensionen 

Kritisches zum Iran 

Bücher, die die Situation im Kaiserreich Iran kritisch untersuchen und 
die Beziehungen westlicher Industriestaaten :roT Schah-Diktatur ent­
sprechend gewtl rdigl werden, sind in der Bundesrepublik rar. Bllrgerl i· 
ehe Verlage warteten dutzendweise mit ergreifenden Regenbogenge­
schichten vom Pahlewi-Clan, mit angeblich " unpolitischen" Kul tur­
und Reisebeschreibungen oder mit SchOnllrbereien über den "neuen 
und modernen" Iran und die bewundernswerten Leistungen des Schah 
auf. Wie jüngst ein enger Vertrauter Rez.a Pahlewis preisgab, tatcn 
"großzUgigste Geschenke" fllr die Journalisten und Schriftsteller ein 
übriges: Das Ergebnis ist bekannt. 
Vor diesem Hintergrund gewinnt schOß das Erscheinen des Buches 
H . Irnbel'lcr, SAVAK oder der Foltcrfrcund des Westens, rororo­
aktuell Nr, 41&1, IUlnbtk 1977, 111 S., 4,80 DM 
einen positiven Aspekt . Es basiert im wesentlichen auf Akten, die iraoi· 
schen Studenten bei einem Einbruch in die Genfer Europazentrale der 
Geheimpolizei des Schah, des SAVAK, in d ie Hände fielen; an ihrem 
Wahrheitsgehal t kann deshalb kein Zweifel bestehen. Tatsächlich er­
langten die hier dargestellten Vorgänge der engen Zusammenarbeit zwi­
schen westlichen Geheimdiensten, insbesondere dem Bundesnachrich­
tendienst und dem SAVAK , sogar eine offizielle Bestatigung durch den 
iranischen Außeruninister Chalatbari. 

Indem H. Irnberger die Grtindung des SAVAK, seinen Charakter als 
Instrument zur Beklmpfung der demokratischen Kräfte in und außer­
halb des Iran, seine Tltigkeit in Europa und die Amtshilfe durch westli­
che Kollegen beschreibt, deckte er einen wesentlichen Bereich der Zu­
sammenarbei t zwischen der Schah-Diktatur und den imperialist ischen 
Hauptlandern a .. r. Als ausschlaggebend dafü r nennt er vor allem wirt­
schaftliche Interessen. Dabei verliert er allt::rdings die Tatsache aus den 
Augen, daß es sich im Iran um ein grundsätzlich vom Imperialismus 
abhlngiges Regime handelt. Wlhrend H. hnberger ansonsten präzise 
recherchiert, konstatiert er im Falle der Beziehungen der Sowjetunion 
zum Iran plattitOdenhaft deren Gleichartigkeit mit denen der kapi ta li­
stischen Großmllchte. BegrOndung: " Der Iran ist fl1r die von den 
Kreml-BOrokraten ruinierte Sowjet-Wirtschaft ein zu bedeutender 
Handelspartner geworden." (S. 103) 
Ähnliche Oberflachlichkei ten und Fehleinschlltzungen finden sicb auch 
in der folgenden Broschüre: 
Scb. Ravuanl, Iran auf dem Weg zur Republik, Periferia Verlag, Mün­
ster 1971, 54 S., 4,- DM 
So schreibt Sch. Ravasani beispielsweise: "Gilan (iranische Provinz, d. 
Verf.) wurde durch die Truppen der Zentralregierung mit Zustimmung 
der Sowjetuniori besetzt und die Bewegung blutig niedergeschlagen 
(1922)." (S. 24) Als Quelle gibt er 'nur ein von ihm selbst verfaßtes 
Werk an. Weiterbin ist er der irrigen Meinung, daß die Aufstande und 
die Errichtungen aUlOnomer Republiken in Iranisch·Aserbaidschan 
und Kurdistan nicht der Volksbewegung zuzurechnen, weil "auf die so­
wjetische Interessenspolitik zurtlckzufl1hren" (S. 24) sind, obwohl dort 
im Jahre 1946 I1ber 25000 iranische Patrioten im Kampf gegen die 
Schah-Despotie ums Leben kamen. Die gegenwllrtige Situation unter 
den Intellekt.ueUen im Iran sicht er folglich so: " Die pro-sowjetischen 
und pro-chinenischen Gruppen verlieren ständig an Bedeutung, und ein 
kritischer, undogmatischer Marxismus entwickelt sich wei ter." (S. 32) 
Trotz dieser Fehlleistungen gibt das Buch einige interessante Informa­
tionen. Das bezieht sich zum einen auf die Darstelluns der Wirtschafts­
entwicklung und der Konstellation der Klassenkrllfte, ohne die die heu­
tige Situation nicht erklarbar ist. Zum anderen stellt er den Charakter 
der aktuellen Volksbewegung klar als "demokratlsch-antiimperiali. 
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stisch" (S. 29) heraus und gibt interessante Anhaltspunkte zur Ein­
schAtzung der Geistlichkeit. Insbesondere die Auswertung iranischer 
Quellen ermöglichte ihm eine detaillierte Beschreibung des Schah­
Regimes bis hin zur Auflistung der einzelnen Wirtschaftsbeteiligungen 
der Pahlewi-Fami lie. Aus dieser Analyst leitet er die von allen anti im· 
perialistis~hen Krliften im Iran erhobene Forderung nach völliger Ab­
schaffung der Monarchie und der Errichtung einer demokratischen Re­
publik als unabdingbare Voraussetzung fü r eine positive Entwicklung 
des Landes ab. 
Eine erste krltisclH: Gesamtdarstellung zur Geschichte des Iran und sei­
ner Befreiungsbewegung, die im November 1978 abschließt, liegt mit 
W , RIlleT, Der Iran unter der Diktatur des SChah-Regimes. Sozilllöko­
nomlsche Entwicklung, Verlag Mllrxistische Bliller, Frankfurt/M . 
1919, 254 S., DM 12,50 
vor. Im Vordergrund 51tht einmal die Skizzierung der Abhängigkeit des 
Landes von den strategischen und Ölinteressen der imperialistischen. 
Großmächte, a ls deren Kreatur das zeitgenössische Schah-Regime aus· 
gewiesen wird. Wie der Titel schon sagt, nimmt die Charakterisierung 
des Herrschaftssystems und der Reformpolitik der sog ... Weißen Revo­
lution" Schah Reza Pahlewis den breitesten Raum ein. Hilfreich ist da­
bei die detaillierte Vorstellung der Schah-Konzeption, ihrer gegenrevo­
lutionllren Essenz und die Ausleuchtung der verschiedenen 
ökonomisch-s.ozialen Folgeerscheinungen. Zwar beeindruckt hier die 
FUlle des aufgearbeiteten "Detailmaterials, doch leidet der Anspruch, 
" die historischen Veränderungen im Iran aus einer allgemein­
entwicklungslheoretlschen Analyse zu erkllren," (S. 13) gelegentlich 
unter einer mangelnden Stringenz der Argumentationsführung. Gelun­
gen, ja für das Verstandnis der aktuellen Statur und Potenzen der anti· 
diktatorischen Bewegung unverzichtbar, ist die Herausarbeitung der im 
Zeit raum 1956-7& beschleunigt veränderten Sozialstruktur. Das stUr­
mische Anwachsen der einheimischen Bourgeoisie und der Arbeiter­
klasse brachte solidere Gegenkräfte des Schah-Clans he rvor, der sich 
seinerseits vom größten Großgrundbesitzer auch zur Spitze der irani­
schen Großbourgeoisie entwickelte. Die großbourgeoise Oberschicht 
und das dominierende imperialistische Fremdkapital werden vom Au· 
tor zurecht als verläßlichste Stl1tzen des Regimes gekennzeichnet. Zu 
Uberzeugen weiß die Bilanzierung der Ergebnisse der .. Weißen Revolu­
tion", darunter die Feststellung, sie habe "die Ausbeutung 'extrem ver­
schArft", sei .. aufgrund des Kampfes der Volksmassen in den USA ent­
worfen (worden), um die Ahsicherung auslandischer Interessen zu ge­
währleisten" und auf die einseitige Bereicherung einer dUnnen Ober­
schicht gerichtet. Die beschleunigte abhllngig-kapitalistische Entwick­
lung des Iran basiert zugleich auf einem perfektionierten Unter­
drUckungssystem (S. 2021203) 
Verdienstvoll erscheint das durchgängige Beml1hen des Autors das au­
ßerordentliche strategische Interesse der NATO-Mächte am Erhalt des 
Iran als Aufmarschbasis gegen das sozialistische Lager und als regiona­
le Stellvert retermachl gegen die nationalen Befreiungsbewegungen 
sichtbar zu ·machen. Interessant und faktenreich sind u. a. die Schilde­
rung des größenwahnsinnigen ÄufrUstungsprogramms, die Gewich­
tung des CENTO-Paktmitgliedes Iran im Rahmen der Us. 
Militarstrategie, schließlich die Bloßstellung der engen Verklammerung 
BRD- Iran. Auf diese Weise wird auch einsichtig, warum die ak tuelle 
Massenerhebung sich mit derartiger 'Vehemenz gegen die imperialisti­
sche Bevormundung und Auspll1nderung richtet. 
Obgleich man ~ich die ö konomisch-sozialen Ursachen des 1978. explo­
sionsarligen Aulbr/:(;hens des Volkszorns etwas klarer aus dem Charak­
ter der Wirtschaftskrise und der im Zuge des Ölbooms (nach 1973) dra· 
matisch zugespitzten s.ozialen Widersprtlche gewllnscht hätte, liegt in 
der Behandlung der antidiktatorischen Bewegung eine Stärke der ~r­
beil. Der RUckgriff in die Geschichte des Befreiungskampfes, speziell 
seine Schi lderdung in der Ära Mossadegh (l951-B), und die Analyse 
der Aufschwungphase 1977178 vermögen die Tradition und zugleich 
Vielschichtigkeil der Bewegung einsichtig zu machen. W. Ritter zeich­
net die ganze Paleue der politischen Opposition, besonders das Profil 
der Arbeiterbewegung, der Geist lichkei t und das Widerstandspotential 
in der Armee, nach. Die aktuelle Massenbewegung wi ra als 
antiimperialistisch-demokratische ausgewiesen. Die im Dokumenten­
anhang erstmalige deutschsprachige Veröffentlichung des Programms 
der Tudeh-Partei aus dem Jahre 1975 mehr( die Attrakli!,.itlt des Bu­
ches. W. W. Rouzbeh 



Kurzinformationen 

Entwicklungspolitik 
Vom 8.-12. I. 1979 ,.,te in ArushalTansania die von der SPD­
figtne" FriC'drich·Ebert -StiflUng veranstahete 11 . Internat ionale Kon­
ferenz "Perspdtiven afrikanisch-deutscher Bnkhungen". Derart ige 
Parleiin;lialiH:n dienen. wie jUnisl der Bundestagsabgeordncte Wol­
fang ROlh in anderem Zusammenhang freimütig erläuterte, der" Vor­
bereituns eincr ""nflisen, auf staatlicher E~ne laufenden Außenpol i­
tik". und zwar im Sinne "einelf) \'crnilnftigc(n) Arbeitsteilung zwi· 
sehen einer die Regierung tragenden sroßen Partei auf der einen Seile 
und der offiziellen , staat lichen Ebene im Auswärtigen AmI (AA) auf 
der anderen Seile." Unter den clwa 80 geladenen Tei lnehmern befan­
den sich aus der BRD Ent wicklungsminister OffergeId, AA­
Staatssekretär ~on Dohnanyi, lJMZ-S t a~usekretar Brock sowie lJun­
destagsabgeordnete; auf afrikanischer Seite nahmen Minister u. a. aus 
Tansania, Guinea, lJotswana, Kamerun, MaU Dnd Kenia teil. Die SPD­
FOährung war durch Kühn und ~on Oertzen prisent. 1m Mittelpunkt 
der Diskussion standen die Lage im südlichen Afrika und die Neue 
Wehwirtschaftsordnung, wozu "informelle DenkanstOße" gegeben 
werden sollten. Geht man nach den von Dohnanyi und OffergeId gehal­
tenen Reden, so ging es einmal (neben dem wiederholten !kmenti der 
militärischen Kollaboration mit SOdafrika) um die Sympathiev.·erbung 
fOr das bis dato erfolglose Konzept des sog. friedlichen Wandels: "Ich 
sage ganz offen: Wir wollen Wandel in Sudafrika durch Bexiehungen. " 
(Dohnany) Zum anderen bemühte sich OffergeId darum, für die in­
zwischen erfol,te prinzipielle Zustimmun, Bonns zum Gemeinsamen 
Fonds zur Finanzierun, von RohslQffabk ommen im Gegenzug "gegen­
$ei tiges Vertrauen" in und "Ianl fristile Rechusicherheit" für .... est­
deu \$che Direktin~est i tionen bei den laufenden AK P-Neuver­
handlungen zu ge,,·innen. Die afrikanischen Teilnehmer .... aren da im 
"'esentlichen anderer Meinung: Am deutlichsten erklärte BOIs .... anas 
Außenminister Mog .. 'e stellvertretend für die Fronts taaten zu dem von 
"'estdeutscher Sei te geforderten Gewaltverzicht, das Apanheidsystem 
an sich bedeute schon Ge .... alt. "Ge .... alt gegen soziale Gerechtigkeit, 
Gewalt gegen menschliche Grundbedürfnisse, Ge .... alt selbst gegen die 
fundamentalsten Menschenrechte." Bewaffneter Widerstand sei inso­
fern "Reaktion auf bestehende Gewalt" und deshalb legitim. Oben­
drein verOffemlichte die grOßte tansanianische Zeitung Daily News am 
Abschlußtag der Konferenz auf illrer ersten Seite EnthOllungen tiber 
die atomare Zusammenarbeit ßRD-RSA. Auch vermochte wohl kaum 
einer der Anwesenden Ansatze zu einer "antiimpcrialistischen Ent­
wicklungspolitik" (Uwe Hohz) zu entdecken: zentrale Kritik erfuhr 
vidmehr das Donner saumnis, die staa tliche Entwicklungshilfe auf ei­
ner Sparnamme \'on 0,27 '7, des Bruttosozialprodukts zu halten. an­
stalt die UN-Forderung von 0,7"'-, einzulösen. 

Zimbabwe 
" Die Mehrheit der .. 'eißen Minderhei t, d ie eine Diktatur tiber die 
schwan:e Mchrheic ausObt, ha t sich in einem Reft'fendum dafür ausge­
sprochen, ihre Macht noch so lanse wie mOglich auf~h!zuerha lten." 

So könnte man das Ergebnis der von lan Smith organisierten Abstim­
mung über die neue VerfusUnlzusammenfassen, denn in der Substanz 
lliuft es darauf hinaus: 1m Parlament , das aus den Wahlen vom 20. 
April dieses Jahres hen'orgehen soll, ist den Rassisten eine Sperrmino­
ritli! gegen VerfassunJSllnderunSen suantiert, die ihren zahlenmäßigen 
Anteil a:. den Wlhlerstimmen "'cit Übersteigt. In de1' von diesem Parla­
ment dann zu wählenden schwarl-weißen Einheit, regierung erhallen 
die Rassisten die wichtigsten und einnußreichs!en Posten. die ihnen 
auch weiterhin die Kontrolle Ober Armee, J ustiz, Polil.ci und Verwal­
lUng garantieren. lan Smith lIat bereits gleich nach dem Ende des Refe­
rendums zu verstehen gegeben, daß er in diesem Kabineu wieder mit 
von der Partie sein wird. Oie Patriotisclle Front hat den Ausgang des 
Referendums fOT bcdeU\llnsslos erklärt, und die Haltung der afrikani­
schen ije~O l keruna: läßt sich am besten an der Zunahme des bewaffne­
ten Kampfes gegen das Rassisten-RegIme ablesen. Es gibt kein Gebiet 
in Zimbabwe mehr, in dem die Freiheitskampfer niellI aktiv sind. Jos­
hua Nkomo hat seine Land~leute au fgerufen, "alle Anst rengungen zu 
vcrdoppeln, damit 1979 das Jahr des Sieles .. ·ird." 

Bolivien 
40000 Menschen demonstrierten Ende Januar d. J . anllBlich einer \'on 
der 80Hvianischen Ge"'erkschaft51entrale (COB) durchgeführten 
Kundgebung in den Straßen der Hauptstadt La Pu u. a, gegen ullra· 
rechte Putschversuche. Die seit dem 24. 11 . 1978 im Amt befindliche 
1\.l ilitlirregierung Padilla (in der Minister \'ertreten sind, die schon unter 
dem progressiven Prlsidenten Torres Regierungsmitgl ieder waren) be· 
tonte wiC<lerholt ih re Entschlossenheit. einen Demokrat isierungsprozeß 
einzuleiten, darunter vorrangig Wahlen am I. Jul i d. J. durchzuftihren. 
Hierzu ist ein neues Wahlgeset L in Vorbereitung, aber noch sind die 
Differenzen zwischen den politischen Parteien und der J unta Padillas 
nicht beigelegt. Alle Parteien - zusammengesclllossen in einem Komi­
tce - haben eine 9 Punk te umfas~enden Katalog von Bedingungen 3\1f­
gestellt. Es wird u. a. gefordert: AunOsung des Militär- Bauern-Paktes, 
der politischen Parteien nicht erlaubt, sich dem Lande zu betätigen, 
ROchug der Truppen aus den Berg3rbeitergebieten. Dank des entschie­
denen und geschlossenen Auftretens der demokratischen Kräfte konnte 
minlerweile durchgesetzt werden, d3B Gewerkschaftsführer sich an der 
Wahl beteiligen kbnnen. 

Uruguay 
Ein uru,uayisches Militäraericht verurteilte Jaime Perez, Sekretär des 
Zentralkomitees der KP Uruquays, im Januar d. J. zu zehn Jahren Ge­
fängnis. Die ßegrtlndungll'utete, der sei t 1974 inhaftierte und wieder­
holt gcfollerte Perez habe sich der "Subversion gegen Vaterland und 
Familie" schuldig gemacht. Wie im Falle des Prlisidenten der Frente 
Amplio, General Seregni, und vie ler anderer inhaftierter Patrioten will 
das Regime mit solchen $chandurleilen die Menschenrech ts\'erletzun­
gen in Uruluay jurist isch bemlntel n. Dabei hat das Land, wieder uru­
guayische Journalist Eduardo Galeano berei ts im vergangenen Jahr 
feststellte, "proportionell die Höchstzahl politischer Gefangener auf 
der Weh (1:400 Einwohnern, d. Red.). So .. eit bekannt, gibt es kein an­
deres Land. wo von Gefan genen die Bezahlung von Essen und Unter­
kun ft ver langt ,,'ird, so als befanden sie sicll in Pensionen erster Klasse 
und nicht in KZs. Zahlen sie nicht , werden sie nicht einmal nach vollzo­
gener Slrafe freilelassen. Falls sie zahlen und in die Freiheit gelangen, 
erhalten sie keine Arbeit" (Kommentar, Stock holm, Nr. 7/ 1978. S. 
26). Oie \'orlaufige Bilanz von fII nf Jallren Diktatur: Etwa 7000 politi­
sche Gefangene und eine steigende Anzahl Verscllwund~ner . in ilen ver­
gangenen drei Monaten allein rund 200. 

Nikaragua 
l)cr EinigungsprozeB der antidiktatori5Chen Kräfte in Nikaragua macht 
Fortschril1c, Die im Januar d. J . neugegrondete Patriotische Front ver­
einigt neben der Vereinigten Volksbewegung (MPU, Grtindungsmani­
fest und Programm in AlB 2/1 979). die Gruppe der 12, die Sandinisti­
sche Front der Nationalen Befreiung (I'SLN) sowie die Christlkhsozia· 
le Partei und "'eitere Frauen-, Schüler- und ~'erkschaftsorgani~tio­

nen. In dieser Phase befindet sich die Breite Opposi tionelle Pront 
(FAO), die 1979 noch eine Volksabstimmung über das Verbleiben So­
mous im Ami und einen möglichen Rücktritt bis 1981 unter Wahrung 
der U5- lnteressen akzeptierte, im polilischen Abseits. Oie FSLN, uu· 
terstOtzt von weiten Teilen der 8evOI ~erung, ist im Vormarsch: An der 
Grenze zu Kostarika gelanl es der FSLN zur Jahreswende ein bl.'freitcs 
Gebiet zu schaffen: in Managua gelang ihr die Sprengung des Radio­
senders Somozas, in Tipilapa die Unterbrechung der Energie\'ersor­
guug, in Catarina die Einnahme der Polil.ci ~ aserne. 

Aigerien 
Der vom 27.-31. 3. 1979 tagende IV. KongreB der algerischen nat io­
nalen Befreiungsfront (FNL) hai den bisherigen Verteidigungsminister 
Oberst Menjedid Chadli zum Generalsckretär des neugeschaffenen 
Zentralkomitees (ZK) der Orgallisation und dami t zum Nach folger 
ßoumediennes bestimmt. Am 7. 2. 1979 wurde Chadli darantnin zum 
Präsiden ten der algerischen Volksrepublik gewählt. An die Stelle des 
sei t I96S im Amt befindlichen RevOlutionsra tes trat ein Politbüro des 
ZK. Der KongreB stand ganz im Zeichen der Fortsctzung des Boume­
dienne'schen Erbes, einer " un .. iderrunichen sozialistischen Orientie­
rung der algerischen Revolution" und "Stärkung der nationalen Una b-­
hängigkeit" . 
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~-Bonner Waffenschiebereien nach Chile 
Sobald d ie Vern ichtung von Menschenleben und die darn r notwendige 
Militartechnik in der bundesdeulKhen Öffentlj~hkeit zur Sprache 
kommt, werden Vertreter Bonner Parteien - sofern vom Thema selber 
betroffen - regelmlßig vom Gedlchtn isschwund befallen. Halle der 
ehemalige Nari richter Filbinger die yon ihm verhangten Todesurtei le 
im vergangenen Jahr " vergessen" , so konnte sich Bundeskanzler 
Schmidt in der Vorweihnlchts.zeit an Waffengeschäflc "gar nicht" 
bzw. " nur dunkel" erinnern. Gemein t waren illegale Wafenverkäufe 
des Bundesnlchrichtendienstes (BND) kurz vor und während der Zeit, 
als 5<:hmidt Vertcidungsminister ( 1969- 1972) und damit Veranlwonli­
eher ro T den Verkauf VOß ausgemustertem BRD-Kriegsgerlt war. 

Gegen geltende Gesetze, gegen Bundestagsbeschlllsse, gegen internatio­
na le Vereinbarungen und mit Wissen und Billigung der Regierung hane 
der BND Wafrenlieferungen in Spannungsgebiete, u. a . nach Nigeria, 
Pakistan, Indien, Saudi A rabien, Jordanien sowie an die Rassistenregj­
mes in SUdafrika und Rhodesien voraenommen. Diese seit Anfang der 
70er Jahre bekanoten Fakten deckte der Spiegel am 11. 12. 1978 "neu" 
auf. Als die Aussitht best~.nd, den Bundestagspr!sidenten und frtl he­
ren BND-Mann Carstens (CDU) damit zu belangen, beeilte skh auth 
die Bundesregierung die illegalen Waffen5C:hiebungen dann doch offi­
zie ll zu bestltigen. Sie traf aber dami t unverhofft auth das eigene Bein: 
Im Januar drang die Nachrkhtllber die aktive MiltäterS!o!haft der SPD­
Spi tzc an diesen gesetzwidrigen Praktiken an die Ö ffentlichkeit . Bei 
den betroffenen Parteien bcsthloß man kurzum "Solidarität de r De­
mokraten" zu praktizieren und nunmehr zu 5C:hweigen. Kein Wuuder 
also, daß die Bundesregierung llber die jOngste EnthllUung von Ende 
Januar dann auch " nichts gewußt" hat. 
Der Tatbestand: Der zu 40 'i'. bundeseigene RUstungskonzern 
Messer5C:hmidt-Bölkow-Blom (MBB) lieferte 1977 an die chileni5C:he 
Militä rjunta mindes tens 1900 Panzerabwehrraketen vom Typ " Mam­
ba" und zahlte fllr die branchenIlblichen Transportumwege (BRD­
ltalien-Argentinien-Chile) sowie fU r "strengste Geheimhaltung" 
400 ()()() DM . 

Schmldl: von allem nichts gewußt? 

Diese Praxis hat T radition. Wurde 1955 das Herstellungsverbot fll r 
Kriegsgerät in der BRD aufgehoben, so halle man bereits ein Jahr da­
vor die ersten Kanonenboote nach Ekuador und - von der Krupp­
Werft AG Weser a ls Eisbre<:her dek lariert - nach Argendnien CJCpor­
tiert. Inzwischen hat es nicht an Kunden gefehlt. 

' Dabei ist der gesetzl iche Rahmen stets gegen eine Expansion des Waf­
fenhandels gerichtet gewesen, nachzulesen im Grundgesetz (§ 26: 
Krieg.swaffenherstellung, ·transfer und -verkauf nur mit Regierungsge­
nehmigung), im Krieg.swaffenkontroll- und im Außenwirt5C:haftsge­
setz. In gleiche Richtung zicltcn die Kabinellsbeschlüsse von 1965 (Ver­
bot des Rüstung.stransfcrs in Krisengebiete) und 1971 (Lieferung von 
Krieg.smaterial nur noch an NATO-Partner), sowie 1979 die EinfUh­
rung einer Genehmigungspflicht für Vermittlung jeg:lkher Waffenge-
5C:hlfte. Parallel zu dieser Entwicklung wuchsen aber die Rüstungspro­
fi le und der Einfluß des militllrisch-indust riellen Komplexes mit dem 
Ergebnis, daß die BRD sich im in ternationalen WafTenhandel 197S au f 
d ie 6. Stelle in der Welt vorgeschoben hane, wobei sie Waffen allein in 
44 Entwicklungsländer exportierte. Dabei ist Chile nitht zu kurz ge­
kommen. 

Obwohl das Land sei t etwa einem Jahrhundert keinen bewaffneten 
Konfli kt mit seinen NachbarllIndern gehabt hat , ist es unter P inochets 
Faschistenherrschaft zur stllrksten Mili tärrnach t Lateinamerikas pro­
zentual zur Bevölkerung hochserUstet worden, Um llber die politi5C:he 
und ökonomische Krise hinweglutäuschen entfacht das P inochet­
Regime gegenUber seinen Nachbarländern ein zunehmendes SllbelrB..'l­
seIn (siehe dcn Beitrag yon I. Ljube tic zum Konmkt Chile-Argentinien 
in diesem Heft), aus dem die interna tionalen RUstungskonzerne Kapital 
schlagen, in erster Linie diejenigen aus den USA . 
Der zweitgrößte Lieferant ist Israel, dessen 2. VerteidungsminiSler 
Zipori zuletzt in der 4. Januarwoche in Santiago weilte und den Fa5C:hi­
sten Militlrhilfe " nach Wunsch" feilbot (Le Monde, 25. I. 1979). Pro­
duziert wi rd diese israel ischen H ilfe nicht zuletzt mit einer Militärtech· 
nologie und mi t Lizenzen, die ebenso aus der BRD stammen wie die Fa­
briken, die im Rahmen der " Wiedergutmachungs"politik aus de r BRD 
nach Israel geliefert wurden und in denen, nach Umstellung au f RII ­
stungsproduklion, die israelischen Exportwaffen hergestellt werden. 

''P 
'~" 

Aus der BRD ist der Transfer von RUstungs-know-llow und -fabriken, 
die Lizcnzvergabe sowie d ie Auslagerung von Teil- oder Endstulcn von 
RllslUngsproduktion auch an die anderen Hauptwaffenlieferanten Pi· 
nochelli crfolgt, nämlich an Frankreich, Großbritannien, Italien, Spa­
nien und Brasilien. In dem 1971 zwischcn Frankreith und der BRD ab­
geschlossenen Regierungsabkommen wird sogar ausdrllcklich betont, 
einander zum Wohle der RlIstungswirtschaft beim Export von Kriegs­
waffen zu unterstUtzen, insbesondere beim RUstungsexpan aus Ge· 
meinschaflliprojeklen die Unlerstlltzung zu garamieren. 
Rllstungsgüter, die von "reinen" BRD-Konzernen produziert werden, 
fi nden aber auch ihren Weg in die Hande dcr chilenischen Faschisten. 
Im September 197~ lieferte die Firma He<:k. ler & Koch 4000 Gewehre 
vom Typ HK J3 (~.56 mm) Uber ihre Lizenzfi rma in Thailand nach 
Chile. 1976 verkauft e M BB sechs Kl!mpfhubschrauber BO lOS: als Ein­
zeltei le verpackt wurden sie in die Schweiz geliefert, dort endmontiert 
und in Chile dann der Polizei übergeben, laut MBB ohne Bordwaffen. 
Die nachträgliche AUsrllstung mit Raketen, Bordhnonen oder Torpe­
dos zur Panzerabwehr und Schiffsbeklmpfung Ilberließ man demnach 
den chilenischen Faschisten. 
Aus der BRD stammen auch J()()() Boden-Boden- Raketen sowie eine 
Fabrik fOr Raketenausrtlstungen, die Ende 1977 mit der Produktion 
begonnen hat. Die GOttinger Sanorius Werke GmbH rUsten die chileni­
sche Armee mit P rllf- und Feinmeßgeräten aus und die Kie ler Firma für 
Unlerwasserte<:hnik (IBAK) versorgt Pinochels Kriegsmarine mit 
Unterwasser-Fernsehanlagen. Eine Atombombe hat man aus der BRD 
zwar noch nicht nach Santiago verschachen , aber die Gesellschaft für 
Kernforschung in Karlsruhe, bekannt durch einschlägige Erfahrungen 
mit dem Rassistenregime in SIldafrika und den brasilian ischen Mil itärs, 
hl lt bereits d ie Verbindung aufrecht. 
Finanzielle Ressourcen, um die Waffcn kllufe im Wert von 3 Mrd Dol­
la r in den letzten 5 Jahrcn zu bezahlen, hat das P inochet-Regime frei­
lich nicht, obwohl die öffentlichen Ausgaben für Bildung, Gesund­
heitswesen, Wohnungsbau und T ransport sorgsam gekllrzt worden 
sind . Deshalb greifen ihm befreundete Regierungen, imernalionale 
Kredit institutionen und Privatbanken unter die Arme. Stellvertretcnd 
ruf sie darf sicherlich die Erklärung des Vert reters der Dresdener Bank 
und der Deulsch-SUdamerikanischen Bank, Helmut Hausgen, gelten, 
der vor einiger Zeit nach einem Empfang bei P inochet seincr "Freude 
Uber die äußerst güns tigen Bedingungen" für auslindische Investitio­
nen in C hile Ausdruck verl ieh. 
Eine wertvolle H ilfe fll r C hiles Faschisten ist sthließlkh auch die Un­
terstützung aus der BR D, die sich auf Gebiete der Kommunikation, Lo­
gistilt und Mobilitat erstreckt. Dankbar sind d ie chilenischen Militärs 
insbesondere fUr die Ausbi ldung ihrer Offiziere, beispielsweise der bc­
rtlchtigten Fofterknechte Ackcrknecht und Kraushaar, in Bundesweh­
reinrichtungen, die, wie es scheint, in letzter Zeit sich immer mehr zu 
Stätten der internationalen Begegnung emwitklen: Mit Jahresbeginn 
nahmen 143 iranische Offiziere in den Bundeswehrhochschulen in 
MUnchen und Darmstadt ihr "Studium" .auf. 
Die jUnJSte Enthüllung übe r die Lieferung der 1500 Mamba·Raketen 
a,n d ie chi lenischen Faschisten ist also lediglich die Spitzc des Eisbergs. 
Dafll r bllrgt nicht zulctzt der SPD-Vorsitzende Willy Brand!. " Ich se­
he", so der Fricdensnobclpreistrllger, "daß wir bei RUstungslie(erun­
gen nicht ganz so zUrllckhaltend bleiben, wie wir es lange Zcit gewesen 
!lind. Wichtige Handelspartner sehen zivile Geschafte gern ein wenig 
militärisch angereithert" (Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt, 28. J . 
1978). 


